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AlB-Aktuell: Nur noch "ein Schritt" zum Krieg? 
Die 2517 vietnamesischen Flüchtlinge der Hai Hong, die vor 
Malaysia in eine lebensgefährliche Situation gerieten, wurden 
nicht nur Opfer skrupelloser Hongkonger Geschaftemacher 
(die Fluchthelfer kassierlen 10 Mio DM). Vornehmlich der ent­
eigneten Bourgeoisie und gehobenen Mittelschicht Viemams, 
teils chinesischer Abstammung (Hoas), zugehörig, wurden sie 
wie uhntausende anderer Vietnamesen Opfer jener Kampagne 
Pekings und der "Stimme Amerikas" (Manila), die zum Mas· 
senexodus aus Vietnam riefen. Ihr Flilchtlingsschicksal wurde 
schließlich ausgerechnet von jenen westlichen Ignoranlen, die 
jahrelang den Viemamkrieg der USA dedten, dazu miß­
braucht - so eine Erklärung der Freundschaftsgesellschaft 
BRD-SRV vom 4.12.1978 -. ,,~in~ antikommunistisch~. di~ 
SR V diffamierend~ Propaganda-Kampagn~ zurechtzuzimm~rn. 
Di~s~ V~rI~umdungskampagn~ ist nichts and~res als der Ver­
such. von d~r Schuld der US-Regierung~n und der Verstrickung 
verantwortlicher Politik~r der BRD in den V~rnichtungskrieg. 
d~r Million~n Tode forderte. abzulenken." 

Mißbrauch des .-lüchtlingselends 

AII~n voran laI sich der nied~rsachsisch~ Minist~rpräsident und 
CDU-Chef Albrecht mit d~r .. sporadisch~n" Au(nahme ~ines 
groß~n Flüchtlingskontig~nts und d~r Anschuldigung der SRV· 
Regi~rung h~rvor, d~r "Druck" ihrer .. hart~n Diktatur" (Spie­
gd, 4.12. 1978) sei die Ursache des FlUchtlings~l ends. Insbeson· 
d~re bot d iese Kampagne den Herrsch~.nden die Möglichk~it, 
die Vorenthaltung der versprochenen Wiederaufbauhilfe fOr 
Vietnam zu rechtfertigen. 
lmm~rhin sind die imperialislischen Kri~gszerstörungen maß· 
g~blich dafür v~rantwonlich, daß di~ künliche Flutkatastroph~ 
in Vi~lnam de,rartig verheerende Auswirkung~n zeitigen konn-

le. Und schließlich assisti~ren die Westmächte der chinesisch· 
kampuch~anischen Aggressionspolilik, die gewaltige Kräfte 
Vietnams verschleißt (siehe A lB 4,10 und 11 - 1211978). 
Wie Erich Wulff, der I. Vorsitzende der Freundschaftsgesell­
schaft BRD-SRV, auf ihr~r Mitgliederversammlung Ende No­
v~mber 1978 betonte, kann man angesichts der ant ivielnamesi· 
sch~n "friedensf~indlichen Politik d~r chinesisch~n und kam­
pucheanischen FUhrung~n" nicht "neutral" bleiben. Das umso 
weniger als die Drohung der chinesischen Regi~rung vom Juni 
1978 nicht auf die leichte Schulter g~nomm~n werden kann, bis 
zum Krieg mit Vietnam seien es nur noch "drei Schritte". 
Nachdem Peking ein~ V~rhandlungslösung abg~blockt hat, 
w~rt~te es di~ vi~tnamesisch~ Schutzmaßnahme des Fr~und· 

schaflsv~nrages mit d~r Sowj~tunion am 3. Nov~mbtr 1978 a ls 
"zw~it~n Schritt". 
Ein zi~lstr~biges Zust~u~rn P~kings auf d~n "drilt ~n Schritt" 
b~d~ut~t nicht nur s~ in~ Aufrüstung Kampucheas, sondern 
auch di~ Enthüllungen genohen~r Khmer, Ang~hörig~ der in 
Kampuchea stationiert~n Armee hätten "dir~kt an Kampfhand­
lu ngen gegen Vi~tnam t~ilgenommen" (Stimme Vietnams, 
1.11.1978). Und darauf v~rw~isen die Fondauer chinesisch~r 
bewaffneter Provokationen und Truppenkonz~nlrationen an 
der Gr~nze zu Vietnam. 
Ein solch~r Zwischenfall ereignel~ sich beispielsweise am I . No­
v~mber, als ~in~ starke Armeeabt~ilung der VR China vietna­
mesisches G~biet in Dinh Phong ~rstürmt~. das Feuer auf vi~t· 
namesische Milizangehörige eröffn~te und dort befestigte Stel· 
lungen zu bauen begann. Da bei dies~n Kämpfen auch sechs 
c~inesische Soldaten getötet wurden, stieß Pek ing neue Dro­
hungen aus, es werde " seine bisherige Zurückhaltung" aufge­
ben. Tatsächlich müssen die chinesische Führung und ihre im· 
perialislisch~n Getr~u~n vor dem geplanten "dritt~n Schritt" 
zurückgehalten werden. 

r------Freundschaftsgesellschaft BRD-SRV: ------, 
Appell ~ur Vietnam-Solidarität 

Das vietnamesische Volk hat nach seinem historischen Sieg ühcr die U5-Ailiressoren und deren einheimische Handlanger im Fruhjahr 19U begon­
nen, mit I d~nreichtum und Tatkraft seine im Krieg zerstOrte Heimat wiederaufzubauen. Im 3. Jahr nach der BecndigunS des U5-Kriegcs ist das 
wiedervcreinigtc Vietnam eine riesige Baustelle. Wo Millionen Bombentrichter die imperialistische Barbarei bezeugten, entstanden neue Reisfelder • 
Fabriken. Wohnhlluser, Krankenhäuser und Schulen. 
DOth ebenso wie die Wunden an Körper und Seele der Menschen in Vietnam noch langc schmerzen werden, so brennen auch die Wunden, die die 
US-HclT$I;haft dem Land gebracht hat: die Zerstörung von Landwirtschaft und Industrie. die Vergiftung der Natur durch Chemikalien. die Ver· 
nichtunl sorialer Strukturen und kultureller Bindungen sind Hypotheken, die die viclnamesischc Gesellschaft noch lange abzutragen haben wird. 
Die jünaste schwere: Naturkatastrophe hat das Land nur deshalb in einem solchen Ausmaß verwüsten können, weil Damme. Deiehe und Bewlsse­
rungsanlagen von US-Somben zerstön worden waren. Doch wahrend das vietnamesische Volk die Hinterlassenschaft des Krieges und die Auswir­
kungen der Unwet terkatastrophe zu überwinden sucht, ist es zugleich neuen groOen Schwierigkeiten und Belastungen ausgesetzt. 
Chinesische Politiker betreiben eine offen feindselige Politik gegenaber der jungen Sozialistischen Republik Vietnam. Sie unterstützen die Angriffe 
der gegenwartigen Machthaber in Kampuchea gegen Vietnam. Sie mischen sich in die inneren Angelegenheiten Vietnams ein und mißachten die 
Unabhalljigkeit und Souverllnitllt des vietnamesischen Volkes. Sie versttrken in jongster Zeit die lIItlichen Obergriffe auf vietnamesisches Territo­
rium und schließen sogar einen großen Krieg in SOdostasien nicht aus. Das vietnamesische Volk. das alte seine Kraft auf den Aufbau seines Landes 
konzentrieren möchte, das wie kein anderes Volk den Frieden braucht und die Freundschaft zu seinen NachbarVÖlkern sucht, wird zu erneuten 
Veneidilungsmaßnahmen gezwungen. In dieser ernsten Situation ruft die Freundschafugeseltschaft die Freunde des vietnamesischen Volkes in der 
Bundesrepublik Deutschland auf. alle Krlfte einzubringen. um der Solidaritltsbewegung mit dem vietnamesischen Volk neue Impulse zu geben. 
Wir mllssen serade heute dem leidgeprtlften vietnamesischen Volk konsequent zur Seite stehen. 
• weil die Bundesresierolli ihre Versprechungen, Vietnam beim Wiederaufbau im Frieden umfanSrciche und IroO:rtlgige Hilfe zu leisten (Willy 
Brandt) - im Gesensatz zu anderen westeuroplischen LIndern - nicht eingehalten hai; 
• weil die Regierung der USA sich hartnlckig ..... eigen. die von Prlsident Nixon schriftlich gegebene Zusage Ober 3 Mrd Dollar Aufbauhilfe ein­
zulösen; 
• weil der friedliche Aufbau und die Unabhllngigkeit des Landes durch dic auressive Politik der chinesischen und kampuchcanischen Führung 
gegenüber Vietnam bedroht sind. 
Deshalb gilt es, in einer großen Kampagne mit vielfll itigen Aklionen und Initiativen, dem vietnamesischen Volk die uncingeschrankte und tiefe 
Sympathie zu bezeugen. 
Wir 'appellieren an die Öffentlichkeit unseres Landes. vor altem an die demokratischen Jugend- und Studelllenverbinde, Parteien, Kirchen, Ge­
werkschaften und anderen seseltschafllichcn Gruppen. wir appellieren an jeden EinzelneIl: 
Vietnam blllucht unsere HUfe! Solldaritil mit Wetnam - jetzt ersl recht! 
Spenden zur UnterstUtzung der Vielnam-Solidarillitsarbeil an: 
Vorstand der FreundschaflSSesellschaft BRD-SRV, Duisburgerstr. 46. 4000 Oüsseldorf 30 
Konlo: Bank fUr Gemeinwirtschaft Dnsseldorf, Nr. I027SS0000 
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Iran 
Das Schah-Regime, von westlichen Reprilsentanten als Hort der Stabilitllt im arabisch-asiatischen Raum gebucht, bietet zur Jahres­
wende 1978179 ein' TriJmmerfeld. Armee-EillSatz., Verschleiß von Ministerpriisidenten (HQ weida. Amouzegaf. Emami) und eine rege/­
rechte Massakerpolirik gegen die Volksbewegung vermochten bislang den AllStrum der antidiklotarischen MassenaktiQnen nicht abzu­
wenden. Die Ausdauer, Breite und J;YUChl dieses Widerstandes haben das politische Herrscha/tsgebiiude der Schah·Diktatur dem Zer­
fall zugetrieben. Die StlJrke der iranischen Massenerhebung aber hai ihre Ursache in einer liefen Okonomisch-sozialen Krise und einer 
organisierten politischen Opposition. Die Erhellung dieser beiden Aspekte em macht die aktuelle Situation im Iran verstand/ich. Wie 
unsere Beitrttge und Dokumente ausweisen, ist dies eine revolutionl1re Situalion, die nicht aus religi(jsem Wahn, "wirren 
Programmen" oder aus "einer A version gegen Fremde" geboren wurde, wie die großburgerliche Frank/urter Allgemeine Zeitung vom 
18. 11. und 5. 12. 1978 weismachen mOchte. Eine explosionsartige Zuspitzung sozialer Widerspruchejiel mit der Unertrttglichkeit der 
politischen UnterorUckunt zusammen. Und das A u/begehren der Massen wurde vorangetrieben eben durch die klare Sprache der Op. 
positionsgruppierungen; sie ist demokratisch und antiimperialislisch. Und sie hat ungeWlJhnliche Ausdauer bewiesen. 

Askari Danesch 

rengkraft 
der Arbeiterstreiks 

Die Weltöffentlichkeit wird zur Zeit Zeuge einer Massenbewe­
gung im Iran. Seitdem sich der Protest dort nicht mehr als das 
Machwerk einzelner isolierter Individuen und Gruppen darstel­
len läßt, wird im Ausland versucht, diese Bewegung als religiös 
und fortschrittsfeindlich hinzustellen. Man nimmt dabei Bezug 
auf die Teilnahme eines Großteils der ~hiitischen Geistlichkeit 
in dieser Bewegung und die Verwenduaa bestimmter religiöser 
Formen zum Ausdruck des Protestes. Jedoch schon die aHge­
meinen Forderungen der VC?lksbewegung - demQkratische l 
EWheite,n, nationa1e-UnabbllDg!g~4-es_Land~ 
..Eo~ - weisen darauf hin. daß es sic,h hier-nicht um spe- \ 
zifisch islamische Ziele handelt, sondern daß wir es mit einer 
antiimperialistisch-demokratischen Bewegung zu tun haben: 
.Von der westlichen Presse wird immer wieder betont, daß der 
Iran ein islamisches Land ist. Diese Feststellung sagt jedoch 
über die Sozialstruktur des Landes noch nichts aus. Um den 
Charakter und die Perspektive der jetzigen Kämpfe einschätzen 
·zu können, ist es notwendig, die klassenmll.ßige Zusammenset­
zung der jetzigen Volksbewegung zu beachten. 
Die rasche kapitalistische Entwicklung des Iran hat dazu ge­
fUhrt. daß heute ca. 14 O{~ der 35 Mio Iraner zur Arbeiterklasse 
zählen. Zum Kern des Industrieproletariats gehören 1,8 Mio. 

I Die iranische Arbeiterklasse hat es selbst zu Zeiten der schwll.r-

/

zesten Diktatur verstanden. sich als Vorhut der Werktätigen 
und wichtigster gesellschaftlicher Faktor im Kampf um die Er­
langung politischer Freiheiten zu profilieren. Schon Ende der 
50er. Anf~g der 60er Jahre kam es zu schweren Klassenkll.mp­
fen im Iran. Zum Verständnis der heuligen Kämpfe ist es wich­
tig zu wissen, daß die Streiks seit 1973 nicht mehr abrissen. 
Im Sommer 1973 erhoben sich die Arbeiter und Angestellten 
der städtischen Verkehrsmiuel in Täbriz zur Erlangung politi­
scher und gewerkschaftlicher Freiheiten. Obwohl dieser Streik 
niedergeschlagen wurde - der Streikführer Majzid Yscharch­
Tschi verstarb einen Monat später in einem Krankenhaus an ei­
ner "Vergiffung"'-, bildete er den Auftakt einer ganzen Serie 
von Streiks in verschiedenen Betrieben und InstilUtionep. Hö­
hepunkt dieser Streikwelle waren der blutig niedergeschlagene 
Protestmarsch der Teltiilarbeiter von Karadj und der kll.mpferi­
sehe Slreik der Textilarbeiter von Schahi im Sommer 1975. 
Auch er wurde yon der Armee brutal zusammengeschossen. Mit 
dieser StreikweHe begann eine neue neue Etappe der Entwick-
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lung und ein Aufschwung der Streikbewegung der Arbeiter des 
Iran" . 
Während des Jahres 1976 kam es im ganzen Land zu Massen­
streiks. Allein im Juli 1976 fanden in mehr als SO Fabriken in 
Teheran gleichzeitig Arbeitsniederlegungen statt. Als Beispiel 
sei h,ier der gToße Streik der Textilarbeiter von Teheran ge­
nannt, der mit seinem heldenhaften Widerstand gegen Armee­
Einheiten und von anschließendem Erfolg gekrönt, beispielge­
bend für den Widerstand gegen die Diktatur war. Praktisch hat 
die Streikbewegung der Arbeiter in den Jahren 1974 bis 1976 ei· 
ne Veränderung des politischen Klimas gebracht. 
Nach diesen Aktionen der Arbeiterklasse traten im Jahre 1977 
weitere Schichten und Klassen des Volkes in den Kampf für die 
politischen Freiheiten ein. Zunächst waren es nur SlUdenten, 
dann auch andere Vertreter der Intelligenz, die staatlichen Be­
amten und AngesteHten, die Lehrerschaft und schließlich die 
Klein- und Miuelbourgeoise. Seit Ende 1977 wird der Kampf 
für die demokratischen Freiheiten, der ·sich in Massendemon­
strationen und Kundgebungen manifestiert hat. vom gesamten 
Volk gelragen ("'gI. Artikel von K. Kiauri in AlB 3/ 1978). 

Millionen trotzen dem Kriegsrecht 

Als das Schah-Regime nicht mehr in der Lage war, diese Mas­
senbewegung mit Hilfe der Polizei und SAVAK­
Schlägenruppen zu unterdrücken, wurde die Armee zur mach­
terhaltenden Stütze. Sie wurde seit Beginn 1978 - zuerst am 9. 
Januar 1978 in Ghorn - punktuell ständig und mit aller Bruta­
lität eingesetzt. Die Eskalation der Gewalt durch das Schah­
Regime, das ledigliCh zu einigen demokratischen lippenbe­
kenntnissen bereit war, bewirkte-Solidaritätsgefühl, Opferbe­
reitschaft und KampfgeIst in der gesamten Bevölkerung. Dieser 
Kampfgeist, der in der Geschichte des Landes bisher beispieHos . 
ist, vemreitete sich über das ganze Land bis in die entferßlesten 
Onschaffen. 

Den Höhepunkt dieser Etappe der Massenaktionen Protestmär­
sche in der Zeit vom 2.-9. September 1979, an denen mebr als 
8-Mio Menschen teilnahmen. Die Demonstranten forderten da­
bei die Abschaffung der Monarchie, die HersteHung der.Repu­
blik zur Beseitigung der politischen. gesellschaftliChen und öko-



nomischen Krise zusammensetzen müßte. Angesichts der sich 
jetzt auch auf die Armee ausweitenden Proteste wurde die Lage 
für das Schah-Regime und seine imperialistischen Gehilfen zu­
nehmend bedrohlicher, und diese Gefahr erkennend, verhängte 
der Schah am 7. September 1978 das Kriegsrecht über 12 Städte 
des Landes. Nach dem Massaker vom 8. September, bei dem 
ca. 3000 Menschen eines Demonstrationszuges niedergeschos­
sen wurde, traten die Werktätigen in Aktion, um das Kriegs­
recht zu durchbrechen. 
Navjd, die illegal im Lande erscheinende Zeitung der Tudeh­
Partei, die selbst laut pürgerlichen Politikern weitestverbreitete 
oppositionelle Zeitung ist und mittlerweile auch den westlichen 
Presseorganen ein Begriff wurde (siehe Frankfurter Allgemei­
ne,30. 11. 1978), und andere illegal erscheinende Zeitungen der 
Opposition riefen einhellig zum Generalstreik auf, um das 
Kriegsrecht zu durchbrechen. Die Werktätigen folgten diesem 
Aufruf. Zunächst begannen die 3600 Arbeiter der Stahlindu­
strie Isfahans und die 12000 der Kupferwerke in Kin,nan. Es 
folgte der Generalstreik der Arbeiter und Angestell ten des Post­
und Fernmeldewesens, der Streik der Arbeiter und Angestellten 
im Bereich des Öffentlichen Dienstes, der Versorgung, der Ban­
ken und Versicherungen. Es streikten auch die Lehrer. Insge­
samt beteiligten sich an diesen Streiks über 3 Mio Werktätige. 
Gleichzeitig wurden neben diesen Streiks, die rein politischen 
Charakter hallen, trotz des Standrechts, das jede Demonstra­
tion mit Waffengewalt beantwortet, auf der Straße Massenak­
tionen organisiert . Der Höhepunkt der Aktionen in dieser 
Kampfetappe war der Streik der 37000 Arbeiter der Erdölindu­
strie, zunächst in Teheran und dann auch in Abadan. Die politi­
schen Parolen. unter denen dieser Streik geführt wurde, setzten 
neue Akzente im antiimperialistischen KalT!pf. Neben der Besei­
tigung des Kriegsrechts, der Forderung nach Freilassung aller 
politischen Gefangenen, verlangten die Erdölarbeiter die Aus­
weisung aller amerikanischen Berater aus diesem Industriezweig 
und damit praktisch die Verwirklichung der Gesetze zur Natio­
nalisierung der Erdölindustrie. 

Bedeutung der Ölarbeiterkäm pfe 

Dieser Streik - siene Organisatoren waren laut Neuer 'Zürcher 
Zeitung vom 9. 11. 1978 Anhänger der Tudeh-Partei - war ein 
empfindlicher Schlag sowohl für das Schah-Regim,e, das 70 "10 
seiner Haushaltseinnahmen aus den Erdöleinkünften bezieht, 
als auch für die imperialistischen Ölkonzerne, die 90 OJo der ira­
nischen Erdölförderung kontrollieren. Außerdem hat die Ar­
beiterklasse des Iran mit diesem Kampf den nichtproletarischen 
Führern des BefreiungSkampfes bewiesen, welche wichtige Rol­
le sie spielt. 
Immam Khomeini, der noch im Oktober 1978 vor allem von 
Studenten und Soldaten den Sturz des Regimes zu erhoffen 
schien, wandte sich im November - nach Installierung der Mi­
litärjunta - mit einem Appell ausdrücklich an die Erdölarbei­
ter mit der Aufforderung den Streik. fortzusetzen. Die Bedeu­
tung der Kämpfe in der Erdölindustrie wurde nicht nur von 
Khomeini, sondern darüber hinaus von breiten Bevölkerungs­
kreisen erkannt. In allen Teilen des Landes wurden zur Unter­
stützung der kämpfenden Arbeiter Streik kassen eingerichtet. 
Dieser Maßnahme kommt besonders große Bedeutung zu, weil 
im Iran jegliche legale oder halblegale Gewerkschaftsorganisa­
tion fehlt. Die Arbeiter sind voll auf die materielle Unterstüt­
zung der Bevölkerung angewiesen. 
Diese Unterstützung machte es den Streikenden möglich, dem 
Versuch der Regierung Emami zu widerstehen, sie mit den Ver­
sprechen höherer Löhne, der Freilassung politiSCher Gefange­
ner und der Abschaffung des Geheimdienstes SAVAK zu kö­
dern. Die Erdölarbeiter bestanden weiterhin auf der Auswei­
sung aller amerikanischer Berater aus diesem Industriezweig. In 
ihrer konsequenten Haltung wurden sie durch große Solidari­
tätsdemonstralionen in Isfahan und Tehernn unterstützt, an de­
nen sich Tausende beteiligten. 

Alle illegal erscheinenden Zeitungen leisteten einen großen Bei­
trag bei der Organisierung der Solidaritätsaktionen. Auch inter­
national fand der Kampf der Erdölarbeiter große Beachtung. In 
einer Solidaritätserklärung des Weltgewerkschaftsbundes vom 
14. 10. 1978 heißt es; "Dieser Streik ist von außerordentlicher 
Bedeutung, da er nicht nur zur Durchsetzung ökonomischer 
Forderungen, sondern darüber hinaus für die Beendigung der 
durch den Schah und seine verbrecherische Bande ausgeübten 
UnterdrÜCkung geführt wird. Der Weltgewerkschaftsbund for­
dert alle Gewerkschaften und alle Werktätigen der Welt auf, 
Solidarität mit den Streikenden im Iran zu üben". (Mardom, 
Nr. 21SIOktober 1978) 

Milifärjunla Azhari - eine Kreatur der USA 

Die Standhafligkeit der Erdölarbeiter und die machtvone Soli­
daritätswelle im Lande setzte faktisch das Kriegsrecht außer 
Krafl. Damit hatte die Regierung Sherif Emami bei der Wah­
rung der politischen, ökonomischen und strategischen Interes­
sen des Imperialismus versagt. In Washing·ton schmiedete man 
Pläne für eine politische Konstruktion im Iran, die in der Lage 
sein würde, einen härteren Kurs durchzusetzen (New Vork Ti­
mes, 14. 11. 1978). Nach einem Telefonat des amerikanischen 
Sicherheitsbeauftragten Z. Brzezinski mit dem Schah wurde am 
6. 11. 1978 im Iran eine Militärjunta unter der Leitung von Ge­
neral Azhari installiert. Nach Agenturberichten war für die 
Wahl Azharis ausschlaggebend, daß er über ausgezeichnete Be­
ziehungen zu den USA verfügt. 
Die ersten Maßnahmen der Militärjunta Azhari waren; 
• Besetzung der Zeitungsredaktionen sowie der Rundfunk­
und Fernsehanstalten des Landes, 
• "gnadenloser" Gebrauch von der Schußwaffe bei Men­
schenversammlung und Streik kämpfen, 
• Einführung des Kriegsrechts für alle SilUationen, in denen 
die Sicherheitsbelange des Landes gefährdet sind. 
Die Einsetzung der Militärjunta wurde von einer Verhaftungs­
welle begleitet, die größere Ausmaße erreichte, als vergleichbare 
Aktionen der Kriegsrechtsregierung von Sherif Emami (Nach­
fo lger des am 25. 8. 1978 abservierten Ministerpräsidenten 
Amouzegar; d. Red.). Jedoch die Ereignisse in Iran nach dem6. 
11. 1978, seit der Einsetzung der Militärjunta zeigen, daß es 
auch dieser Regierung bis jetzt nicht gelungen ist, den Kampf­
geist der Bevölkeru ng zu brechen. 
Der Streik der Erd6larbeiter dauert teilweise noch an. Obwohl 
2000 ausländische Facharbeiter (möglicherweise Amerikaner 
oder Engländer) eingesetzt wurden, beträgt die Erdölförderung 
bis jetzt nur 50 OJG der vor dem Streik geförderten Menge. 
Aus Protest gegen die Zensur haben von den 14 hauptstädti­
schen Zeitungen 13 ihr Erscheinen eingestellt. Die Schulen und 
Universitäten des ganzen Landes sind nach wie vor geschlossen. 
Die Stromversorgung der Hauptstadt wird aus Protest gegen die 
Militärjunta zeitweise abgeschaltet. In allen Ministerien des 
Landes befinden sich die Beamten und Angestellten im Bum­
melstreik. Im ganzen Land streiken die Zollbeamten und die 
Beamten und Angestellten der Zentralbank. 
Neben diesen Streiks werden von der Bevölkerung ständig Pro­
testmärsche organisien, wie z. B. am 18. 11. 1978 in Schiraz, wo 
nach Junta-Angaben 46 Menschen den Tod fanden. Weitere 
Protestmärsche fanden statt in Isfahan: Meshed, Teheran, Sari, 
Gorgan, Täbriz, also praktisch im gesamten Land. Diese De­
monstrationswelle ließ sich nicht aufhalten, obwohl jeder Pro­
testmarsch vom Militär zusammengeschossen wurde. Der vor­
läufige Höhepunkt der derzeitigen Aktionen war der General­
streik, der zum Gedenken der ermordeten Demonstranten von 
Schiraz vom 18. 11. 1978 durch die Opposition ausgerufen wor­
den war. Laut übereinstimmenden Meldungen westlicher Pres­
seagenturen wurde der Streikaufruf landesweit befolgt. Alles 
spriCht dafür, daß auch die Militärjunta nicht in der Lage sein 
wird, die Volksbewegung für nationale Unabhängigkeit, Demo-­
kratie und sozialen Fortschritt zu zerschlagen. 
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Wolfgang Ritter 

Wirtschaftliche Krisenursachen 
Vor noch nicht all zu langer Zeit gah der Iran bei fUhrenden im­
perialistischen Politikern und Militärs a ls das "Enlwicklungs­
muster par ex~llence" ,I als - 50 der stellvertretende Vorsit­
zende der CDU/ CSU-Bundrslagsfraklion A. Dregger im April 
1977 - .. eines d~r stabilsten Lander der rrden Welt" ,1 Die Er­
dgnisse der letzten Monate haben jedoch das Iran-Bild einer 
.. In~l der StabilWH" ad absurdum gerohn. Die Massenerhe­
bung wie die Krise des Regimes reichen so weit, daß man von ei­
ner revolutionären Situation sprechen kann. Worin liegen aber 
die Ursachen dieser Krise? 

Die " WeIDe Revolution" des Schah .. . 

Anlaßg der 60er Jahre ergriff das proimperialistische Regime 
des Schah einen Komplex von Reformmaßnahmen unter der 
Bezeichnung "Weiße Revolution" , die insbesondere vermittels 
einer Agrarreform die beschleunigte Durchsetzung der kapitali­
stischen hoduktionsverhaltnisse zum Inhalt haUen. 
Um jedoch eine kapitalistische Industrieproduktion im Iran 
überhaupt zu ermöglichen, mußte der Staat die materiellen Vor· 
aussetzungen erst schaffen, wobei der Ausbau der iranischen 
Staatsfinanzen zu einem Regulierungsinstrument die wichtigste 
Rolle spielte. Der Staat schuf Einrichtungen der Infrastruktur, 
die dem Privatsektor unen18elt lich oder zu sehr günstigen Kon­
ditionen überlassen wurden, gewährte finanzielle Unterstützun­
gen und Anleihen, tätigte selbst Investitionen in Bereichen, die 
eine hohe Kapitalakkumulat ion erfordern und nicht sofort Pr~ 
fit abwerfen, übernahm profi tschmälernde Kosten wie Tran· 

Su!a/!·Pomp, Ml/iUlrs 
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sport und Verkehr, Ausbildung von Kadern, Verwaltung, Ener­
gieerzeugung usw. Und er orientierte die Staatsausgaben immer 
mehr an den konkreten Verwertungsbedürfnissen des einheimi· 
schen und ausländischen Privatkapitals. 
Dabei ging das monarchistische Regime von dem Grundsatz 
aus, dem Auslandskapital Tür und Tor in der Wirtschaft zu öff· 
nen und möglichst zu einer Integration zwischen einheimischem 
und Monopolkapital aus den imperia listischen Landern zu ge­
langen. Dieser yrundsatz korrespondiert auf der politischen 
Ebene mit dem Ziel des Schah zur Erhaltung seines Diktatur­
Regimes: " Je mehr ausländisches Kapital hier investiert wird, 
um so mehr werden diese Ulnder an der Sicherheit und Selb­
ständigkeit unseres Landes interessiert sein. ") Infolge dieser 
Wirtschaftspolitik bemächtigte sich das Auslandskapilai der 
rentabelsten und für die Zukunft des Landes entscheidenden 
Industriezweige (z. B. Öl, Rüstung, Petrolchemie, Banken 
usw.), so daß für die Enlwick lung des Iran letzIlich die interna· 
tionalen Monopole ausschlaggebend sind. 
Die oben erwähnten Maßnahmen verliehen der iranischen Wirt~ 

schaft tatsächlich eine gewisse Dynamik. So stieg z. B. das Brut­
tosozialprodukt von 1968 bis 1973 um IOP/o.4 Die jährliche 
Zunahme der Industrieproduktion betrug von 1960-1968 jähr­
lich durchschnittlich 12,6'/0, in der verarbeitenden Industrie lag 
sie bei 11 ,1 OJo. Dennoch dOrfen diese Zahlen nicht hinwegtäus· 
chen Ober die Struktur eines Wachstumsprozesses, der grundle­
gend ungleichmäßig ist und sogar zur VerSChärfung bereits be· 
stehender Gegensätze fü hrt. 
Denn obwohl die Zuwachsrate in der Industrie von 1968- 1975 
sogar jährlich 1507. ausmachte, betrug sie in der landwirtschaft 
zur gleichen Zeit nur 2,5 ~" was bei einem ebenso hohen BeVOI­
kerungswachstum Stagnation und de facto sogar eine ver­
schlechterte Versorgung mit landwirtschaftlichen Produkten 
bedeutete. Um den Bedarf überhaupt einigermaßen decken zu 
können, sind umfangreiche Importe notwendig. Im Rechnungs­
jahr 1974/75 stiegen die Gesamteinfuhren an Nahrungsmitteln 
um das Dreifache und hallen damit die höchsten Zuwachsraten 
Unler den wichtigsten Exportwarengruppen. 
Die Situation in der Landwinschaft ist insgesamt gesehen kata­
strophal. Während einige wenige Großbetriebe, an denen Aus­
landskapital beteiligt ist, den besten Boden zur Verfügung ge­
stellt bekommen und jegliche Hilfe erhalten, bleiben die übri· 
gen 3 Mio einzelblluerlichen Wirtschaften sich selbst überlassen 
und werden noch mit einer seit Jahrhunderten üblichen Technik 
bearbeitet. Aus diesen Umständen erklärt sich, warum der 
Agrarsektor , in dem noch fast 40 Ufo der iranischen Bevölkerung 
beschäftigt sind und Ober 50070 wohnen, nur mit etwa 16010 am 
Bruttosozialproduk t beteiligt ist. s 

.•• ein extrem ungleichmäßiger, abhängiger Kapitalismus 

Die Zunahme des Bruttosozialproduktes gründete sich über­
haupt weitgehend auf das schnelle Anwachsen der ErdölfOrde· 
rung und des tertiären Sektors (Handel und Dienstleistung). 
Das heißt zum einen Konzentration und nahezu völlige Abhän­
gigkei t vom Erdölexport, der sich wiederum unter Kontro lle in· 
ternationaler Konzerne befindet: Von 295 Mio t exportierten 
Öls verkauft die Nationale Iranische Ölgesellschaft nur 55 Mio. t 
di rekt , der Rest wird von der Oil Service Company of Iran (OS· 
CO) abgesetzt, die bis 1973 - dem Jahr der dekretierten Ver· 
staatlichung des Ölseklors - als Internationales Erdölkonsor-



tium des Iran fungierte, Die Bedeutung der Öl und Gasexporte 
zeigen folgende Zahlen von 1974175: Anteil am Bruttoinlands­
produkt 5 I '7', an den gesamten Staat.seinnahme 86,4 0;0, und an 
den Deviseneinnahmen aus dem gesamten Waren export 
96,4'70.' 
Da die OSCO zudem gar nicht daran denkt, ihren vertraglichen 
Verpflichtungen nachzukommen, sind aufgrund der Abhangig­
keit vom "guten Willen der Erdölmonopole" beispielsweise die 
Finanzkrisen und die Steigerung der Auslandsschulden gewis­
sermaßen vorprogrammiert. Die gesamte WirtSChaft des Iran ist 
daher äußerst labil und krisenanfällig. 
Eine weilere grundlegende Disproponion findet sich in der Auf, 
blahung des tertiären Sektors, auf den allein 40 '70 des Bruttoso­
zialprodukts entfielen, auf die verarbeitende Industrie dagegen 
weniger als I1 0; •. Aufgrund der relativen Schwäche der Schwer­
und Grundstoffindustrie mUssen ferner in zunehmendem Maße 
Produktionsmittel, auf die heute 25 'll der Investitionen entfal­
len, importiert werden, In großem Stil entstanden mit Hilfe des 
Auslandskapitals Montagebetriebe, die eingeführte Einzelteile 
zUl>3.mmensetzen. Der enorme Anteil der Importe am Endpro­
dukt beträgt im Schnitt 50-90 070. 7 
Die Handelsbilanz in diesem Bereich ist folglich stark defizitär, 
denn 1971 / 72 standen Ausfuhren im Wert von 344,5 Mio Dol­
lar (ohne Erdö l und GasrEinfuhren im Wert von 2060,9 Mio 
Dollar gegenüber. Dazu kommt, daß die Ausfuhren nur zu I 'l. 
aus wirklich hochmodernen Industrieerzeugnissen bestehen. 
Dies ist um $0 bedenklicher, als das Erdöl nur noch eine be­
grenzte Zeit fließen wird und die Importe, die 1974 auf einen 
Wert von 10 Mrd Dollar stiegen, nach den Worten des Schah 
schon 1980 80 Mrd Dollar betragen sollen. 
Ob die iranische Wirtschaft ein derartiges Importvolumen vel­
kraften kann, ist mehr als fraglich. Zudem beuagen die Preis­
steigerungen für die aus den kapitalistischen IndustrieU!.ndern 
eingeführten Produkte teilweise 300'7., so daß dadurch die In­
flation im Iran selbst empfindlich nach oben schnellt. Dabei 
stagniert die iranische Produktion gegenwärtig, die Ausfuhren 
außerhalb des Erdölsektors gingen 1976 mengenmäßig sogar 
um 250;, zurOck.· 

Ölrausch am Golf 

Mit den Ölpreiserhö hungen des Jahres 1973 erweiterten sich die 
finanziellen Möglichkeiten des Regimes ganz erheblich, Wäh· 
rend die Deviseneinnahmen aus dem Ölexport noch 1972 nur 5 
Mrd Dollar jährlich betrugen, stiegen sie nach 1973 um das vier­
fach auf über 20 Mrd Dollar pro Jahr. 
Das löste nahezu einen Ölrausch der imperialistischen Monopo­
le aus, die es darauf abgesehen hatten, die iranischen Petrodol­
lau in ihre Taschen fließen zu lassen; die Wirtschaftspolitik des 
Schah-Regimes kam ihnen dabei sehr entgegen. Der Schah ver­
sprach, daß der Iran in 10-20 Jahren unter die ronf größten 
Industrienationen der Erde eingereiht werden solle, daß der all· 
gemeine Wohlstand gesichert werde und eine Gleichstellung mit 
den am weitesten entwickelten Gesellschaften "in bezug auf s0-

ziale Fragen entsprechend den fortschritt lichsten Grundsätzen 
sozialer Gerechtigkeit und individueller Rechte" erfolgen wer­
de. In Wahrheit aber konzentriene er die Finanzausgaben im 
wesentlichen auf drei Bereiche: 
I. Durch h ,vestitionen in kapitalistischen Undern (Krupp, 
PANAM, Babcock & Wilcox·AG, französische Atomkonzerne 
Eurodif und Coredif), Anleihen ror das bankrotte Italien und 
fü r Großbritannien, Kredite an Internationale Wirtschaftsinsti­
tute und andere Formen des Kapitalexports wurden 1974 6,5 
Mrd DM und 19759 Mrd DM verausgabt,IO 
2. Der Schah plante den Bau von 25 Kernkraftwerken, wovon 
für den Bau der ersten 20 schon 70 Mrd DM veranschlagt wa­
ren. Angesichts dieser Kosten wäre eine bessere Ausnutzung der 
eigenen Energiequellen und vor allem des Gases wirtschaftlich 
wesentlich sinnvoller gewesen. 
3. Nachdem der Iran Anfang der 70er Jahre entsprechend der 

Siuml am Rande TehelaN 

Nixon-Doktrin die Rolle 'eines Gendarmen am Golf übernom­
men hatte, setzte eine beispiellose AufrOstung ein. Die Waffen­
ausgaben vervierfachten .sich von 1973- 1975, allein in den 
USA wurden von 1972-1976 für 18 Mrd Dollar RUstungsgüter 
gekauft, womit der Iran zum grOßten WaffenUufer der Erde 
aufstieg, Insgesamt verwendet das Regime rund 50 'l. aller 
Staatsausgaben für den Militärhaushalt. 
Allgemein machten der Charakter des Regimes und der kapita­
listische Profit 'als Kriterium der wirtschaftlichen und sozialen 
Regulierung jede effiziente Planung unmöglich. Fehlende Ka­
pazitäten insbesondere der Häfen und mangelnde Vorausset­
zungen führten dazu, daß fast 1/3 aller in den Iran gelieferten 
Waren entweder schon verrottet oder völlig unbrauchbar wa­
ren. Aufgesetzte Projekte wie die Lieferung von 26 hochmoder­
nen Turbozügen, obwohl es keine einzige Strecke mit dem er­
forderlichen Gleisunterbau gibt, wurden in Hülle und Fülle ins 
Leben gerufen. 
Dagegen wurde der Ausbau der Eneriieversorgung vernachllts­
sigt, so daß der Strom im Raum Teheran stundenweise ganz ab­
geschaltet werden muß. Auf diese Weise verlieren die Fabriken 
1/3 ihrer Kapazitäten. Die Industrieproduktion fiel im Sommer 
1977 sogar auf die HIlfte, die Wachstumsrate des Bruttosozial­
produktes sank von 41,6 '11 ' im Boomjahr 1974 auf 2,6 '1. im ' 
Jahr darauL II 

Mrd-Provlslonen der Oberschichi •• . 

Zusammen mit dem StrOmen der Ölmilliarden festigte Wld er­
weiterte sich die Stellung einer extrem parasitären iranischen 
Großbourgeoisie, die vom Auslandskapital in gemischten Ge­
sellschaften am Profit beteiligt wurde oder als bürokratische 
Bourgeoisie durch Vergabe von Lizenzen, Korruption, ' Ver­
schwendung staatlicher Gelder große Gewinne macht. Das ver­
deutlicht die Verteilung der Einkommen: Während 80070 der 
Bevölkerung nur. 32 'l. des Gel>3.mteinkommens erhielten, ent­
fielen auf die oberen 5'" der Bevölkerung allein 34"10. 11 Nicht 
weniger als 1110 des iranischen Nationakinkommens, das sind 
rund JS Mrd DM, wird von reichen Persern Jahr für Jahr ins 
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Ausland transferiert. 
An der Spitze dieser Klasse steht der Schah, der außerdem der 
größte Großgrundbesitzer im Iran ist. Der Schah dürfte alleine 
aD Provisionen für seine Rüstungsgeschäfte mehrere Mrd DM 
kassiert haben. Seine Schwester Ashraf wird im Volksmund 
"Madame 5 lila" genannt, weil sie an so gut wie allen iranischen 
Firmen beteiligt ist. Ein Sohn Ashrafs verdiente allein am Auf­
bau eines elektronischen Oberwachungssystems 20 Mio Dollar 
Schmiergelder. Kein einheimischer oder ausländischer Unter­
nehmer kann im Iran ein Geschäft abschließen, ohne sich mit 
der Schah-Familie verständigt zu haben. 
Für die zerrüttete Landwirtschaft blieb von den Ölgeldern aber 
nichts übrig. Ober 60IIla der Landbevölkerung leben unter dem 
Existenzmininum, die Analphabetenquote liegt immer noch bei 

I ( ~:r~ie~~e~f~~~z~~~~:;e~i~~da::;d:~~ 1:~ieL;~~t~C~av~nsi:~ 
meistens um Analphabeten handelt, finden sie aber auch in der 
Industrie keine Arbeit und müssen dann in den Slums der gro­
ßen Städte hausen. 
Erschreckend hoch ist auch die ArbeitslosigkeLt. Obwohl ausge­
bildete Facharbeiter dringend benötigt werden, suchen fast 1/3 
aller Iraner einen Job oder sind unlerbeschäftigt. Daß dieser 
Zustand nicht von ungefähr kommt, zeigt die Tatsache, daß bei 
gleichzeitiger enormer Steigerung der Rüstungsausgaöen 1976 
die Etats für Landwirtschaft, Wissenschaft und soziale Versor­
gung von 740 Mrd Rial auf 384 Mrd Rial, also um fast 50 lI{o, ge­
kürzt wurden. 
Die Spekulationen mit Immobilien und die grassierende (nna­
tion besorgten ein übriges. Selbst ein relativ gut verdienender 
Industriearbeiter muß von seinem Monatsverdienst inHöhe von 
574 DM alleine 253 DM Miete filr zwei Zimmer in der Umge­
bung von Teheran bezahlen. Unter diesen Umständen wirkte 
das vom Ministerpräsidenten Amouzegar 1977 verkündete 
"freiwillige Einfrieren der Löhne" wie ein Hohn. 

, •• kontrastiertn mit dem Elend der Massen 

Die vom Schah versprochenen "goldenen Zeiten" sind also für 
die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung nicht angebro­
chen. Im Gegenteil, das Elend der Volksrnassen und die immer 
ungleichmäßigere Entwicklung des Iran si nd nicht Folge be­
stimmter konjunktureller Schwierigkeiten, sondern ~ ie sind 
struktureiler Natur und entspringen direkt der vom Schah­
Regime betriebenen Politik. Die anachronistische Herrschafts­
struktur der Monarcho-Diktatur, die sich in der Unterdrückung 
und UnmUndighaltung eines ganzen Volkes äußert, macht auch 
für die Bevölk'erung den Zusammenhang zwischen den antina-

• 

tionalen Profitinteressen der imperialistischen Monopole wie 
der einheimischen Oberschicht und dem politischen System 
deutlich. 
Die eigentliche Ursache der gegenwärtigen Kämpfe liegt in der 
e}(tremen und durch die Petrodollars noch verstärkten Zuspit· 
zu ng der sozialen Widersprüche, die inzwischen so weit gedie­
hen ist, daß von der gesamten antidiktatorischen Opposition die 
Notwendigkeit radikaler Veränderungen betont wird. Dieser 
Massenbewegung is t sehr wohl bewußt, daß nur der Sturz des 
Schah-Regimes und die Ausschaltung der es tragenden imperia­
listischen Monopole einen Ausweg aus der jetzigen Krise bah­
nen kann. 
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Askari Danesch 

Opposition wider den Schah 
Nach Beendigung des 2. Weltkrieges. als der Imperia!ismus sich 
in einer relativ geschwächten Position befand, konnte sich im 
Iran eine demokratische Massenbewegung emfalten, welche die 
Interessen des Imperialismus und auch des Hofes massiv ge­
flI.hrdele. Di~r EntwiCklung wqrde 1953 durch einen CIA­
Putsch, der den Schah wieder an die Macht brachte, ein Ende 
geS'etzt. In der Folge dieses Putsches wurden die demokrati­
schen Parteien und die Gewerkschaften zerschlagen, das natio­
nalisierte Erdöl wurde ausländischen Monopolen lur Verfü­
gung gestellt, der Iran gab seine naditionelle Neunalitälspolitik 
auf und Irat dem CENTO-Pakt (dem asiatischen Pendant zur 
NATO) bei, schloß ein bilaterales Militarabkommen mit den 
USA und öffnete den Binnenmarkt für ausländisches Monopol. 
kapital (g~nauer~ Angaben vgl. Iran·Sondernummer des AlB. 
Juli 1975) . 
Um' all diese Maßßahm~n abzusich~rn, And~rte der Schah im 
Jahre 1956 di~ Verfassung des Landes in der An, daß er sich 
von nun an diktatorische Machtvollkommenheit garantieren 
ließ. Um diese Herrschaftsform durchruhr~n zu könn~n, grün­
dete ~r ebenfalls 1956 die berUcht igt~ Geheimpolizei SAVAK, 
die als Unterdrückungsmiuel die seit 1953 fast fUr alles zusUin­
digen Militärgerichte untefS(ütZl~. 
Ende der 50er Jahre, nachdem sich das Regime einigermaßen 
konsolidi~rt hatl~. m~int~ man sich Part~ien leisten zu können . 
Man ließ jedoch nicht einfach die Bildung von Parteien zu, son· 
dern der Schah gründete seinerseits drei Parteien: Iran Novin. 
Mardom und di~ faschistische Paniranis tisch~ PaneL Zwei da­
von, Iran Novin al5 Mehrheitspartei und Mardom als Minder­
heitspartei, hatten zusammen ein Parlament zu bilden, dessen 
einzige Aufgabe darin bestand, die Entscheidungen des Dikta­
tors zu bejubeln. 

Als die unzufriedene Bevölkerung jedoch trotz der schwierigen 
Bedingungen begann, di~ Minderheitspartei Mardom als Platt­
form rur die Artikulation ihr~s U.nmu\S zu benutzen, schaffte 
der Schah aUe drei Parteien 1973 kurzerhand wieder ab. Stau­
d~n gründ~te ~r nach faschistischem Muster die Einheiupar-

tei Rastachiz. in der jeder .Iraner vorn 18. Lebensjahr an 
Zwangsmitglied wurde. Die Grundsätze dieser Partei waren: 
Treuepflicht gegenüber dem Schah; Erg~benheit zur .. R~volu­

lion des Schah und des Volkes"; Bekenntnis zur Verfassung (so 
wie der Schah sie interpretiert). 
Haue sich der Schah mit d~m SA VAK di~ Organisation für den 
physischen Terror geschaffen, so besaß ~r jetzt mit der Rasta­
chiz das adäquate Instrument für die politische und ideologi. 
sche Unterdrückung. Daher ist .es verständlich, daß sich in den 
derzeitigen Kämpfen der Zorn der Volksrnassen außer g~gen die 
ausländischen Berater besonders geg~n di~ Rastachiz- und 
SAVAK-Häuser richtete. 
Bis zum Herbst 1978 versuchte der Schah diese Part~i - zuletzl 
durch die Bildung einer neuen Fraktion - am Leben zu erhal­
I~n . Nach den machtvoll~n D~monstrationen vom 3.-7. S~p­
tember 1978, bei denen im ganzen Land 8 Mio Menschen ihrer 
Abl~hnung des R~gimes Ausdruck verlieh~n, wurd~ di~ Rasta­
chiz stillschweigend - keiner weiß senau wann und wie - auf­
gelöst. 

Noch 3 Wochen vorher, als die Kriegsrechtsregierung Sherif 
Emami ihre Geschäfte aufnahm, waren zur Beschwichtigung 
d~r aufg~bracht~n Bevölkerung 17 neue Parteien gegründet 
worden, die mit der Rastachiz .. konkurrieren" soHten. Nach 
dem 7. September wurden sie mit ihr zusammen aufgelöst. 
Neben der Installierung politischer Panei~n hat das Schah­
Regime in den 60er Jahren Pseudogewerkschaften für die Ar­
beiter und Angestellt~n gegründet, deren Spitzen durchw~g von 
Militärs und/oder SAVAK-Agenten besetzt wurden. 

1hre-Aufgabe war es, einmal auftretende Spannungen in einer 
Art konzeniener Aktion mit den Kapitalisten zu bereinigen und 
außerdem die Interessen der Arbeiter und AngesleHten im Sinn~ 
des Regimes zu kanalisieren. Die Tatsache, daß diese gelben Ge­
werkschaften es nie schafften Ober ihre Büroräume in den Be­
trieb hinaus irgend~ine Art von Massen~influß zu erlangen, war 
ein~r der größten politischen Mißerrolge des Regimes. 

I 



.....-----Ajatollah Khomeini----, 

FRAGE: Ajatollah, seit Beginn dieses Jahres sind in Ihrem Namen 
Hunderuau.!oende empOrter BUrger gegen den Schah auf die Straße 
gegangen. Tausende von Menschen verloren im Kampf gegen Armee 
und Polizei ihre Leben. Haben Sie diesen Volksaufruhr organisiert? 
KHQMEINI: Die Hauplursache des Volksaufstandes ist der Schah 
persönlich und sein Regime. Seit SS Jahren haben der Schah und sein 
Vater den Islam. den BUrgen für Freiheit und Unabhängigkeit des 
Landes. systematisch und rachSllchtig beklimpft. Alle wirtschaftli· 
ehen, politischen, sozialen und kulturellen Grundlagen, die dieses 
Volk im Laufe der Jahrhunderte rUr sein unabhllngiges Dasein ge­
sammelt hatte, wurden durch dieses Regime zerstOrt. 

FRAGE: Sie meinen: durch die Verbindungen des Schah mit dem 
Ausland? 
KHOMEI NI: Die Winsch.ftsproSramme, die die Amerikaner mit 
Hilfe dieses Rejimes und mit einer KOlT\Jption ohnesleichen durchge­
fnhrt haDen, fUhrten dazu, daß der Wirtschaftsapparat dCli LandCli 
vernichtet wurde. Heute sichern diese Leute ihre Existenz mit Olex­
port und Warenimpon. 

FRAGE: Glauben Sie, daß Sie, sei t Jahren im Exil, die Volksmeinullj; 
kennen? 
KHOMEINI : Das Volk ist nun aufsewacht. Ich sage die Meinung des 
Volkes. Wir sind alle einer Meinullj;. Wir wollen die Wiederherstcl· 
lunS unserer Freiheit und Unabhllnpskeit, deshalb muß der Schah 
weg. 

FRAGE: Wenn wir Sie richtis verstanden haben, iSllhr Ziel nicht nur 
der Sturz von Rez.a Pahlewi, sondern auch die Abschaffung der irani­
schen Monarchie. Was aber soll nach Ihrer Meinuni an deren Stelle 
treten? Eine parlamentarische Demokratie, eine Volksdemokratie 
nach marxistischem Muster oder ein Staat mit nlisiOsen Gesetzen, 
die der Koran vorschreibt? 
KHOMEINI: Die Wahl des politischen SystemS wird durch .den Wil­
len des Volkes bestimmt. Wir werden den Entwurf fUr das Grundge­
setz einer islami$Chen Republik zum Volksentscheid stellen. Augen­
blicklich steht das Land im Zwiespalt zwischen fod und LeDen. Frei­
heit und Unterdrückung. Unabhlnsiskeit und Abhlngijkeit. wirt­
schaftlicher Gcrechtiskeit und Ausbeutuns. Die kommende Resie­
runs muß die nationale Exiueru: reuen. Sie muß dem Volk die Frei­
heit. dem Land die Unabh'llJiskeit und wirt.schafliche Gerechtiskeit 
wiedergeben. 

FRAGE: Wer soll denn im Iran, einem Entwicklungsland mit den 
Ambitionen eines Industriestaates, den Willen des Volkes in politi­
sche Macht urnsetttn7 Und wie wUrde es unter einer schiitischen 
Mehrheit den im Land vorhandenen Minderheiten ergehen? 
KHOMEINI: Der Wille des volkes wird durch die von ihm ge,..ahlten 
Vertreter in politische Macht und in eine von Korruption befreite 
FUhrullj; umieselzt. Die Minderheiten werden auf beste Art und Wei· 
se ihre vollen-Rechte erhalten. 

FRAGE: Worin, von der kleinen Gruppe der politischen FUhrer und 
deren Nutznießern einmal absesehen, ..... Urde sich ein iranischer Staat 
Ihrer VorsleliunS von dem heutigen unterscheiden? 
KHOMEINI : Die politische FUhrunll ..... ird von der Abhänpskeit zum 
Ausland befreit und von wirtschaftlicher wie politischer Korruption 
Scslubert. Die Wirtschaft des Landes wird sleichfalls von der Abhln­
aiskeit zum Ausland befreit , die wirtschaftlichen PtlI.ne werden nicht 
mehr mit den Interessen der internationalen Konzerne im Iran Uber· 
einstimmen. Die Gesellschaft wird frei 5Cin, alle Ursachen von .Re­
pression und UnterdrQckung werden wesfallen. Der "Mensch, der 
heute durch ein Poli~eis)'stem ~on jeder politischen Tätigkeit unter 
Androhuns der Tortur gehindert wird. soll alle Minel ~u seiner flnt· 
ral~ung erhalte!!. 
(Quclle: Spiegel. Hamburg. 13 . 11. 1978; Auszug) 
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Palette der Opposi(ion 

A. Die religiöse Opposition 

Unter den Bedingungen der 25jährigen Diktatur, die jede oppo­
silionelle Regung in die tiefste Illegalität zwang, entwickelten 
sich die Moscheen zu den einzigen legalen Versammlungsorten. 

Daß die absolute Mehrheit d es schiitischen Klerus von progres­
siven Geistlichen gestellt wird , spiegelt in dieser Situation die 
Gefühle der Bevölkerung wider. Klasscnmäßig vert reten diese 
religiOsen Führer die Interessen der nalionalen Bourgeoisie und 
des Kleinbürgertums. Das drUckt sich in ihrer konsequenten an­
tiimperialistischen u nd antidiktatorischen Haltung aus. Die her­
ausragende Persönlichkeit dieser Bewegung ist der Ayatollah 
Khomeini, der wegen seiner Standhaftigkeit gegenüber der Dik­
tatur des Landes verwiesen wurde. Auf Betreiben des Schah 
mußte er auch sein erstes Exil, den Irak, verlassen und lebt heu­
te in Paris. Bedeutende Führer dieser Bewegung im Iran sind: 
Ayatollah Talefani, der kürzlich durch den Druck der Votksbe­
wegung nach 14jähriger Haft aus dem Gefängnis entlassen wer­
den mußle; Ayatollah Nuri aus Teheran, der sich zur Zeit noch 
in Haft befindet; und Ayatollah Schariat-Madari aus Ghom. 
Diese Bewegung hat keine festgefUgte Organisation, verfUgt je­
d och durch die Moscheen über eine ausgezeichnete Ko mmuni­
kationsmOglichkeit sowohl zwischen den einzelnen Geistlichen, 
als auch innerhalb der BevOlkerung. Ihre programmatische 
Stoß richtung ist antidiktarorisch und antimonarchistisch. Ih r 
Ziel ist ein auf dem Volkswillen basierender islamischer Staat. 
Die Frage nach der Staatsform wird von Khomeini eindeutig a ls 
die der Republik beantwortet, während die Inlandsführung aus 
Rücksichtnahme auf die Bedingungen der Diktatur die Forde­
rung erhebt, diese Frage durch ein Referendum klären zu las­
sen . 

B. 'Oie Nationale Front 

Die Nationale Front ist ein Parteienbündnis, das den Premier 
der 1953 vom C IA gestürzten Regierung Mohammed Mossa­
degh 'gestellt hili. In diesem Bündnis sind vor allem drei Partei­
en erwähnenswert: 
a) Die Freiheitliche Bewegung des Iran unter der Führung von 
Mahdi Bezergan. Diese Partei wUnscht eine konstitutionelle 
Monarchie und hat eine antidiktatorische und antiimperialisti­
sche Programmatik . 
b) Die Rildlkile Bewegung des Iran unter Führung von Dari· 
usch Fruhar. Diese Partei ste llt den radikalsten Flügel der Na­
tionalen Front. Fruhar befindet sich seit dem 7. 9. 1978 erneut 
in Haft. 
c) Eine miniere Position wird in diesem Bündnis von der durch 
Dr. Karim Sandjabi geführten Bewegung für den Iran vertre­
ten. Dies ist die zahlenmäßig stärkste Gru~pierung in der Natio­
naleo Front. 
Bei seinem Treffen mit Khorneini Anfang November in paris 
konkretisierte Sandjabi den natio:lalen, islamischen, demokra­
tischen C harakter der BewegUng. E r kam mit Khomeini über­
ein, die künftige Staatsform nicht jetzt , sondern nach einer all-

Erklärung Karim Sandjabis 
,I. Die Segenwärtiae Monarcbie im Iran hat ihre Lcsitimitat und Le­
pmation durch ständise Verletzung des Grundgcsctzes - Unter­
drQckungsmaDnahmen, Verbreitung von Korruption und ErSeben­
heil aesenuber der Politik fremder Mächte - verloren. 
2. Die National-islamische ikwegung Irans ist bei Beibehaltung der 
'illesalen monarchistischen Ordnung mit keiner Regierullj;; egal in 
welcher ZusammenSCtzuns, einverstanden. 
3. Die nationale Staatsform Irans wird auf der Grundlage des Islams. 
der Demokratie und der UnabhAnsigkeil, durch freie allsemeine 
Wahlen bestimmt. 
(Quelle: Erkllruna von Dr. Karim Sandjabi nach seinem Besuch bei 
Imam Khomeinl, Paris. 5.11. 1918) 



gemeinen Volksbefragung zu stellen. Nach seiner Rückkehr aus 
Paris wurde Sandjabi von der inzwischen an der Macht befind­
lichen Militllrju nta am 6. 11. 1918 verhaftet (zu seiner Program­
matik siehe Kasten). 
Die Nationale Front ist der paneienmaßige Ausdruck der Inter­
essen der nationalen Bourgoisie und des Kleinbürgertums. Sie 
arbeitet seit Mitte AugUSt 1918 halblegal im Land und legte En­
de AugUSt ein 12-Punkte-Programm vor (s iehe Kasten). 
Für die Nationale Front, wie für alle Parteien des Iran gi lt. daß 
die durch Bedingungen der 25jährigen Diktatur ihre Organisa­
tionsgrOße wesentlich geringer ist als ihr Einfluß. 

,------IKarim Sandjabl-° ---, 

Die Ereignisse der leuten 7:'\o·ei Monate haben die Meinung der Natio­
nalen Front beslltigl. daß die Krise der iranischen Gesellschafl um­
fassend, liefl/"eifend und dauerhaft ist. Sie ist die Folge von 2' Jah­
ren Politik der Unterdrlltkung, des Despotismus und der Korruption. 
Die iranische nationale ßeo,o,·egung ist eine Bewelunggelen das kor­
rupte und autokralisch herT$l;hende Regime und seine wirklich Ver­
antwortlichen. Sie ist eine ~wahile, liefe, einige und bestandige Be­
wegung. Sie ist eine Bewelunl, die aus der Tiefe unserer nationalen, 
kulturellen und religiösen Identit!t wie auch aus der Tiefe u~serer Ge­
sellschaft kommt. 
Dies ist es, was der Schah anerkennen muO. Die islamische und natio­
nale Bewelung ist keine zuflllige und zeitlich begrenzte Bewegung, 
die auf Überlangsregelungen abzielt, wie Regierung.s .... echsel oder 
den Austausch von Personen. Sie kann nicht durch örtliche Maßnah· 
men oder persönliche EinschüchterunI beklmpft .... erden. pie Be .... e­
luna ist einzigartig, .... enn man sie mit dem Blick auf die alte Ge­
schichte Irans, aber auch anderer Nationen sieht. 
Der Schah in seinem despotischen Regjeruß&SStilgeht mit seinem ei­
lenen Land nicht anders um als ein Ausländer und nimmt keine 
ROcksicht auf nationale Belange; wo es gil! , diese Bewegung zu unter­
drucken, ist ihm jedes Mittet recht. Nun, nach der Niederlage seiner 
Politik der formalistischen Maßnahmen und Camouflagen, hat er ei­
ne neue, schlichte und ominöse Politik begonnen. 
Zum ersten Mal habe er die Botschaft der iranischen nationalen Re­
volution gehört, sagt er in seiner Rede. Das kann er folglich nicht un­
berllcksichtigt lassen. Aber er hat die Botschaft nicht verstanden. So 
hat er eine Militlrregierung gebildct und ihr das Massaker am Volk 
aufgetragen. Die Botschaft der iranischen nationalen Revolution lau­
tet: Befreiung des Volkes von der autokratischen Monarchie. Diese 
BotSChaft wird er .... ieder und wieder hören. 
2' Jahre Verlctzung der Verfassung und Verschleuderung des Wohl­
stands und Ausbreitung der Korruption haben die Institutionen des 
Landes zerstört. Wie können wir die Garantien des Staates anneh­
men, wenn sie nicht begleitet werden von der Bildung einer nationa­
len Regierung? Unserer Ansicht nach ist die einzige Garantie dieses 
Staates die Unterordnung unter den allgemeinen Willen der irani­
sehen Nation, wie er eindrucksvoll und klar dargelegt und voc-getra· 
gen ist in massiven Demon§uationen von historischer Bedeutung: 

(Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung. IJ. 11. 1978) · 

.-----Progr.amm----, 
der Nationalen Front 

Dit Nationale Front hol nach dtr Witduau/nahmt dtr IuJlbltga/tn 
Tilti,ktil im Lande Mi/te Augu..st 1978 ih" Forderungen in tintm /1 
Punkte umfussenden Programm vtr(J//tnllichl. 
I. Auflösung des SAVAK 
2. Aufhebung der Zustlndigkeit der MiUlIrgerichte für alle gegen zi­
vile Personen aufgestellten Anklagen. 
3. Zustandekommen der Unabhansiskeil der Just iz im wahren Sinne 
des Wortes. 
4. Freilassung aller politischer Gefangenen - gleich welcher Ideolo­
gie sie angeMren und unabhlngjs von der Art und dem Zeitpunkt der 
Verurtei lung. 
S. Rückkehr aUer ins Ausland und im Inlalld poli tisch VCTbannten in 
ihre Hcimatsllue. 
6. Es muß alien politiSChen Emigranten ohne jegJiche Hindernisse,er­
laubt werden, in ihre Heimat zurockzukehren. 
7. Vollstlndige Gewlhrleistu lII der freien Meinuna und Meinung­
siuOerung, der freien Schrift und dcr Versammlungsfreiheit. 
8. Freie Betltigung für alle politischen Parteien und Institutionen 
ohne jegliche MonopolsteIlung. 
9. Freie Herausgabe der Zeitunlen und Zeitschriften, deren Lizenz in 
jUngster oder ferner Vergangenheit entzogen wurde. 
10. Eine freie Betltigung der gewerkschafdiehen ZOnfte und der Ar· 
beitergewerkschaften muß gewlhrt werden. AufgezwuDiene Institu­
lionen wie die ,. Innungskammer" odCT divC\"$C "Arbcilerorganisatio­
nen" mOssen veT$l;hwinden. 
11 . Die Drahtzieher und Ausführenden des "kollektiven Mordes" an 
.... ehrlosen BOrgern, gJeich welches Amt sie bekleiden, mUsstn sofort 
verfolgt und bestraft werden. 
12. Offizielle und gesctzliche Rehabilitierung aller von MilillrSerich­
ten Verurtei lten. 

(Quelle:. Ke)'han, Teheran, 20. 8. (978) . 

C, Die Par1el der DemokMltlKht n Volksunio n 

Diese Partei wurde Ende Oktober 1915 von dem bekannten 
Schriftslellc.r M. A . Beh-Azin gegründet. Sie hat eine allgcmein­
demokratische, antidiktatorische und konsequent ant iimperiali­
stische Zielsetzu ng. Eine Woche nach Veröfrenliichung des 
Parteiprogramms in der Regierungszeitung wurde Beh-Azin, 
noch zur Zeit der Kriegsrcchts regierunS Sherif Emami, verhaf­
tet und soll wegen öffentlichen Aufru hrs vor ein Kriegssericht 
gestellt werden. 

.----Tudeh-Partei ---..., 
Wir haben in Bezug auf die unsere Gesellschaft betreffenden Proble­
me des Ofteren unsere Meinung geluBen und sind unSCl"erseits zur 
Aufnahme von Kontakten und Gesprlehen mit allen Krlften der Op­
position bereit. Wir warnen jene Personen und Krlfte, die glauben 
durch die Übernahme von antikommunistischen und gegen die 
Tudeh·Partei gerichtcten Methodcn Voneile für sich herausholen zu 
können. vor den gefährlichen Folgen solcher lllusionen. Man darf 
nicht vergessen, daß die Reakt ion und der Imperialismus mit eben 
diesen Vorwänden der "Gefahr des Kommunismus" die nationale 
Regierung von Dr. Mossadegh stOrzten. Und das derzeitige Regime 
hat zur Rechtfertigung des Verbrechens vom 8. September (17. 
Schahriwar) wiederum diese ,.Gefahr dCl Kommunismus" durch den 
Mund der Regjeruna Scharif Emami beschworen. 
Wir haben unsererseits unsere Kampfmethode auf dCT GrundJaae der 
Einheit aller Krlfte entwickelt und werden auch in Zukunft im Sinne 
dieser Einheit und gegen die Versuche dCl Regimes und seiner Hand­
langer Spaltung und Zwietracht herbeizuführen, kampfen. Wir sind 
bereit und fordern alle gegen das despotiSthe Regime eingestellten 
Oppositionellen auf, auf der Grundlage eines gemeinsamen Pro­
gramms :wsammenzuarbeiten. Wir sind der Meinung, daß in der jet­
zigen Situation der Widerstand gegen das Regime und seine verschie­
denen Manöver mit unerschlluerl ichem Willen weitergehen und der 
Kampf ausgeweitet und verstärkt werden muß. 

(Quelle: Erklärung des Exekutivkomitccs des Zentralkomitccs der 
Tudeh·Partei des Iran, 0.0., September 1978; Auszu&) 
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D. Die Tudeh·Partei 

Die: ' bestorganisiene Kraft im Rahmen der Opposition ist die 
Tudeh-Partei (gegrundet 194 1), die Partei der Arbeiterklasse 
des Iran. Sie bringt die Erfahrung eines 30 Jahre lan~ ohne Un­
terbrechun$ in der Itlegalität gefOhnen Kampfes in die Bewe­
gung ein. 

Die Tudeh-Partei verfügt als einzige oppositioneijl: Kraft Ober 
eine ausgearbeitete Analyse der Situation und über ein detail­
liertes P rogramm fUr die nähere uftd fernere Zukunft. Sie for­
dert seit Jahren den Sturz des Schah-Regimes als erste Voraus-

setzung für eine weitere politische und soziale Entwicklung des 
Landes. In ihrer Erklärung vom 4. 9. 1978 (voller Wortlaut in 
AlB 10/1978) schlägt sie eine programmatische P lattform vor, 
die die mögliche politische Basis einer aus allen antidiktatori­
schen Kräften bestehenden nat ionalen Koali tionsregierung bil­
den könnte (Tudeh-Aufgabenstellung siehe Kasten). Die 
Tudeh-Partei hat damit der Oppositionsbewegung des Iran ihre 
Vorstellungen, wie das Land aus der durch das Schah-Regime 
verursachten politischen, ö konomischen und gesellschaftichen 
Krise herausgeführt werden kann, als Diskussionsgrundlage 
und Handlungsangebot vorgelegt. 

Tudeh·Partei: Aufgaben einer nationalen Koalitionsregierung 
Nach Ansicht unserer Partei ist es notwendig, daß in der gegenwarti­
gen Situation zur Beendigung der politischen, ökonomischen und ge­
sellschaftlichen Krise eine Regierung der nationalen Koalition an die 
Macht kommt, die folgende konkrete Aufgaben durchzuführen hat­
te: 
I. Zur Sicherung dt r demoknllischen Frelbtlten: 
- Freiheit fUr alle politischen Gefangenen; 
- Zusicherung der freien Rückkehr fU r alle innerbalb der Grenzen 
des Landes verbannten wie fUr ins Ausland emigrierte Iraner; 
- Auflösung der Verbrecherorganisation SA VAK (iranischer Ge­
heimdienst; d. Red.) und ahnlicher Institutionen; 
- .Verhaftung und gerichtliche Verfolgung der Verbrecher u'nd Ver· 
räter, sowie derjenigen, die als erste Garnitur des diktatorischen Regi­
mes diese Verbrechen organisiert haben und derjenigen, die von der 
allgemeinen Verelendung profitiert haben; 
.,... Liquidierung aller Gesetze aus der Zeit der Pahlewi·Dynastie. wel· 
ehe die in der Verfassung und in der Charta der Menschenrechte ver· 
brieften Freiheiten verletzen oder einschrlInken; 
- Sicherung der freien Meinungsltußerung, der Presse· und Ver· 
sammlungsfreiheit sowie des Rechts auf freie Bildung '100 Parteien 
und Oewerkschaften; 
- Auflösung der Senats- und Unterhausparlamente sowie der vom 
SA VAK durchsetzten Rite der Provinzregierungen in Stadten, Krei ­
sen und Dörfern; 
- Freie allgemeine Wahlen zur Gründung einer konstituierenden 
Versammlung, deren Aufgabe in der Verabschiedung eines neuen 
Grundgesetzes besteht. 
2. Zur Sicherung der nationalen Unabhi nglgkeit: 
- Vollstlndige Wiederinkraftsctzung des Gesetzes zur Nationalisie· 
rung der Erdölindustrie; 

Liquidierung des KonSortiums und der anderen imperialistischen 
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Monopole, welche die iranischen Erdölquellen ausplUndern: 
- Ausweisung aller amerikanischen Militlrberater und ZurÜckbeor· 
derung der Iranischen Streitkrafte aus dem Oman; 
- Herstellung und Erweiterung der freundschaftlichen Beziehungen 
mit allen Undern, die die Freiheit und Unabhlngigkeit unseres Lan· 
des respektieren; 
- AunUndigung des knechtenden Militärabkommens Iran-USA; 
- Herauslösung des Irans aus dem CENTO-Pakt und Anschluß an 
den Kreis der nichtpaktgebundenen Staaten; 
- UnterstUtzung aller fortschrittlichen und Freiheitsbewegungen; 
besondere UnterstUtzung des brilderlichen Volkes von PaläStina in 
seinem Kampf gegen Imperialismus und Zionismus. 
3. Sanltrung der Wirtschaft und Verbessrrun ll des allgemeinen Le­
bens: 
- Konfiszierung des vom Schah und seiner Familie zusammenge· 
raubten Eigentums; 
_ Anstrengungen zur RUckbeorderung dcr von der Pahlewi· Familie 
gestohlenen zig-Milliarden·Dollar. die sich auf ausländischen Bank· 
konten befinden und ZurverfUgungstcllung dieser Gelder fUr die Ver­
besserung des materiellen und kulturellen Lebens der Bevölkerung; 
- Beendigung der wahnwitzigen Aufrilstungspolitik und ZurverfU· 
gungstellung der Öleinnahmen zur Stärkung dcr Volkswirtschaft; 
- DurchfUhrung wi rkungsvoller Maßnahmen zur Erlangung und Si· 
cherung eines fUr Arbeiter. Bauern und alle Lohnabhlngigen befrie­
digenden Lebensstandards; 
- Sani~rung der Wirtschaft in Richtung und UnterstUtzung der In­
land produktion sowohl im staatlichen, als auch im pri~alen Sektor; 
- Durchführung wirkungsvoller Maßnahmen zur Beendigung der 
tiefen Krise in der Landwirtschaft und Verbesserung der Situation der 
Bauern. 
(Quelle: Zentralkomitee der Tudeh·Partei, o. 0 ., 4, 9. 1978; Auszug) 



,----- Einstimmung auf eine US-Intervention?----, 
Wie aus anderen Iran-Beitragen, sehr deutlich wurde, gilt das Schah­
Regime z. Z. als rine der sichersten Bastionen fllr die Wahrung impe.­
rialistischer Ausplünderung des Teichen Landes, fUr die globalstrate­
gische Macht des Monopolkapitals - in erster Linie rur den mililllr­
industriellen Komplex. Die Frankfurttr Allgemeine Zeitung vom 
30. 11.1978 drUckt das so aus: "Die Vereinigten Staaten sehen keine 
Alternative tu ihrer rOr1 It1ttzlen und kll n n Unterstllllung des 
Schahs von Iran als Clr1lln t der 8eibehallung des lebenswichtigen po. 
lilischen und Strategischen Gleichgewichts am Persischen Golf und im 
Nahen Osten". Gerade diese Funktion des Schah-Regimes soll auf je­
den Fall erhalten bleiben. 

Us...LösungsVirianlen in der Hlnlerhand 

2S Jahre lana diente die Diktatur als Methode, dann das Kriegsrecht 
und jetzt die Militllrjunta. Wenn diese ihren Zweck und damit die 
Ziele des Imperialismus nicht erreicht, und alle Anzeichen sprechen 
dafUr, 'daß sie ihren Anforderungcn nicht gerecht wird, hll! fU r die­
sen Fall der Weltimperialismus - allen voran der US-Imperialismus 
- fUr die Wahrun, seiner Irlleressen im Rahmen seiner Globalstrate­
gic fUr den Iran noch weitere "LOsungsmöaJichkeiten" bereit: 
• Es ist mOglich, daß ein Militllrputsch der Offivere gegen den 
Schah durch den US-Geheimdiensl CIA inszeniert wird (lihnlich dem 
Obristen putsch in Griechenland). Das Programm einer solchen Re­
gierung würde möglicherweise pscudodemokratische LügC)l beinhal­
ten, um die Opposition zu spalten und lanafristig die imperialisti­
schen Interessen abzusichern. 
• Eine andere MOaJichkeit wlre die direkte milit!rische Interven­
tion der USA. Diese Variante wird aktuell, a) wenn es den Volkskraf­
(en gelingt, die Stl8tsmacht in ihre Hlinde zu bekommen, b) wenn die 
Volksbewcgung so tief in das Militlr hineinwirkt, daß dieses nicht 
mehr als sicherer Garant imperialistischer Interessen eingeschl.tzt 
wird. Im Falle einer militlrischen Intervention ware der imperialis­
mus auch bereit eine Teilun, des Landes in Kauf zu nehmen (vgl. in­
terview des Schah in: Newsweck vom I ~.11.1978). 
Für die Tatsache, daß ein direktes Eingreifen der USA durchaus im 
Pentagon erwo,en wird, sprechen auch die Angaben des chemaligen 
Sicherheitsbeauftraaten des Schah Said Sand, der in England um po. 
Iitischcs Asyl aebcten haI. Sand erkll rte vor Journalisten, daß die 
CIA der USA einen Spezialplan zur Intervention ausgearbf:itet hat 
rur den Fall, daß im Iran "außergewOhnliche Umstände" eintreten. 
Vor diesem Hintcrgrund ist die Warnung Lconid Breshnews, des Ge­
neralsekretllrs der KPdSU, an die Adresse der USA bezüglich eines 
militärischen Eingreifens im Iran zu verstehen. Er bezeichnete die Si· 
tuation im Iran als eine interne Anae]egenheit , die "durch die Iraner 
gelOst werden muß". 
Daß die Gefahr einer militllrischen Intervention der USA im Iran 
durchaus realist isch ist, kann man auch an der derzeitigen Kampagne 
in den bürgerlichen Massenmedien ablesen. Die Art und Weise dcr 
Darstellung der Erei,nissc im Iran bereitet den Boden propagandi­
stisch in der Weise vor, daß sich die Forderung nach dem militlri­
schen Einareifen der USA zwangslluna craibt. 
5chlqworte wie: 
- nach dem Schah kommt das ChaO$, 
- Auslander sind im Iran nicht mehr sicher, 
- ohne den Schah bekommt der Westen kein Öl, 
- das bedeutet Wirtschaftskrise aller westlichen Industrienationen, 
finden sich zur Zeit in allen Zeitungen und Nachrichtensendunaen. 
Die "AraurnentC" mögen zur Rechtfertigung des Kriegsrechts, der 
Militlrjunta und einer e>'entuellen US-amerikanischen Intervention 
durchaus gecianet scin, mit den wahren Sachverhalten haben sie je­
doch wcnia zu tun. 
I. Die jetvge Krise - das Chaos, wie es bürgerliche Zeitungen nen­
nen - ist durch die antinationale proimperialistische Politik des dik­
tatorischen Schah·Regimes der letzten 25 Jahrc hcrvorgcrufen wor­
den. Die Volksbeweaung des Iran, die aegen diese antinationa1e 
proimperialislischc Politik und für dic Abschaffung der Diktatur 
klimpft (siehe programmatische Dokumente) kämpft damit rur die 
Beseitiguna des Chaos und seiner Ursachen. 
2. Es ist eine Vcrdrehung der Tatsachen, daß die Iraner generell aus­
linderfeindlich seien. Wie aus der Programmatik der Parteien und 
Interviews mit verschiedenen Persönlichkeiten der Opposition ein· 
deutia hcrvorgeht, ist die aegenwlrtige Be ... ·egung im Iran eindeutig 
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aeaen die Ausplünderung des Volkes durch ausIlIndische Monopole 
und gegen deren Beherrschung der wichtigsten wirtschaftlichen Posi­
tionen, womit auch ein immenser politischer Einfluß verbunden ist. 
acrichtet. 

In "Sorge" um den Ölzußuß? 

J . Die büraerlichen Medien behaupten, im Falle eines Machtwechsels 
im Iran würde kein Öl mehr in den Westen fließen. Damit mUßte eine 
wirtschaftliche Rezession der westlichen L1nder einher gehen. 
Es stimmt, daß nach einer Machtergreifung des Volkes kein 0] mehr 
für die Kriegsmaschinerie der aggressiven israe lischen Armec fließen 
wird - ein bescheidener aber wirk ungsvoller Beitrag auch der VolkS­
macht im Iran für den Frieden im Nahen OSten. Es stimmt, daß die 
Rassisten-Regimes ihre Herrschaft segen die afrikanischen Unter­
drüCkten u. a. nicht mit iranischem 01 vcrlllngern kOnnten. Das ent­
sprlche ebenfalls den UN-Resolutionen. 
Was die Öllieferun,cn an dcn Westen betrifft, so sind folgende Tatsa­
chen festzuhahen: 
• Alle OlfOrderlllnder sind mehr oder weniaer durch Jahrzehnte im· 
perialistiSl;her HeTTSI;haft über ihre L1nder . infolge der 
"Monokultur" auf Verkauf von Erd/)l zur Finanzierung ihres Haus­
haltes angewiesen. Progressive Staaten wie Aigerien. Libyen oder der 
Irak machen hier keine Ausnahme. 
• Die ÖlfOrderländer haben sich in der OPEC zusammcnaeschlos­
sen, um ihre Rechte ,rgenüber den multinationalen Ölkonzernen ,el­
tend machen zu kOnnen, was dank des zuungunsten des Imperialis­
mus und der Reaktion veranderten Krarteverhl.ltnisses möglich wur­
de. Der Preis des Öls wird zwischen der OPEC und dem Kartell der 
Konzerne ausgehandelt, resul tiert also nicht aus den Preisvorstellun­
gen eines einzelnen Landes. Es versteht sich, daß ein Regimewechscl 
im Iran zuaunsten des Volkes die Position der OPEC-L1nder gegen­
über den multinationalen Ölkonzernen verbessern wUrde. Das wlre 
soaar zum Vorteil der Verbraucher in den kapitalistischen LIndern. 
• Gerade diejeniaen, die "ehrlich" nach 01 schreien, wissen, daß 
dic ÖlfOrderuna durch den Erölarbeiterstreik in jUngster Zeit unter­
brochen war. Die Forderung dieser Arbei ter lautet: Abschaffung des 
SAVA K, Freilassung aller politischer Gefansenen und Entfernung 
der Auslander aus den Schlüsselpositionen der Erdölindustrit. Hier 
müssen das Schah-Regime und seine imperialist ischen UnterstützeT. 
die die Forderungen nicht einzulOsen bereit sind, angcprangert wer­
den und nicht umaekehrt die Arbeiter. 
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RHO -Südafrika ' 

Internationaler Kongreß gegen die atomare 
Zusammenarbeit Bundesrepublik-Südafrika 

Daß die Bundesregierung in keiner anderen Frage internationaler Politik so verwundbar ist wie in Sachen Kollaboration mit den sOda­
! , ikanischen Rassisten, machte sie aujs·Neue Dm Vorabend des Kongresses gegen atomare ZusQmmenarbeii Bundesrepublik-SUdqjrika 
vom 11./12. November /978 in Bonn deutlich. Mit der Vorlage einer sog. Dokumentation lie)sie ihN'm Memorandum an die Organi-
5Otion für Afrikanische Einheit (OA U) "am Januar 1977 (siehe A IB-Sondruck 11/977) eine zweite Demen/i·Broschüre folgen. welche 
die VorwUrfe bundesdeutscher Zusammenarbeit mit dem Apartheidregime bestreitet und denunziatorische Angriffe gegen den Afrika­
nischen Nationa/kongreß SOdajrikas wie die hiesige Antiaparrheidbewegung richtet. Die Dokumentation des Presse- und Iriforma­
liOll$llmts der Schmidt/ Genscher-Regierung unterstellte ihnen als eigentliches Anliegen, die BRD international und gerade in Afrika 
"unglaubwiirdig" machen zu wollen. Zwar bewirkte sie damit in den bargerlichen Massenmedien ein viJlliges Totschweigen des Ban­
ner Kongresses, ein tihnlicher Erfolg aber dUrfte ihr im internationalen Rahmen nicht beschieden sein. 
Schon die breite Beteiligung der Befreiungsbewegungen und FronlSIaalen im SUden Afrikas, besonders auch von hohen Reprlisentan­
ten der OA U und der Vereinten Nationen, sprechen hierfar. Mehr noch, wies der GeneralsekrettJr des OA U·Befreiungskomitees Colo­
nel Mbitha die neuerliche Vorlage eines Gegenmemorandums seitens der Bundesregierung angesichts der Eindeutigkeit der Be\;''l!islage 
für eine "unheilige Allianz" Bonn·Pretoria als " KUhnheit", als" venwejfelten Versuch, sich reinzuwaschen", zurück. "Die BRD 
flJhrtfort mit ihrer Kollaboration mit dem faschistischen Regime", betonte M bitha. Ebenso als unglaubwardig bezeichnete der Vertre­
ter dl!S UN-Sonderausschussl!S gegen Apartheid Gopi Dawadi (Nepal) die Dementi· Versuche der BR~ Verantwortlichen, deren 
militilrisch·nukleare Zusammenarbeit mit SUdafrika vom UN-Sicherheitsrat als " Verletzung dl!S Waffenemborgos" untersucht wer­
den mUsst!. Es gebe, so unterstrich G. Dawadi, "nureinen Weg SUdafrika dazu zu zwingen, die Apartheid aufzugeben: die Aufhebung 
a//er Verbindungen, die im nuklearen, mi/üOrischen, politischen, diplomatischen, Okonomischen, Handels· und Investitionsbereich, 
und affen anderen Bereichen bestehen. Es ist deshalb entscheidend, daß die VOlker der Welt eine Kampagne entwickeln gegen jegliche 
Art der Zusammenarbeit. " . 
Zur Entwicklung einer Kampagne gerade auch in der BRD, einer der vier Hauptstatzen des Apartheidsystems neben den USA , Groß­
britannien und Frankreich, gab der Bonner Kongreß wichtige Impulse. Initiiert von der Anti.Apartheid-Bewegung (AAB) und mitge­
tragen vom Anliimperialistischen Solidarittltskomitee (ASK), Jungsozialisten, Jungdemokraten, der Vereinigung Deutscher Studen· 
tenschaften (VDS) u. a. fand sich zu dieser antiimperialislischen Manifestation das seit den HtJhepunkten der Solidarittit mit Vietnam 
und Angola/ M(Jfambique/ Guinea·Bissau im Jahre 1973 breiteste BUndnis zusammen. Das ist ein bedeutender Erfolg, \;''l!nngleich in 
die hier in vollem Wortlaut wiedergegebenen Hauptdokumente des Kongresses gegen die atomare Zusammenarbeit BRD-SUdafrika, 
das von W. Geisler vorgetragene Kongreß-Referat und die Abschll4ßerklilrung, kein konkreter Aktionsplan - ihnforderten die inter­
nationalen Reprtlsentanten - einfloß. FUr die 500 Kongre,ß-Teilnehmer gilt es als erwiesen, daß ßRD-Regierung, -Konzerne und 
· ßanken Sadajrika durch eine ul7l/assende Zusammenarbeit und StUtzungspol[tik zur Atombewaffnung, zur Ausweitung des Aggres­
sionspotentials und zur Machterhaltung der Rossistl!ft verhilft. Diesen Nachweis gefUhrt, auf vers/lIrkte Aktionen gegen diese Kollabo­
ration und auf die SolidarütJt mit den Befreiungsbewegungen orientiert ZU haben, ist das unzweifelhafte Verdienst dieses Kongresses. 

Wolff Geisler 
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Kongreßreferat 
Liebe Teilnehmer dieses Kongresses, sehr geehrte Gäste, 
im Namen aller, die diesen Kongreß zustande gebracht haben, 
drUcke ich die Freude, Hoffnung und Zuversicht aus, zu der Ih­
re Anwesenheit uns Anlaß gibt. 

Vertreter der Bevölkerung in den Regionen, die von den atoma­
ren Ambitionen der rassislischen Regierung SUdafrikas unmit­
telbar bedroht sind, tragen zu diesem Kongreß bei. Die Befrei­
ungsbewegungen: African National Congress (Afrikanischer 
Nationalkongreß SUdafrikas - ANC; d . Red.) der durch zwei 
grundlegende BroschUren und Kampagnen den konkreten 
Kampf gegen die Belieferung Pretorias mit Atomwaffentechn0-
logie eröffnete und der Pan Africanist Congrcss Azanias (Pana· 
frikanistischer Kongreß SOdafrikas - PAC; d. Red.), die 
SWAPO Namibias (SOdweslafrikanische VOlksorganisation; d . 
Red.), die Patriotische Front von Zimbabwe, sowie die Regie­
rungen Angolas, Sambia, Tansanias arbeiten mit uns während 
dieses Kongresses zusammen. Die Organisation fOr Afrikani­
sche Einheit dokumentiert ebenfalls eindrtlcklich, durch die 
Anwesenheit des Generalsekretärs des OAU-Bc­
freiungskomitees, daß unsere Arbeit mit Befreiung in Afrika 
verbunden ist; das Special Committee against Apartheid der 



Vereinten Nationen (UN-Sonderausschuß gegen Apartheid; d. 
Red.) tut ein gleiches. 
Wir zweifeln nicht, daß Pretorias Aktivitäten zur Atombombe 
hin nicht vom Himmel gefallen sind, sondern mit Hilfe von Fir­
men und Regierungen z. B. in den USA und Frankreich, insbe­
sondere aber der Bundesrepublik Deutschland, ermöglicht wur­
den und werden. 
Am 8. 11. 1978 veröffent lichte die Bundesregierung eine Bro­
schüre, die sie als Widerlegung der Vorwürfe gegen die Bundes­
republik bezeichnet. Sie geht darin auf die Mehrzahl der vom 
ANC dargelegten Sachverhalte gar nicht ein. In den 28 behan­
delten Fällen argumentiert sie siebenmal in unverantwortlicher 
Leichtsläubigkeit lediglich mit Aussagen der betroffenen Fir­
men. In den Ubrigen versucht sie, sich durch falsches Zitieren 
und Tatsachenentstellungen zu emlasten! 

Vielgestaltiges BRD-Engagement 

Eine atomare Zusammenarbeit mit Pretoria stempelt den, der 
sie betreibt, zum Unterstützer einer unmenschliehen Regierung: 
Nur Südafrika hat gesetzlich Rassendiskriminierung zur Form 
des Zusammenlebens der StaatsbUrger gemacht. SUdafrika 
führte 1975176 einen Angriffskrieg gegen Angola, massakrierte 
in diesem Jahr in Cassinga, in sam bischen Dörfern über tau­
send Zivilisten, unterstützt in jeder Form lan Smith's MordZtlge 
in M~ambique und Sambia, bricht die UN- Rhodesien­
Sanktionen, halt völkerrechtswidrig seit J ahren ganz Namibia 
besetzt und kann dem Anschein nach aueh nicht durch persönli­
che gemeinsame Vorsprache der Außenmini"s ter von fünf mäch­
tigen Industriestaaten zur Respekt ierung des Völkerrechts uber­
redet werden . 
Connie Mulder, südafrikanisches Regierungsmitglied, !>agte an­
läßlich der Niederlage in Angola schon Ende 1975 offen, daß 
das Vordringen nicht-rassistischer Regieru ngen - von Pretoria 
als "kommunistisch" bezeichnet - nicht hingenommen \'\'llrde: 
"Bis hierher und nicht weiter. Wir werden handeln, ob es einen 
drillen Weltkrieg verursacht oder nicht" (Pretoria News, 21. 
11. 1975). 
Es ist unvorstellbar, daß besonders aus diesem Land Bundesre­
publik Deutschland die in ihrem Rassenwahn unberechenbaren 
Herrenmenschen für einen angekü ndigten atomaren Amok lauf 
Hilfestellung bekommen. Die Gefahr ist umso größer, da das 
Rassistenregime mehr und mehr dem Druck der Befreiungsbe­
wegungen und internationaler Isolierung ausgesetzt ist. Die 
Rassis ten reden nicht nur so, die vernichten wirk lich. Unvor­
stellbar, unfaßbar, unse~ Beteiligung daran . Aber wir dürfen 
die Tatsachen nicht feige übersehen und nicht untätig bleiben, 
weil das ja nicht sein kann. 
Hier einige Tatsachen, die zeigen, daß das Engagement yon Fir­
men und Regierung der Bundesrepublik fUr und im Apartheid­
staat auch sonst vielgestaltig und umfangreich ist. Deutsche 
Konzerne haben 13 Mrd DM in SUdafrika investiert . Größte 
Kreditgeber Südafrikas sind Banken der Bundesrepublik. 1978 
wurde die Bundesrepublik erneut größter Lieferant Südafrika5, 
und diese Lieferungen werden mit Kohle und Stahl aus Südafri­
ka bzw. Rhodesien - trotz Halden bzw. Arbeitslosen bei uns 
und trOtZ UN-Sicherheitsrals-Beschlüssen - z. T. abgegolten. 
Die Bundesregierung trägt durch ein Doppelbesteuerungsab­
kommen , das 1975 rückwirkend ftir 10 Jahre in Kraft gesetzt 
wurde und infolgedessen Steuerverluste für die Bundeskasse in 
Milliardenhöhe bedeutet, durch Hermes-Bürgschaften über ca. 
4 Mrd DM Kosten und Risiko für die beteiligten Firmen. 
Eine militärische Zusammenarbeit der Bundesrepublik mit Pre­
toria wurde yon der Bundesregieru ng ausdrück lich dementiert. 
Aber aus der Bundesrepublik stammen z. B.: 
• Neu n Transall-Mililärtransportflugzeuge, vier Exemplare 

des Airbus, als militärische Auftankversion, sechs Schnellboo­
te, gebaut nach Plänen und mit Teilen aus der iJundesrepublik . 
Militärfahrzeuge, Militärelektronik, Milan-Raketen, Handgra-

naten, Munition, die Munitionsfabrik Spitskop Projekt, Anla· 
gen zum Bau gepanzener Fahrzeuge, von Schnellbooten, von 
Raketentreibstoff usw., usw. 
• 19i3 wurden 56 Starfighter der Bundeswehr an Südafrika 
verkauft. Sie wurden dort bisher nach U'1serer Kenntnis nicht 
von den Befreiungsbewegungen gesehen. Sie stehen wohl in un­
terirdischen Hangars. Die Konstruktionsnummern der Herstel· 
ler dieser Flugzeuge sind uns aber bekannt. Diese unterirdischen 
Hangars sind z. T. von Baufirmen aus der Bundesrepublik ge­
baut worden, ebenso das im Bau befindliche atombombensi­
chere, unterirdische Befehlszentrum der Streitkräfte in Preto­
ria, ebenso das in atombombensicheren Anlagen untergebrach­
te Radarsystem Advokaat, das ganz Südafrika abschirmen soll. 
• Es lassen sich g9 Niederlassungen deutscher Finnen in SO­
dafrika benennen, die Militäraufullge ausführe n. Besondere 
Bedeutung hat die Entwicklung und Produktion yon Raketen 
durch sei nerzeit Bölkow, Dornier und die Deutsche 
Forschungs· und Versuchsanstal t für Lu ft- und Raumfahrt in 
Südafrika. Wer behauptet, das alles sei keine militärische Zu­
sammenarbeit, spricht eine andere Sprach!!. 

Die Gründe für die Versuche, das Apartheid-Regime selbst mit 
Atombomben aufrechtzuerhalten, sind offenkundig: Ausbeu­
tungsmöglichkeit! Daran sind alle, die dort investiert haben, in­
teressiert. 
Eine Befreiung in Namibia , Zimbabwe und SUdafrika kann 
nach der Befreiung Angolas und M~ambiques nur ernsthaft 
behindert werden, wenn die Frontstaaten - bedroht durch eine 
ungeheuere Gefährdung - den Nachschub für den Befreiungs­
kampf unterbinden müßten. Atombomben in SUdafrika sind 
gegen die solidarische Unteruützung des Befreiungskampfes 
aus den Frontstaaten, gegen z. B." Maputo, Daressaiam, Lusa­
ka, Luanda und Gaberone gerichtet. 
Wie können Atombomben hergestell t werden? Um transporta­
ble Atombomben herstellen zu kön nen, ist entweder die Anrei­
cherung des Uranisotops U235 auf ca. 90% notwendig, das im 
Natururan nur zu 0,7'1, enthalten ist. Oder man gewinnt Pluto­
nium aus dem Abbrand von Atomreaktoren. Die Betreiber des 
dt"utsch-sOdafrikanischen Atomgcschäfts haben erkennbar den 
Weg über die Anreicherung gewählt. 
Es gibt drei anwendbare Verfahren für die Urananreicherung: 
Gasdiffusion, Ultrazentri fugierung, Trenndüsenverfahren . SÜ­
dafrika hat von der Gesellschaft für Kernforschung (GfK) 
Karlsruhe in Zusammenarbeit mit der Firma STEAG/Essen das 
weltweit patentrechtlieh geschUlzte Trenndüsenverfahren erhal­
ten. Beweis: 
I. In einem vertraulichen Schreiben an den Präsidenten dt"r sO­
dafrikanischen Atomenergiebehörde (AEB) Dr. Roux ertäutert 
der Staatssekretär im Bundesforschu ngsministerium Hans-
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Hilger Haunschild Geheimhaltungsmaßnahmen für das "An­
reicherung,sverfahren" (ANC-Dokumentation "Militärische 
und nukleare Zusammenarbeit Bundesrepublik-Sildafrika 
wird fortgesetzt", August 1977, S. 32133). In einem geheimen 
Brief an Dr. Roux (ANC-Dokumentation, August 1977, S. 20) 
teilte STEAG ein Jahr später mit, die formelle Zustimmung zur 
Weitergabe der Rechte an AEB beantragt zu haben. 
2. Im Oktober 1973 stellte die Firma STEAG/Essen einen An· 
trag an die Bundesregierung auf Genehmigung zur Erstellung 
einer Wirtschaftlichkeitsstudie von STEAG und der sUdafrika· 
nischen Uranium Enrichment Corporation (UCOR) mit dem 
Ziel der Errichtung einer gemeinsamen Urananreicherungsanla­
ge. STEAG bezeichnete die Lizenzvergabe des TrenndUsenver­
fahrens als "entscheidende Voraussetzung" für die gemeinsame 
Studie (Ex-Regierungsmitglied Eppler in: CervenkalRogen, 
The Nudear Axis, Lendon 1978, S. 70). Ein halbes Jahr später 
gaben STEAG und UCOR die gemeinsame Erstellung der Stu· 
die bekannt. 
3. Die Bundesregierung stellte in einem offiziellen Memoran· 
dum an die Organisation rur Afrikanische Einheit (OAU) vom 
17. J. 1977 fest, daß es ledigliCh im Jahre 1973 diese Wirtschaft· 
lichkeitsstudie gegeben habe. sonst aber keinerlei Kontakte zwi· 
.schen STEAG und UCOR gegeben habe. Der Direktor der 
STEAG·Kernenergie, Völker, sagt dazu: ..... Eine der vielen 
lilgen, die erzählt werden, ist , daß wir unsere Zusammenarbeit 
1973 beendet hätten". (The Nudear Axis, S. 77) 
Die Bundesregierung erklärt also selbst, daß es eine Zusammen­
arbeit von STEAG und UCOR bezügliCh der Urananreicherung 
sab. Das allein muß jeden'zivilisierten Menschen mit Entsetzen 
erfüllen und kann mit nichts, nichts, nichts erklärt oder ent­
schuldigt werden. Regierungskommentare wie "nicht zustim­
mungspflichtig" nehmen keinerlei Verantwortung weg. Wer 
läßt denn derartige gemeinsame Studien "niCht zustimmungs­
pflichtig" sein? STEAG erzählte der Presse 1975, diese Zusam­
menarbeit sei ungefährlich. SOdafrika habe damit frühestens 
1995 die Atombombe. Uns ist auch das zu früh! Außerdem be­
grtlnden die Apartheid-Politiker in Pretoria die Geheimhaltung 
.. ihres" Verfahrens damit, daß sonst die Gefahr einer Ausbrei­
tung von Atombomben gegeben sei. 
Nach diesem Trenndllsenverfahren wurde auch 1971 eine kleine 
Probeanlage in Valindaba in Südafrika u. a. yon STEAG, 
KWU und Linde gebaut. Seit September. 1976 wurde mit dem 
Bau einer großen Anreicherungsfabrik begonnen. Sie kostet ca. 
4 Mrd DM und wird größtenteils mit Lieferungen aus der Bun­
des republik, den USA und Frankreich gebaut: Sie entsteht an 
der Stelle, an der ebenfalls die Öl·aus-Kohle-Anlage SASOl 11 
gebaut wird. Aus Tamungsgründen werden die Lieferungen als 
für SASOl 11, für das Kernkraftwerk Kocberg und die Kohle-

Uf(lll(lll: eJdzerunq.onla"e Vollndaba , KWU-Clvf Borlhell 
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kraftwerke Matla, Duvha und Kriel rowie für die Eisenbahn be­
stimmt ausgegeben. 
Aus TarnungsgrOnden behauptete Pretoria, die Anlage wUrde 
erst 1986 fenig. Ja, im Februar 1978 erklärte der dafür zustän· 
dige südafrikanische Bergbauminister • die große Anlage - bis 
dahin gepriesenes Kernstück der industriellen Entwicklung des 
landes - werde überhaupt nicht gebaut. Aber die Lieferungen 
laufen weiter. 1981 soll sie den Plänen zu fo lge fertig sein. 
Die Anti.Apartheid-Bewegung hat Strafantrag gegen verschie­
dene Lieferfirmen gestellt. Obwohl als Folge davon z. B. die 
Staatsanwaltschaft München die Lieferung des wichtigsten 
Teils der Anlage, der Trennelemente durch Siemens und Mes­
serschmidt-Bölkow· Blohm. bestätigte und ein Tarnungsvertrag 
über Kompressoren durch MAN-GHH·Oberhausen bekannt 
wurde, wurden bisher alle Verfahren niedergeschlagen. 
Pretoria hat mit dem Bau einer Atombombentestvorrichtung in 
der Kalahari, die noch steht, die nicht demontiert wurde, ge­
zeigt, daß es täglich Atommacht werden kann und will. 

Bruch des UN-Embargos durch Bonn und die NATO 

Trotzdem verhinderten USA, Kanada, Frankreich. Großbritan­
nien und die Bundesrepublik mit ihrem Stimmverhalten, daß 
das UN-Waffenembargo vom November 1977 jtde nukleare 
Zusammenarbeit verböte. Die USA haben kürzlich einen Ver­
trag über die Lieferung angereicherten Urans für Südafrikas an­
geblich geplante Kernreaktoren gekündigt. Möglicherweise wol­
len sie sich von einer bevorstehenden Kernexplosion in SUdafri­
ka offiziell distanzieren. Aber Teile für die Anreicherungsanla­
ge werden weiter geliefert. Und diese wird nach den Angaben 
des Fachblattes Blick durch die Wirtschaft vom 14. 3. 1978 
auch. Uran auf 90 Oll, also bombentauglich, anreichern. Dort 
soll jährlich der Grundstoff für ca. 40 Atombomben gewQnnen 
w.erden. 
Die Lieferländer erstellen diese Anlage bewußt als militarisches 
Projekt: Die Kompressoren, die MAN-GHH liefert, erhalten 
NATQ-Kodifizierungsnummern. Die Kennzeichnungen wurden 
bisher nur fUr militärische Güter bei Lieferungen in Nicht­
NATO· Länder vergeben. Eine Elektronenstrahlperforierungs· 
maschine fUr Spezialarbeiten in der Urananreicherungsanlage 
wurde im Dezember 1977 von StejgerwaldiMUnchen mit Ex­
ponerlaubnis der NATO-Behörde COCOM/Paris ausgeliefert. 
Als Bezieher wurde für die~es kriminelle Geschäft eine Schein­
firma genarint. Auf parlamentarische und private Anfragen war 
die Bundesregierung nicht bereit. die Adresse der genannten 
Scheinfirma miuuteilen. Diese Lieferungen verstoßen klar ge-



AN~Llste von In mllltärtsc~atomare Geschähe mit Südafrika verwlckehen BRD-Konzemen 
lJiQ<ÜM~u--. _">niI __ 

~ .... ~--. ... ~,.. 
-~ iAilC/;;..,." ~ _ . Dot -. 'RD­
'F"_ ~"". ·T~ ~ .... siMJo/_ _1"ri ... · __ ""' ... Gri>o« .. N~ 
.....,~.,. .. ~ .. ~....t __ wof 
~ _,.,... ü ~ ~""f"I "" lilJJidwto 
A/riU"~ ~_I",*,,' ,,_), IM 
ÜMiibv{fihn6~. __ .... _i<rIe .... 
__ z...,."" ,"'-'RD~~_· 

"', __ .. u.,.. 

IWKA.1WIstube _ S. A. ~_lcd.. -'IWo/. -, _ UDd Schwan ... _ o...bIi. ~~ ..... .t. 0.;1. 

-. KbInINctbd<r.tun.. ~-. HMIburJ 
_ S. A. EIoo<uo /d<o(Iir:aI1.>d .. PrnoriI c-_, 
t.iod< AG. W_~ _ S. 11. .• ..-lcd.._. (~ 
...... _Dtt._) 
Lirodo: AG. W_8 _ S. A. U- 0..: ....... on<I<rtoiljpon 
(U'-A--" 
SaIzci'tft ~_ AG · So!qi'''', S. A. 1.10:\.. _ . 
( .... joIIt~, 
STI!AO Ak,",,-1Io<IWI. ~n _-. l.IcI .. -... 
(tI_A--"" 
T1I}1IoetI AG. 0;;.._. _ k AUI!raI Ud" ~ 
~F---. __ l 
Kat! S<nmidI: Gn>H. ---. • Kor1 S<:funioiI S. A. lcd. AI· 
rodtIA .... """1...-- ,. ......... ) 
W ....... A PIk.,. .... So"'tpn _ W..".., .t. PIIeick .... S. A. lcd.. 
' <>hanneobwJ ( ............ - ~ 
Gel><. Eberbardl. Ubn_ WiId __ S. A. lcd.. P'r<torio (_ ... -, a.... W_ GmbH .......... W .... kn H_ Ui. 
1'arrow ( ....... 11. __ , ' 
PoIoq.Hcd.~BIrictItn ... ~ _nfobrit AG. KOIII _P. 
H. 11. M<cbanicaI HandIinlIAd .• _. ( ......... _ ...... ) 
KIo<dt><,·H_·D<W. AG. KöIoo_ ....... '" E<roiJ-n' J'ro. 
jccal.ld .• _.~ r __ I. ___ • 

KWU. F"",kfu". foI uckor ""'""" c-.;_ (1.1<_._ .... , 
_ W.,U AG. ~.Ore-a.", Koppel (SA lAd .. .... 
~(M II · _" 
On<> o...n AaIop I'ir di< Ob<~k. Sftqort_ OI1o 
Duen{SA) 1.Id.,-..- I..-- F ....... ) 
11""""" '" Band KG. _,. I'an.cr.uo. Induotrics 01 s. A. 
1..t4..--'(f_) 
DfIa<no'<'k. LiII:><o<t. . """,,", ~«IOotoI ond 1_'" Eq\IJpmm' 
Co .• l'Tflorio ( .... )0<1 A~ x.r.--) 
PlaItib GmbH. (;ör:IiDF8_ M.<_ I.Td.. '-' ("­
joIItA-';'" 
~.W.r\< GmbH, &nn !Md ÜO<I<oberI . RioIpbft (:ar. 
_~ionl.lcl .. ~(l'Io*I, __ 1_ ..­
_ f ....... ) 
VIN AG. lIor! Ho<nbwI_In~1iontoI 1IaI",'1 O><p.. RoooIya.. 
T,-aI t~A _____ ' 
KJ6<b<-r.Möß<r EIoklriritilo OroI!>H IIoM - KIo!d< ... ·_ S. A. 
LId .• -,,~) 
~·II .. _ GmbH. ~ _ _ ~·B_ (SA) Ui ..... 
~ (hotoI;J A_, 
F_ """'" ,,--" .~ SoonIo Alrieo l.IcI .. -. (N.Uuo'-' I ( V. I __ a_--.No-

gen den Atomwaffensperr ... ertrag. 

........ -.... ) 
H .... l.i<bbon ~ B;berxll_ Li<bh<rr·AfnoI l.<d.. 
Sprinp. Tramval (Itak_"-J 
I..wP.GeocIlodlal'l!U, WirnI<oc<IuUI;. ~·_fun.1..w):i S. A. 1.1<1.. 
_ , 4l1< 1 -'-cl ' 11<_. OO-kIorf_Mon_ S<e<IIAd .. --. 1~ _r __ 1 

M ... u.-_ AG. Frankhn . M<..u,c..lIoo:hatI (S . .... ) ..... 
1wIoooobu" tu. ' eldoo,_ N ...... ' I I cl I 
MAN. AupbutJ. l.\q<l" Kille, 1Ad .• IoIIanoeoI::urJ~ 
.-- ......... 11.--._"""_' 
Kor1 SoIom;dt GmbH. N<rcbnuIm . N, F. Die Cooo/ir!c (Pl1) lAd .• 
AIn>de ~ F __ , 
s;n. ... M _ _ Sic-mem lAd .• I'i'etorio /lJ'_. __ 
_-. ......... ' A-...,Ibk ___ , 
_ ... ~ _ _ s;e_ CobIeo LId .. RoooIro !lJ _ --, \.000 SeII"'':'''''- GmbH. H_,,_!MlIoouo'" eo.ne.;c, lAd .• 
1'""""" IN ..... " I .... , 
so..mm., M_.s.:..,,,, Alrieo T~ I_ .... l.<d.. Sil ..... 

""'~-) 
Sie ....... M_. s.:..,,,, Alrieo T<dInic:ol ~ 1.1<1.. Si",",· ""' /--, 
Al&ed Tova GmbH. FranI;f'I>n . Alfrod T .... f.roc. s. A. 1..b1. 
80UbwJ 4..-n< f __ ......... "'_, 

O\avi M .... "'G. F .... kfun . Tram-....l AIIoJs, ~ 
(-'-"~-, 
DairooI<r.1I<ftz 11.0, SN"p". U"ocd Cat . .. Oieoel Oi>oribulon 
Ud .. "" ...... 1~) 
voo lIoftfohrFrii<ew<r\. 11._ ~ 0000bH. Fronkfun . 
VOOs.:..,'h AIrio:a Ltd .• -. ~" __ ' 
SlOIbe'F' Zir>I: AG. _" . ........... , ~ O. ÜId.. """'" 
(1\" ....... , t 1/) 
............ ~"'ion,Krd<Id . .......... 'r_1 1 IM 
Huoo Sdlwankopf GmbfL H_".V""'" ~ Poc· 
ooria tNoUo... I 1 I ) "'<>IU",.,. •. W<r\ 11.0. W-._ ... ~n ." _ Afrioo 
LId .• Ui .. ",,*&< ~I 
11. __ Ro</omoiiIoIc 00-. B..,.,," Co .• OIpoiW_ .• B..­
~I Ud..loIwIroeobutJ (Nooüooo' ! 1 cl 1 
C. 11. _IIrinF' SaM '''''III<IIn---Ce_ Ud .• I"mooio ,_ --E. Metcl. Doraootod . C.1amud lAd .• Pie ...... t_ K<iep. -K;"_ 11._ "'~1IodooII t.o>H •• S!unprt _Ccr>tnol 
IhIaS,... .... I.I<I.._'~1 
Triüonph 1.1<mOIiooW HoIdiooJ GmbH. M-...OIoonoo/i, _ 
io>&,l(.ropotodt(f_-, 
Fa.!. Mii-' Köko_CoIopoc M .... ~ ~ (_ -....... 11.0. llood _,.~o<>d -.- Ui. RoooIro 
l_IIio-:'_ ....... , 
~. S'u"P".eon"", ~ .. (l'DMS~ -. ,-
DnI ...... _ 11.0. ~n.DB Thenaallld..-' 
burJ(tI ... ~) 
0..- 11.0. FnnltwtIMoin .~ -. (NoolJoor. -, 
Getmoniodo<T l.Joyd Gmbll. HMIburJ. Gormaniod>et l.Joyd Sioj. 

afril.o,DwbAn~) 
_1-0 ..... 1000 0000bH. -""":_ Ikbel-G __ SiirIdrib, 

Roodepon(_~)010. .. ) 
Hell&, w"'- 101, __ KG. ~_HeU. SoJd. 
drb. Uno"",*, ~ Wo _ r __ l 
Heekd .. a. GmbH. OiöMotldoof. HmUl Sou'" A!riooo, DwbooI ,-, 
n_HtnSdrd, K .... I . Ii.".<l'd Siidafri);. Ud .• ___ 
bwJ lIt-"" r __ l 
ltidWd HindomoDoo ~. """""_RdIatd Hin<!>­

-SiidoIrIQ,~(-'~' F.-u w.-. AG. Fronkfun _ SUdafrib Ui, _ 
_'l tN_T..-... ... _W~ 
Th-. Oüooeklorl. H ..... l.IcI .. Gcnniooon ,.....- ....... 

-' R.-othaI Poncllln 11.0, MartIredwiu . H......- __ Uod.. 
l'reIorio ew_ ... _ Dot._J 
F..-. _ AG. F.....",...,_H,- Iiu.., _ ~ ... riaIo 
Ud..-. 4N_ T ....... 1 
AEQ·T.kfur>lcro 11.0 FronkfwI _ AEO _, TooI<. Pie_ (_,'looIo.-. ............ ~ ____ , 
T1I}1IoetI·Hei>oM "-1_ AUI!raI "" ...... rinl ~ Tnoroo-.l 
~F __ l 
Eod><,.W,... 0tnbI1. 1lo .. -._ AIdIrol I"'" Woob Ui. -" 
bwJ~" __ 1 
Robm _ GmbH. SnoIIptt . Au""EIocori<al. _, 
~F __ I 

r- _ . JUiIJI_ I'<'" -. S. A. Uod.. 6<IOtwak (_ ---"-,-, _.t. O>.· Combol Gunobop LId .• _ .......... t_ --, BO)'eI' 11.0. '--c<k ..... _ III)"" S. A. Ud .. '~I I"'---, B"""" .... _ AG. H ........... B ........ "' ... _ LW .• ~, 
,~, 

MIIW 11.0. 101 _ _ 11_ (S. 11..). I'i'etorio ! ___ ..-

...... '--1 
"""'"" Bopponkr ~ IilbH . "'- (s-Jo 
Afri<a) Ud .. -. ~..--, 
l(lö<br:,·H_·Ikuu AG, Köld_o...o.~ ..... S. S. 1'I<wr. 
~(_ ... .....- ........... ) 
Didin W •• 1;0 AG. W..-., . DQc, Comoon ~,s. A. 
·_'I( .... )oIo.'~' 
DSD DiIlio,., Stahhu GmbH. SaorIooId- 1lilIIo>F< """'_ .... 
0IId eon,,..,. ..... Co. s. 11. .• -. ttl,_ .......... _ -, 
R<>ben _ GmbH. SOu" ..... _ DieoeI aoUlÜ, P'r< ...... (_ ... -, 
VDO AdoIf SchindIins AG. F .... Uwt· ORD MooI"'JObeU S. 11. .. 
Yecvil ( ....... '~) 
sen EIot~ GoIbH, Mci' ...... _EIot_ MaatK'W)' 
_So S .• ~ocioo ( .... joIo.f A __ "'_ .. , 
Munt omd $aImidt>. KO. IU\lD . EmailIi< W .. b lId.. Kapota<II 
( ........ ~) 
lIap<:trt A<Neoorabrik FrioodrIc:b KOU """_. WIdol _ E. R. N. 
0uaIi." _ Ud.. '-"1-'< , __ ) 
K~' Gco:q SctIiItr """ Co., SdIweiDfun _ F. A. A. 11< ...... 
_Co. ................ ~ .. __ ) 
Oolot re-~ HanobIo'll . Oobor F, .... I S. A., DwbooI ( ___ -, 
GEA·luftk~_"-lGmbHOO>dCo. KG. _ _ 
GEA·Aito>oIocI s,..._ ~ (Ur __ '" 

Dabei fällt auf, daß "ie Bundesregierung ihre Verpflichtungen 
aus diesem Vertrag erst am 2. Mai 1975 in Kraft setzte. Knapp 4 
Wochen ... orher, am 6. April, hatten STEAG und UCOR die 
~rbeitsfähigkeit der Pilotanlage in SUdafrika bekannt gegeben. 
Und bei Vertragsunterzeichnung 1969 (nicht Vertragshinterle­
gung) hatte die Bundesregierung gleichzeitig eine Zusatzerklä­
rung hinterlegt, in der sie alle Beschränkungen bezUglich des 
Exporfs von ihrer Entscheidung abhängig macht. In dieser Er­
klärung der Bundesregierung anläßlich der Unterzeichnung des 
Vertrages am 28.11.1969 Sieht: , .... (I S)(Die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland) geht da ... on aus, daß jede Ver­
tragspartei bestimmt, welche ,Ausrüstungen und Materialien' 
für sie unter die Exportautlage des Artikels 111 Absatz 2 fallen. 
Die Bundesrepublik Deutschland wird daher lediglich solche 
Auslegungen und Definitionen der Begriffe ,Ausrüstungen und 
Materialien' akzeptieren, denen sie ausdrücklich zugestimmt 
hat. Aber diese Erklärung ändert nicht die Verbindlichkeit des 
Vertrags, sie sagt nur etwas über die Wünsche der Bundesregie· 
rung aus. Die Lieferungen ... erstoßen ebenso gegen das UN­
Sicherheitsrats-Waffenembargo ... om November 1977. Denn sie 
sind eindeutig staatliche Hilfeleistungen 'beim Alombombenbau 
SOdafrikas. Die Lieferung der Maschine ... on Steigerwald im 
Dezember 1977 z. B. - einen Monat nach Inkrafltreten des 
Waffenembargos - ist ein Bruch des Embargos. Das Grundge­
setz läßt ebenfalls eine Beteiligung an diesem Projekt nicht zu. 

Bundesrepublik in Südafrika zeigen. Sie ... eranlassen zu den 
Fragen: 
Warum arbeitete sich die Bundesrepublik Deutschland mit ihrer 
Hypothek ... on Rassismus und 2. Weltkrieg zu einem Hauptge­
sellschafter der Rassisten vor? 
Warum kommt ein deutscbes Urananreicherungs ... erfahren zur 
Anwendung? Warum liefern deutsche Firmen den größten Teil 
der Maschinen und Materialien im Wert ... on ·2,5 Mrd DM? Wa· 
rum wurden seit 1951 geheime atomare Kontakte zwischen der 
Bundesrepublik und Südafrika geknüpft? 
Warum wurden die Urangewinnung in Palabora und Rössing, 
die Elektrizitätsgewinnung in Cabora Bassa, die die Vorausset­
zungen für die unkontroltierten'Urananreichungen in Südafrika 
schufen, mit Bundesgeldern finanziert? Warum finanzierte die 
Bundesregierung die Entwicklung des absehbar unwirtschaftli· 
chen Trenndüsenverfahrens neben der Ultrazentrifugierung? 
Warum besuchte der ehemalige Atom- und Verteidungsminister 
Strauß 1966, 1911, 1912, 1973, 1975, 1976, 1977 und 1918 die' 
Rassistenregierung in Preloria? Warum besiChtigte der ehemali­
ge Inspekteq,r der Bunde~luftwaffe, General RaU, heimlicti und 
unter falschem Namen die top secret-Anreicherungsanlage Va­
lindaba? 
Wofür ließ die Bundesregierung Anfang der 60er Jahre in Por· 
\Ugal die praktisch ungenutzte strategische Basis ßeja für I)leh­
·rere hundert Millionen Mark bauen? 
Besteht ein Zusammenhang mit den Bestimmungen des Brüsse­
ler Vertrages ... on 1954, in dem die Bundesrepublik darauf ver­
zichtet, "auf eigenem Territorium" Atom~omben und Träger­
waffen bestimmten Ausmaßes zu produzieren und zu lagern? 

Wir können in diesem Referat nicht 'die Unmenge der bekann­
ten Einzelheiten aufzählen, die das militärische Engagement der 
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Warum fertigt die Firma OTRAG in Zaire Trägerraketen aus 
vielen einzelnen Raketen an, deren Ausmaße die Produktion in 
der Bundesrepublik gerade erlauben? Warum fina nzierte die 
Bundesregierung seit 1961 die Entwicklung dieser Triebwerke? 
Warum werden die Triebwerke auf einer staaliichen Anlage er­
prObt? Warum finanziert die Bundesregierung d ie Firma 
OTRAG über eine schwindelerregende Abschrcibungskon­
Slrukt ion, warum gestattet die Bundesregierung die Produktion 
und den Export zur Montage in Zaire? 
Bis 1969 dOrf te die Bundesrepublik als einziger Staat an dem 
Atombombenprojekt in Südafrika gearbeitet haben. Jetzt sind 
die USA , Frankreich, Japan und die Schweiz ebenfalls maßgeb­
lich daran beteiligt. 

Alles .. böswillige Verleumdungen" ? 

Die Bundesregierung hat jetzt erneut das Darstellen dieser Akti­
vitäten als "böswillige Verleumdungen" bezeichnet. Sie be­
hauptet, schon frOher die .. Behauptungen klar widerlegt" zu 
haben. Demzufolge mllssen die Regierungen in der OAU und 
90 Staaten der UNO verstockt, böswillig oder zu dumm sein, 
diese Dars tellungen zu verstehen, denn sie wiederholen ihre 
Verurteilungen. Und auch wir, Verantwortliche und Unterstü t­
zer dieses Kongresses, sind demnach böswillig, verstockt oder 
dumm. 

Wir wären froh, wenn uns unsere Sinne trOgen würden, wenn 
die Schreiben gefälscht, die Aussagen erdichtet und wir einer 
üblen Verleumdung aufgesessen wären. Aber nochmals: Wir 

dürfen d ie Augen vor der Wirklichkeit nicht feige verschließen! 
Wir müssen aufrOtteln, daß sich die Kirchen, Gewerkschaften, 
die Bundestagsparteien (mit Ausnahme von 11 Abgeordneten), 
Fernsehen und der größte Teil von Presse und Rundfunk nicht 
mehr schweigend verhalten kö nnen und aus falsch verstande­
nem Eigeninteresse, Angst und Trtigheit mitschuldig werden. 
Es gibt keine, keine, keine Entschuldigung fü r dieses Projekt! 
Wenn wir Arbeitsplatze mi t diesen Lieferungen erhalten müß­
ten, trennte uns nichts vom Zyklon B-Fabrikanten, vom Ar­
beitsplatzbeschaffungsprogramm Adolf Hitlers. Lassen Sie uns 
alle Krä fte zusammenfassen, d iesen Wahnsinn beenden! 
Wir fordern: 
• den unverzüglichen StOPp aller Lieferungen für die südafri­

kanische Urananreicherungsanlage; 
• die Beendigung jeglicher nukleartechnologischer Zusam­

menarbeit mit dem rassistischen Minderheitsregime und die 
Kündigung des deutsch-südafrikanischen Kuilurabkom­
mens, das Grundlage filr die wissenschaftliche Kooperation 
ist; 

• die strikte Einhaltung des vom Weltsicherheitsrat verhäng­
ten Waffenembargos, sowie die Beendigung jeglicher son­
stiger Form der militä rischen Zusammenarbeit ; 

• die Unterbindung jeglicher wirtschaftli cher Beziehungen; 
• die Anerkennung und Unterstützung der Befreiungsbewe­

gungen, die von den Vereinten Nationen und der Organisa­
tion fü r Afrikanische Einheit anerkannt werden. 

(Quelle: Materia lien des Kongresses gegen atomare Zusammen­
arbeit Bundesrepublik-Südafrika, Bonn, 11 ./12. 11. 1978) 

Abschlußerklärung 
Die -Teilnehmer des Kongresses gegen alOmare Zusammenarbeit 
Bundesrepublik-Südafrika. veranStaltet von der Anti-Apartheid­
Bewegung und unteutQtzt von Aktion Selbstbesteuerung. Antiimperia­
listis~ hes Solidaritlltskomitet. Arbeitsgemeinschaft der Jungsoziali· 
sten in der SPD, ArbeitSgemeinschaft der katholischen Hochschul- und 
Studentengemeinden. Bundesverband Bllrgerinitiativen Umweltschutz, 
~utsche Friedensgesellschaft/Vereinigle Kriegsdienstgegener, Deut· 
sche Jungdemokraten. Gruppe Rheinische Zeitung, Kommunistischer 
Bund, SozialistiSche Jugend Deutschlands - Die Falken, Sozialisti­
sches Büro. Vereinigte Deutsche Studentenschaften. erklären ihre Soli­
darität mi t dem Kampf der unterdrUckten VOlker Südafrikas. Nami­
bias und Zimbabwes und mit den nationalen Befreiungsbewegungen 
dIeser VOlker. 
Sie treten ein für das uneingeschrlnkte Recht der VOlker Afrikas Qber 
ihre,POlitische und gesellschaftliche Zukunft selbst zu bestimmen. 
Sie erkillren ihre Solidaritllt mit den Opfern des unmenschlichen Apan­
heidsystems mit den Verfolaten, den politischen Gefangenen. 
Nach AnhOrung 
- von Beitragen fOhrender Vertreter der nationalen Befreiungsbewe­

gung Südafrikas, Namibias und Zimbabwes, 
- von Vertretern der Frontstaaten, 
- des Generalsekretirs des Ikfreiungs.ausschusses der OAU und des 

Vertreters des UN-Sonderausschusses gegen Apartheid, 
- von international anerkannten Experten, 
- flach Analyse aller vor liegenden Dokumente, 
- nach Prtlfung der Einwllnde der Bundesregierung 
stellen die Teilnehmer des Kongresses gegen die atomare Zusammenar­
beit Bundesrepublik - SQdafrika fest: 
I. Es ist erwiesen, daß die Bundesregierung, insbesondere die Ministe­
rien fQr auswllrtige Angelegenheiten. Verteidigung, Wirtschaft, For­
schung und Technologie, 50wie Wirtschaftsunternehmen - darunter 
STEAG, Ruhrkohle AG, Siemen!, KWU, Linde, Degussa, Großban­
ken wie die Deutsche Bank, die Dre<lner Bank und Forschun~nrich ­

tungen wie die Gesellschaft für Kernforschung. SQdafrika durch das 
Ober lassen von atomarer Spitzentechnologie und die Lieferung von 
Ausrtls'ungen zu einer Urananreicherungsanlage verhelfen. Diese An-
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tage entsteht deueit in Pelindaba/Südafrika. Sie wird von Südafrika 
mit der Absicht erbaut. Uran für die Produkt ion von Atombomben an­
zureichern. 
2. Es ist erwiesen, daß Südafrika mit Billigung der Bundesregierung 
auch konventionelle Waffen und militllrische AusrUstungsgiiter aus der 
BRD erhalten hat bzw. noch erhlllt: darunter das Luft-Sc-­
Oberwachungss)'stem "Advocaat", Handgranaten und Munition. MI­
litllrfahrzeuge. sowie aus deutsch-franzOsischer Gemeinschaftsproduk­
tion Militllrflugzeuge der Typen "Transall" und "Airbus" ul,ld die 
Panzerabwehrrakete "M·ilan". Die Unterstützung manifestier! sich 



auch in der Integration SUdafrikas in das NATO·Kodifizierungssystem 
und dem Anschluß des sUdafrikanischen LuftUberwachu ngs5ystems an 
das der NATO. 
Die Bundeswehr arbeitet mh den Streitkräften SUdafrikas zusammen. 
3. Die außerordentlich enge und inrolge aktiver Förderung durch die 
Bundesregierung ständig expandierende wiruchaftliche Verflechtung 
der BRD mit SUdafrika trägt ~um Ausbau des aggressiven Potentials 
des Apartheidstaates bei. 
Heute liegen die Investitionen von BRD-Unternehmen in SUdafrika an 
dritter Stelle und die BRD hat sich in den letzten Jahren zu wichtigsten 
Kapitalquelle Südafrikas entwickelt. Sie ist im ersten Haljahr 1978 wie­
der zum größten Handelspartner Südafrikas geworden. 
Im Gegensatz zur offiziell proklamierten Trennung von Winschaft und 
Politik hat die Bundesregierung die westdeutschen Unternehmen beim 
Ausbau Südafrikas ~um imperialistischen Sub~entrum unterstützt. Das 
deutsch-sUdafrikanische Doppelbesteuerungsabkommen bringt diese 
Unternehmen in den Genuß der niedrigen sUdafrikanischen Steuern 
und erhöht damit noch die Extraprofite ihrer sUdafrikanischen Filialen. 
Die staatlichen Hermes-Garantien erhöhen das "Vertrauen" der west­
deutschen Unternehmen in die "Stabilität" des repressiven Apartheid­
systems. 
Erst durch diese intensive Unterstützung der sUdafrikanischen Wirt­
schaft wir die logistische Grundlage rur die Hochrüstung und den Bau 
von Atomwaffen geschaffen. Wenn durch die Tätigkeit von Uber 400 
deutschen Unternehmen in SUdafrika Pretoria einen ständig wachsen­
den Teil seines RUstungsbedarfs selbst produzieren kann, dann be­
kommt die winschaftliche Zusammenarbeit mit dem rassistischen Sy­
stem eine unmittelbare militärische Bedeutung. 
4. Auch auf politisch-diplomatischem und kulturellem Gebiet erhllit 
das sUdafrikanische Regime moralischen und psychologischen RUck· 
halt fUr seine aggressive Politik nach innen und nach außen. 
Durch die feindselige Haltung Bonns gegenUber den Befreiungsbewe­
gungen, durch seine UnterstUtzung einer neokolonialen LOsung in Zim­
babwe und seine weitreichenden Zugeständnisse an die Rassisten in den 
Namibia-Verhandlungen fUhlt sich SUdafrika bestarkt, seine harte Li· 
nie fortzusetzen. 

Mit dem Empfang des ehemaligen Ministerprlisidenten Vorster durch 
den Bundeskanzler Helmut &:hmidt im Juni 1976 trug die Bundesregie­
rung nur wenige Tage nach dem Massaker von Soweto dazu bei, die 
außenpolitisch-diplomatische Isolierung des Apanheidsystems zu 
durchbrechen und half damh der Vorster-Regierung, in einer erns,ten 
innenpolitischen Krise sich zu stabilisieren. 
Mit dem Kulturabkommen BRD-SUdafrika, das u. a. wissenschaftli­
chen und tCl.:hnischen Austausch Ifbrsieht, wurde die vertragliche 
Grundlage fUr den Transfer von nuklerarer Technologie und den Aus­
tausch von Atomspezialisten geschaffen. Das Kulturabkommen ist da­
mit ein wichtiges Instrument SUdafrikas rur seine atomare Aufrüstung 
geworden. 
Dartlber hinaus ist das Abkommen eine zynische Verhöhnung des un­
terdrückten Volkes SUdafrikM: Es verleiht der Barbarei der Apartheid 
vertraglich die Aura von Kullur und ZivilisiertheitJ,lnd stArkt das Pre­
stige der Rassisten. 
Diese umfangreiche Zusammenarbeit unterlauft nicht nur den Kampf 
der Befreiungsbewegungen im südlichen Afrika, sie behindert auch die 
Arbeit der progressiven Organisationen fUr Veränderungen in der Bun­
desrepublik Deutschland. 
Die Versorgung bundesdeutscher Atomkraftwerke mit südafrikani· 
schem Uran sowie der Export nuklearer TCl.:hnologien und Anlagen 
nach SUdafrika stärkt die Atomindustrie in diesem Land und richtet 
sich gegen den Kampf der AKW-Bewegung. Der Kampf gegen den Bau 
und Betrieb von Atomanlagen und ihren Exporten ist damit auch ein 
Beitrag fUr den Kampf der Befreiungsbewegungen im sUdlichen Afrika 
gegen Apanheid und Kolonialismus. 
Die Anstrengungen für Frieden, Enupannung und Abrüstung in den 
industriealisienen Uindern Europas werden durch die militärisch­
atomare Aufrüstung einer industriellen Schwellenmacht wie Südafrika 
untergraben. 
Die UnterstUtzung des diktatorischen Apanheidregimes durch bundes­
deutsche Umernehmtn und Stellen verschärft nicht nur die Kriegsge­
fahr in SUdafrika. Sie bedeutet aufgrund der wechselseitigen Abhängig­
keiten auch eine potentielle Bedrohung des Friedens in Europa. Die 
Ausbeutung der schwarUJ1 Bevölkerung mit den Gesetzen der Apart­
heid durch Billigstlöhne und Verweigerung gewerkschaftlicher Rechte 
veranlaßt immer mehr bundesdeutsche Unternehmen, Produktionsan­
lagen und Investitionen nach SIldafrika auszulagern. Die wirtschaftli­
che Zusammenarbeit mit SIldafrika trigt auch so zur Erhöhung der Ar· 
beitslosigkeit und zur Erschwerung der Arbeitsbcdingungen in der Bun­
desrepublik Deutschland bei. Der Kampf der Ge ..... erkschaften in der 

BRD muß daher mit dem Kampf der Befreiungsbewegungen abge­
stimmt werden. 
Die Diskriminierung der Bel'reiungsbewegungen als Terroristen geht 
einher mit der Kriminalisierung von Dritte-Welt-, Friedens- und Anti­
Atombewegungen in der BRD. Es ist kein Zufall, daß diejenigen, die 
Befreiungsbewegungen diskriminieren, auch rur die Einschränkungen 
polit ischer Freiheiten in der BRD verantwortlich sind. 
Die Teilnehmer des Kongresses gegen die atomare Zusammenarbeit 
Bundesrepublik-SUdafrika steUen daher fe'5t: 
• Die Bundesregierung, die genannten Unternehmen und Einrichtun­
gen tragen eine Mitverantwortung, wenn die weiße Minderheit SUdafri­
kas in die Lage versetzt wird, das menschenrechts- und völkerrCl.:htswi­
drige System der Apartheid mit militärischer Gewalt und sogar mit Hil­
fe der atomaren Erpressung aufrechtzuerhalten. SUdafrika hat durch 
seine bisherige Praxis - erinnert sei nur an das Massaker von SoW(to 
und die militärischen überfälle auf Angola, Botswana, M~ambique 
und Sambia - aber auch durch zah lrei~he Absichtserklll'1lngen unmiß­
verst.ll.ndlich klar gemacht, daß es ~ur Verteidigung der Apartheid be­
reit ist, bis zum Äußersten - sogar dem Einsatz der Atombombe - ~u 
gehen. Damit mißachtet Pretoria nicht nur die grundlegenden Men­
schenrechte von 20 Mio Afrikanern, sondern ist gleichzeitig eine ernst­
hafte Bedrohung fUr den Frieden in Afrika und in der Welt. 
• Die Bundesregierung, die genannten Unternehmen und Einrichtun­
gen verstoßen mit ihrer Zusammenarbeit mit SUdafrika auf atomarem, 
konventionell-militlrischem, wirtschaftlichem und polit isch­
kulturellem Gebiet u. a. gegen: 

die UN-Chana 
die internationale Konvention ~ur Beseitigung aller Formen 
der Rassendiskriminierung und des Rassismus 
den Vertrag Uber die Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen 
die UN-Prinzipienerklärung zur VerwirKlichung des VölkerrechIS 

- das UN-Waffenembargo gegen SUdafrika. 
Die Zusammenarbeit der BRD und SUdafrikas verstößt gegen die PriD­
zipien einer demokratischen und dem Respekt von Völke!'+ und Men­
schenrecht verpflichteten Außenpolitik. 
Die Teilnehmer dieses Kongresses fordern alle Demokraten unseres 
Landes auf, die Öffentlichkeit umfassend Uber die vielfältigen Ver­
flechtungen zwischen der Bundesrepublik und dem rassistischen Min­
derheitsregime ~u informieren und Aktionen ~ur B«ndigung der Zu­
sammenarbeit durchzufUhren. Sie fordern dazu auf, dem Befreiungs­
kampf im sUdlichen Afrika umfassende humanitAre, politische und ma­
terielle Hilfe zukommen zu lassen. 
Sie fordern die Einset~ung eines parlamentarischen Untel'$uchungsaus­
schusses, der die Tatsachen, die auf diesem Kongreß dargestellt worden 
sind, in die parlamentarische Debatte einfUhrt. 
Sie appelieren an die MMsenmedien der BRD, die öffentliche Darle­
gung dieser Tatsachen zu ermöglichen, 
Die Teilnehmer appelieren an die Bevölkerung der Bundesrepublik, die 
ihr angebotenen Waren aus SUdafrika ~u boykottieren. 
Die Teilnehmer des Kongresses fordern von der Bundesregierung: 
- den unverztlglichen Stop aller Lieferungen rur die sUdafrikanische 
U rananreicherungsanlage, 
- die Beendigung jeglicher nukleartechnologischer Zusammenarbeit 
mit dem rassist ischen Minderheiuregime, 
- die strikte Einhaltun, des UN-Waffenembargos gegen Sildafrikl 
und die Unterstützung von Vorschlägen der UNO bei der StArkung des 
Embargos, 
- die Unterbindung jegUcher wirtschaftlicher Beziehungen und die 
Unterstlltzung von Vorschllgen der UNO, die auf bindende Wirt­
schaftssanktionen abzielen, 
- die B«ndigung aller Formen der politisch-diplomatischen und kul­
turellen UnterstUtzung SUdafrikas und die sofortige Kündigung des 
Kulturabkommens, 
- die Unterzeichnung der UN-Konventioncn gegen die Verbrechen 
der Apartheid, 
- die Anerkennung der Befreiungsbewegungen SUdafrikas, Namibias 
und Zimbabwes als der jeweils legitimen Vertretung ihrer Völker. 
Die Teilnehmer des Kongresses verpflichten sich, in ihren Organisatio­
nen, in Gewerkschaften, Parteien, Kirchen, in Dritte-Welt- und Anti­
Atomgruppen fUr die Durchsetzung der gemeinsamen Forderungen 
einzutreten. 

SCHLUSS MIT DER ZUSAMMENARBEIT BUNDESREPUBLlK­
SüDAFRIKA 
SOLIDARITÄT MIT DEM BEFREIUNGSKAMPF IM 
SüDLICHEN AFRIKA 

(QueUe: Materialien des Kongresses gegen .atomare Zusammenarbeit 
Bund.esrepublik-SUdafrika, Bonn, L 1./1.2. 11. 1978) 
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Gespräch mit Neo Mnumzana 

Ablenkungsmanöver 
der Bundesregierung 

Neo Mnumlana, ANC·De/~(l rio~lr"er In Bonn 

AlB: Die Bundesregierung hai soeben eine Dokumentalion ver· 
öffent licht, in welcher sie versucht, die VorwUrfe zu widerlegen, 
die vom ANC und den Antiapartheidkrltften wegen ihrer militä· 
rischen und nuklearen Zusammenarbeit mit SUdafrika erhoben 
werden. Wie beurteilt der ANC dieses Dokument, verglichen 
mit dem im Januar 1977 veröffentlichten? 
N. MNUMZANA: Das im letzten Jahr ver~ffentlichle Memo­
randum unterschied ~ich von dem jetzigen dadurch, daß es im 
wesenllichen aus einer strikten Zurückweisung jeglicher Kolla­
boration zwischen der BRD und dem Apartheidregime bestand. 
kl diesem jOngsten Memorandum wurde der Versuch unter­
nommen, Argumente zu finden, um unsere Ank lagen zurück­
zuweisen. 

Fälle STEAG und Advokaal 

AlB: Kann man an einem einzelnen Beispiel aus dem Bereich 
der nuklearen Zusammenarbeit verdeutlichen, daß die Anschul­
digungen des ANC zutreffend sind und die Position der Bun­
desrepublik falsch? 
N. MNUMZANA: Nehmen wir als Beispiel den Fan der Firma 
STEAG. Die Position der Bundesregierung ist es, jede Verant­
wortlichkeit ftlr das abzustreiten, was westdeutsche Firmen in 
Stldafrika tun. Sie ftlhrt an, sie habe keinerlei Kontrolle tlber 
diese Firmen. Im Falle STEAG jedoch wissen wir, daß die Bun­
desrepublik mittelbar einen großen Anteil ihrer Aktien besitzt, 
und wenn das nicht ein kontrollierender Einfluß ist, dann wis­
sen wir nicht, was einer ist. 
Von u'lserem Standpunkt aus ist der Aktienanteil hinreichend 
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groß, um STEAG zu einer staat lich kontrollierten Gesellschaft 
zu machen. Unsere Auffassung ist , daß die Bundesregierung ei· 
nen großen Einfluß auf STEAG ausübt, eine Gesellschaft, die 
in Stldafrika sehr aktiv ist. 
Al B: Nun bestreitet die Bundesregierung aber, daß Oberhaupt 
eine Firma, auch STEAO, an der nuklearen Aufrüstung SOda­
frikas betei ligt ist. 

N. MNUMZANA: Wir sind im Beliitz eines Briefes der STE­
AG, nach welchem die Firma in offiziellem Kontakt zur Bun­
desregierung die Überlassung des Urananreicherungsverfahrens 
erOrterte. Dieser Brief erschien bereits in unserer allerersten Pu· 
blikation, die den Titel trug "Die nukleare Versch .... 'Örung". 
AlB: Ein anderer Punkt des Memorandums ist die Behauptung, 
daß die Lieferungen von AEG-Telefunken fO r das Advokaat­
Oberwachungssystem im sUdafrikanischen Marinehauptquar­
tier Silvermine rein ziviler Natur seien. Was ist dazu zu sagen? 
N. MNUMZANA: Wir sind der Ansicht, daß diese Antwort der 
Bundesregierung nicht ernst genommen werden kann. Denn es 
ist nun einmal Tatsache, daß dieses Advokaat-Oberwachungs­
system sich in den Händen der sUdarrikanischen Streitkrlfte, 
vor allem der Marine befindet und in Silvermine installiert wur­
de, dem Hauptquanier der SOdafrikanischen S«streitkrlfte. 

Zur Sache 
Widerlegung der VorwUrfe einer 
angeblichen nuklearen und militarischen Zusammenarbeit 
zwischen.der Bundesrepublik DeutsChland 
und SOdafrika 

• Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 



Behauptungen, daß die Anlage im Grunde für zivilen Gebrauch 
sei, werden da.durch entwertet, daß sie sich in den Händen der 
südafrikanischen Streitkräfte befindet. Es ist überhaupt keine 
Frage, daß die Anlage für militärische Zwecke verwandt wird. 
AlB: Die Bundesregierung leitet ihre Dokumentation ein mit 
den Worten: " Den Urhebern der Kampagne kommt es nicht in 
erster Linie auf den Kampf gegen die Apartheid-Politik an . 
Vielmehr ist es ihr eigentliChes Ziel, die Bundesregierung inter­
national unglaubwürdig zu machen, ... in der Absicht, einen 
Keil zwischen die Bundesrepublik Deutschland und die Staaten 
Afrikas zu treiben; das Ansehen der Bundesrepublik Deutsch­
land vor allem in der Dritten Welt zu schädigen ... , den We­
sten damit in seiner Gesamtheit zu treffen und gleichzeitig die 
ideologische und politische Position der Sowjetunion in Afrika 
zu stärken". 
N. MNUMZANA: Die gerade verlesene Passage könnte den 
Eindruck vermitteln, der Afrikanische Nationalkongreß sei be­
sonders darauf aus, die Regierung der Bundesrepublik zu at­
tackieren. Wir möchten die Aufmerksamkeit jedoch auf die 
Tatsache lenken, daß die BRD nicht das einzige Land in Europa 
ist, das freundschaft liche Beziehungen zu Südafrika unterhält. 

Wer bekämpft die Apartheid? 

Unsere erste Gegenfrage lautet daher: Warum sollen wir beson­
ders die BRD davon aussparen, und sie wie andere Länder wie 
Norwegen, Schw~en, Dänemark nicht erwähnen? Es ergibt 
keinen Sinn, wenn die Bundesregierung uns nicht zu sagen ver­
mag, warum wir fhr gegenüber so verfahren. 
Die Bundesregierung muß einsehen, daß -wir in unserer Ent­
schlossenheit die Apartheid bekämpfen, jedem Widerstand ent­
gegensetzen werden, der die Apartheid unterstützt. Das ist eine 
Sache des einfachen Menschenverstandes. Wenn man einen 
Feind hat, den man bekämpft, muß man natürlich jeden be­
kämpfen, der diesem Feind Hilfe leistet, und hierum geht es 

Bund~republik Deutschland wird seit 
lahren immer wieder ver(Ücht;l!t . • ie 
mit d ... Republik Sildafrih auf militll_ 

rischem und nuklearem Gcbin Zusammen. Al . 
le VorwOrf. &ipfeln in d .... Ikhauplunl!en: 

• Die Bundesrepublik IkUlschland wirk. 
durch dir.kte oder indirekte Liderull3 von 
Warren und and.rem KrieiSmaterial an der 
konv .... lioncllen RüSlUnl! Südafrikas mil. 

• Zwischen der Bundesrepublik Ikutschland 
und der Republik Südafrika bestünde eine 
"nuklu«: V..-schwOrun," mit d.m Zi.I, Süd. 
afrika durch d. utsch. wissen""haftlkh·e und 
techniSChe Unter$t\ltlUna deli Besitl von 
Atomwaffen zu '·.r""haffen. 

S'ellwnlnlhlM der Bun~e ... na 

Die BundesrCj!ierunl! hal schon mehrfach 
detailliert zu diesen unbegrtlndeten Vorwilrf.n 
Stellung j!Cnomm .... und die I!egen sie «hobe­
n .... Bchauplungen klar wldtrle,t. Aber trOtz 
a ller Bcmühunaen. die Haltlosigkeit dieser 
Verdachtlgunllen deutlich zU machen.-.ind in 
neuerer Zeit solch. Beschuldi8ull3en auch von 
bedeutenden Organisationen .... ie d ... Organi­
.... ion fllr Afrikanische Einheit oder dtn Ver­
einten Nation .... wied ... hoh word.n . 

Die Bwndesreli ... un, bedauert diese Be­
schuldi,unl!. Sie stellt deml!egcnüber noch ein­
mal mit allem Nachdruck fest: E. gibt zwi . 
schen d..- Bund ... . publik Ikutschland 
der Republik Südafrika 

• keiM milit;rische ZU!-amm""l rhei.; 

• kein. nukleare Zusammenarbeit. 

i~:!;:~~~;;~~~;~::;,"~BchaUplUIl3"" .ind ~ . Sie sind nachwri5-
"~ ... 

auch in diesem Falle. 
Und wenn die Bundesregierung erklärt, daß, was wir tun, niwi 
im Interesse des Kampfes gegen Apartheid sei, so glaube ich, 
daß sie einfach ein Ablenkungsmanöver unternimmt, daß sie 
vom Kern der Sache abzulenken versucht. In ihrer Stellungnah­
me gibt sie keinen Beleg dafür, daß wir nicht gegen die Apart­
heid kämpfen. 
AlB: Wie beurteilen Sie vor diesem Hintergrund die Position 
von Staatsminister Wischnewski, der auf der Tagung der Sozia­
listischen Internationale in Vancouver in seiner Rede materielle 
und humanitäre Hilfe für die Befreiungsbewegungen im südli­
chen Afrika, den ANC eingeschlossen, forderte? Welche Stra­
tegie wird damil verfolgt? 
N. MNUMZANA: Wir haben an der Tagung der Sozialisti­
schen Inlernationale teilgenommen und wir waren freudig über­
rascht über den Inhalt der Rede von Herrn Wischnew§ki, be­
sonders über das Angebot materielle und humanitäre Unterstüt­
zung für den Befreiungskampf im Südlichen Afrika zu leisten. 
Wir waren der Ansicht, daß dies mögliCherweise der Beginn ei­
ner freundschaftlichen Beziehung zwische.n der Regierung der 
BRD und dem Afrikanischen Nalionalkongreß sein könnte. 

Und dann bekamen wir einen Schock, als wir in der Bundesre­
publik Deutschland ankamen und dieses Dokument sahen, das 
vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung heraus­
gegeben wurde. Natürlich waren wir immer bemüht, vorsichtig 
auf Angebote der Freundschaft zu reagieren. Aufgrund der wi­
dersprüchlichen Posilion der Bundesregierung, wie sie sich nie­
derschlägt in ihrer positiven Stellungnahme während jenes Kon­
gresses einerseits und diesem äußerst fe indseligen Verhalten ge­
genüber dem ANC andererseits, können wir jedoch nicht um­
hin, mißtrauisch zu sein gegenü~r dem Angebot - sie meinen 
es wahrscheinlich nicht so. Wir fangen an den Verdacht zu he­
gen, daß, während viele Menschen in der Welt eingesehen ha­
ben, die Welle der Befreiung im Südlichen Afrika kann nicht 
mehr aufgehalten werden, es zahlreiche Kräfte vor allem in Eu­
ropa gibt, die versuchen, sich uns zuzuwenden. Das t\in sie, weil 
sie nicht auf der Seite der Verlierer stehen möchten. Aber sie 
versuchen gleichzeitig unsere Revolution zu kontrollieren. Nie­
mand aber, der versucht, unsere Revolution zu kontrollieren, 
wird dazu die Möglichkeit erhalten. Wir werden unseren Kampf 
fo rtsetzen in der Weise, wie wir es für geeignet halten. Wir sind 
darauf aus, irgendjemandem zu Gefallen zu sein außer dem 
Volk von Südafrika, indem wir seinem Wunsch gehorchen, der 
darin besIeht, frei sein zu wollen. Und dessen sollten sich die 
westlichen Regierungen ganz besonders bewußt sein: Wir sind 
nicht käuflich. 
AlB: Es gibt nach wie vor einflußreiche Kräfte in der Bundesre­
gierung oder in der SPD, die zu "friedlichem Wandel" und·zu 
"friedlichen Mitleln" ralen. Wie beurteilen Sie diese Position? 
N. MNUMZANA: Leute, die von fried lichem Wandel in SUda­
fri ka sprechen, sind offenkundig Feinde des Volkes von Süda­
frika. 

Der "rriedliche Wandel" isl passe 

Der Afrikanische Nalionalkongreß Oesteht seit 1912. Bis 1961 
- eine Periode von nahezu 50 Jahren - vertraute der ANC auf 
Frieden. Die Erfahrung hat uns die Illusionen genommen. Denn 
solange wir in unserem Kampf friedlich waren, hat das Apart­
heidregime immer rigorosere Gesetze erlassen, die es unmöglich 
machlen, die Interessen des Volkes von Südafrika selbst fried­
lich zu vertreten. Und schließlich wurde die Stimme des Volkes 
von Südafri ka, der ANC, 1960 verboten. 
Von fried lichem Wandel zu reden, beinhaltet beispielsweise, 
Kompromisse einzugehen, aber wir wurden zum Verstummen 
gebrachl, wir wurden unserer Stimme beraubt - ich weiß nicht, 
wie wir uns verständlich machen können, um einen Kompromtß 
zu erzielen, der angeblich mit unseren Verhandlungen über ein 
besseres Südafrika einhergehen müßte. 
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Und natürlich hat die südafrikanische Regierung nie gezögert, 
staatliche Gewalt gegen unser Volk zu gebrauchen. In Soweto 
haben sie Kinder umgebracht, die nicht älter waren als acht Jah­
re, die ältesten etwa 20. Und das einzige, was diese Kinder getan 
hatten, war, auf die Straße zu gehen und friedlich zu demon­
strieren gegen die Apartheid, die sie als eine Sklavenerziehung 
betrachten. Wenn sie Kindern derartiges antun können, können 
sie zweifellos noch schlimmere Dinge Menschen antun, die 
irundlegende Veränderungen anstreben. Sie haben Männer in 
Haft umgebracht, sie haben auch Steve Biko ermordet oder 
jüngst Johannes Matsobane auf Robben Island. Und sie halten 
auf Robben Island Kinder in Haft, die nicht älter als I~ Jahre 
sind. 
Wir sind der Ansicht, daß es sinnlos für uns ist, staatlicher Ge­
walt mit fried lichen Milleln zu begegnen und wir haben konkre­
te Beweise dafür, daß der Weg, den wir mit dem bewaffneten 
Kampf beschritten haben, einen Unterschied macht: Wir ma­
chen endlich Fortschritte. Wenn man den Fortschritt, den wir 
von 1912 bis 1961 gemacht haben, vergleicht mit dem von 1961 
bis 1978 - einem Zeitraum von 17 gegenüber 49 Jahren -
dann wird man mir zustimmen müssen, daß wir in diesen letzten 
17 Jahren erheblich mehr erreicht haben als in den vorhergehen­
den 49. Für uns ist dies der Beweis, daß wir den richtigen Weg 
beschritten haben. 
AlB: Welche oesondere Rolle kommt den FronlSlaaten, darun­
ter Sambia, für Euren Kampf zu? Warum erachtet es der ANC 
rur wichtig, daß die Solidaritätsbewegung auch die Frontstaa­
ten unterstützt? 
N. MNUMZANA: Ihr wißt, daß der ANC seit dem Verbot 
1961 auf zwei Ebenen operiert. Er hat einen Untergrundapparat 
im Lande, weil er illegal ist. Er hat auch einen äußeren Flügel zu 
dem Zweck, Unterstützung filr den Kampf im Inneren zu mobi­
lisieren. 
Wir haben vor langer Zeit erkannt, daß der Kampf nicht aus­
schließlich innerhalb Südafrikas und auf sich selbst gestellt ge­
führt werden kann, namentlich nachdem wir den bewaffneten 
Kampf gewählt haben. Wir benötigen Waffen und es ist leichter 
sie außerhalb des Landes zu bekommen als innerhalb. Es ist 
deshalb sehr wiChtig für uns, Zugang zur' Außenwelt zu 
haben,und die Frontstaaten geWähren uns diesen Zugang. Zu­
nachst erlauben sie uns, uns durch ihre Lander zu bewegen, 
wenn wir ins Ausland gehen; einige erlauben uns sogar Sied­
lungsgebiete, einige gar Basen in ihren Ulndern. Und natürlich 
ist einer der Hauptzwecke dieser Basen, die Versorgung des 
Kampfes im Inneren aufrecht zu erhalten. 

Die Frontsta.ten stärken I 

Würde nun ein Frontstaat unter Druck gesetzt, uns seine Unter­
stützung zu entziehen, 50 würde dies für uns, die wir bereits im 
Ausland sind, bedeuten, daß wir keine Möglichkeit mehr hät­
ten, Nachschub fUr den Kampf ins Land zu bringen. Der 
Kampf würde wahrscheinlich zu einem Stillstand kommen. Wir 
würden uns in einer Situation befinden, in der wir die Buren mit 
ihren FN-Gewehren mit Pfeil und Bogen bekämpfen mUßten. 
Und wir wissen natürlich, daß es ein außerordentliches Opfer 
ist, daß diese Frontstaaten von Anfang an beschlossen haben, 
unseren Kampf zu unterstützen, und wir haben sichtbare Be­
weise dafUr, wie sehr sie aufgrund dessen zu leiden haben. Die 
Volksrepublik M~ambique wurde zweimal angegriffen; die 
Volksrepublik Angola wurde zweimal angegriffen und es gibt 
Nachrichten, daß sie ein drittes Mal angegriffen wird; die Repu­
blik Sambia, wurde aUein im letzten Monat dreimal angegriffen. 
Die Wirkung dieser militll.rischen Angriffe ist, die Regierungen 
zu destabilisieren, Probleme fOr die Regierungen dieser Lander 
zu schaffen, und wir wissen, daß wenn es zuvie1e interne Pro­
b~me gibt, sie nicht in der Lage sein werden, uns weiterhin-Hil­
fe anzubieten.-.Es ist wiChtig für sie, unter.~tützt zu werden, in­
dem sie militll.nsch a~gerOstet werden, so daß sie Angriffe des 
faschistischen Südafrika und aus Zimbabwe zurüCkschlagen 
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können. Wir sind außerdem der Ansicht, daß ihnen alle Hilfe 
gegeben werden sollte, um ihre Wirtschaft zu stärken. Sie wer­
den dann in der Lage sein, der Gefahr der Destabilisierung zu 
begegnen und sie werden in einer stärkeren Position sein, uns zu 
helfen. Es ist in unserem Interesse, daß unsere Freunde so stark 
sind wie möglich. 
AlB: Die internationale Öffentlichkeit, die Mehrheit der Mit­
glieder der Vereinten Nationen und die Befreiungsbewegung 
Südafrikas verlangen bindende wirtschaftliche Sanktionen ge­
gen Südafrika. Wie schätzen Sie die Effektivität eines Embar­
gos ein? Es gibt Kritiker, die sagen, ein Embargo werde nicht 
wirksam sein, das Apartheidregime niederzuzwingen. 
N. MNUMZANA: Die Skeptiker der Effektivität eines Embar­
gos müssen erkennen, daß Südafrika entscheidend von auslän­
discher Technologie und von ausländischem Kapital abhängig 
ist. Obgleich Südafrika in den letzten 20 Jahren ein Zahlungsbi­
lanzdefizit gehabt hat, war es in der Lage eine Menge Geld in 
die Entwicklung einer Rüstungsindu5trie zu investieren. Einer 
der Effekte eines Embargos wäre, den Zustrom von Kapital 
nach Südafrika zu stoppen, um ihm die Möglichkeit zu neh­
men, Technologien zu importieren, die es nicht besitzt. 
Dies würde zu einer Stagnation der Wirtschaft fUhren, es würde 
große Instabilität in der Wirtschaft verursachen. Diejenigen, 
die von der Ökonomie der Apartheid profitieren, würden nicht 
mehr profitieren, und ohne das einzige, was sie von der Apart­
heid zu gewinnen haben, wären sie nicht deran bereitwillig zur 
Verteidigung der Apartheid wie dies jetzt der Fall ist. Und je 
weniger Menschen die ~partheid unterstützen, desto besser für 
uns, die sie vernichten woHen. Wir glauben daher, daß allein 
unter diesem Gesichtspunkt die Verhängung von Sanktionen 
gegen Südafrika eine Hilfe in unserem Kampf wäre. 
AlB: Welches Verhältnis besteht zwischen der Verhängung ei­
nes solchen BoykotlS und dem bewaffneten Kamprl Ist sie eine 
Alternative? 
N. MNUMZANA: Wir betrachten die Verhängung bindender 
wirtschaftl icher Sanktionen gegen Südafrika nicht als eine Al­
ternative zum bewaffneten Kampf. Der Kampf entwickelt sich 
im wesentlichen auf zwei Ebenen: inter.l und extern. Intern in 
dem Sinne, daß es das Volk von Südafrika selber ist, das die 
Apartheid zu bekämpfen hat. Und extern im Sinne, daß es die­
jenigen sind, die Handel und Wirtschaftsbeziehungen zu SUda­
frika haben, die die Apartheid stärken, unseren Feind stärken. 
Wenn sie also ihre Unterstützung für die Apartheid beenden, 
machen sie es leichter für uns, die wie im Lande den bewaffne­
ten Kampf vorantreiben. Sie ergänzen einander also. 
Andererseits kann man argumentieren, daß wenn der bewaffne­
te Kampf im Lande genügend Instabilität schafft, diejenigen, 
die Interessen im Lande haben, diese abziehen werden aus 
Furcht ihr Eigentum zu verl ieren. Es ist also ein zweigleisiger 
Prozeß. Wir betrachten ökonomische Sanktionen nicht als Al­
ternative, sondern als Ergänzung zum bewaffneten Kampf. 

Senice Civillntemalional (SCI) 
- Afrika-Kommlslon -

In Zusammenarbeit Init westafrikanischen Partnerorganisationen 
fuhrt die Afrika-Kommission des SCI im Jahr 1979 wieder internatio­
nale Freiwilligendienste - sog. workcamps - (3-6 Wochen) in ver­
schiedenen Undem Westafrikas (z. B. Ghana, Togo. Sierra Leone, 
Obcrvolta) durch. 
Wir verstehen das Mittet der Freiwilligenarbeit als einen aktiven Bei­
trag zu Frieden und Völkerverstllndigung, Entwicklung und interna­
tionale Solidaritllt. Voraussetzung zur Ausrrisc ist die Teilnahme an 2 
Vorbcreitungsseminaren und die Bereitschaft zur Mitarbeit in der 
Afrika-Kommission. Informationsmaterial und Anmeldung bis Ende 
Januar 1979: 

SCII Afrika-Kommission 
e/ o Heiner Knura 
Gutenbcrg Straße 18 C.G. 
3SS0 MarburglLahn 



BRD -Neokolonialismus 
IMSFI AlB-Kolloquium 

BRD-Neokolonialismus 
und Befreiungskampf 

Am 23.124. OklOber 1978 veranstalteten das Inslitut für Marxi­
stische Studien und Forschungen (IMSF) und das Antiimperia­
listische Informationsbulletin (AlB) in Frank furt/M. ein inter­
nationales Kolloquium zum Thema "BRD-Neokolonialismus 
und antiimperialistischer Befreiungskampr ' . Neben Persön­
lichkeiten der amiimperial istischen Solidaritätsbewegung der 
Bundesrepublik nahmen Vertreter nationaler Befreiungsbewe­
gungen, kommunistischer und Arbeiterparteien aus 19 län­
dern, vornehmlich Afrikas, Asiens und Lateinamerikas, leil. 
Für die Veranstalter hielten Prof. loser Schleifstein, Direktor 
des IMSF, das Einleitungsreferat und Prof. Dieler Boris, Mit­
herausgeber des AlB, das Hauptreferat. 
Zielsetzung der Veranstalter war es, mit dem Kolloquim einen 
Erfahrungsaustausch zu organisieren, in dem die ausländischen 
Gäste einen Einblick in die neokolonialistische Politik der BRD 
in der sog. Dritten Welt gewinnen und - zum anderen - die 
antiimperialistischen Kräfte in der BRD von den Erfahrungen 
derjenigen, die in ihrem alltäglichen Kampf unmittelbar mit den 
Aktivitäten des Neokolonialismus konfrontiert sind, lernen 
konnten. 

Neokolonialer Zwang zur Anpassung 

J, Schleifstein ging in seinem Referat auf die gruntilegenden 
Merkmale des Neokolonialismus ein, skizzierte die historischen 
Entwicklungsetappen des BRD-Neokolonialismus sowie die 
Hauptmethoden der neokolonialistischen Strategie der Bundes­
republik. 
Allgemein wird unter Neokolonialismus die ökonomische, poli­
tische und militärische Praxis der imperialistiSChen Staaten zu­
sammengefaßt, die AusplUnderung und Unterwerfung der Ent­
wicklungsländer unter den Bedingungen des weitestgehend zu' 
sammengebrochenen Kolonialsystems mit neuen Methoden 
aufrechtzuerhalten . Im einzelnen hob J. Schleifstein drei Ziel­
stellungen hervor: die Verhinderung einer amiimperialistischen 
und sozialistisch orientierten gesellSChaftlichen Entwicklung­
sperspektive in den Ulndern Asiens, Afrikas und Lateinameri­
kas; die Aufrechterhaltung der MögliChkeit der internationalen 
M'onopole zur ungehinderten Ausbeutung der materiellen und 
natllrlichen Ressourcen der Entwicklungsländer; die Schwä­
chung der sozialistischen Staaten in der auch auf die Dritte Welt 
übergreifenden Systemauseinandersetzung zwischen Kapitalis­
mus und Sozialismus. 
In den 50er und 60er Jahren vermochte sich das neokolonialisti­
sche Interesse der BRD nur vermittels der uneingeschränkten 
Anerkennung der US-imperialistischen Führungsrolle zu arti­
kulieren. Die BRD unterstützte die US-Aggression in Indochi­
na, die portugiesische Kolonialherrschaft und die rassistischen 
Regimes im Silden Afrikas. Im SchaUen der US-Globalstrategie 
enlStand ein enges Beziehungsgeflecht zu ausnahmslos allen re­
aktionären und faschistischen DiktalUren in der Dritten Welt. 
Erst Ende der 6Oer/ Anfang der 10er Jahre beginm sich ein 
Wandel in dieser Strategie abzuzeichnen. Als wesentlichste Be­
dingungen hierfür nanme J. Schleifstein: Das veränderte inter-

nationale Kräfteverhältnis (Vietnam, Angola, M~ambique, 
Kräfteverhllitnis in der UNO u. a.) erfordert eine umfassende 
Anpassung des neokolonialistischen Instrumemariums. BegOn­
stigt wird dies durch die veränderte innenpolitische Situation in­
fo lge des Regierungsantrins der SPD/ FDP-Koalition, die eher 
als ihre Vorgänger in der Lage ist, " mit flexibleren, kiOgeren, 
geSChickteren Methoden zu operieren". 
Inzwischen ist die BRD zu einer beachtlichen wirtschaftlichen 
und fina nziellen Stärke gelangt, verbunden mit einer erweiter­
ten relativen politischen Selbständigkeit gegenüber den USA 
und vor allem einer dominierenden wirtschaftlichen und politi­
schen Position innerhalb der EG. Auch gegenllber der Dri tten 
Welt nehmen fo lglich die Versuche zu, "ihre ökonomische 
Stärke in politiSChen Einfluß Umlumünzen". 

Ein parasitäres Absaugsystem 

Mit den neuen Erscheinungsformen der westdeutschen neoko­
lonialistischen Politik beschäftigte sich insbesondere das Refe­
ral von D. Boris. Dabei ging er vor allem auf die Position und 
die Praktiken westdeutscher Multis in der Dritten Welt ein. 
Darüber hinaus befaßte er sich mit der Strategie der Bundesre­
gierung in der internationalen Auseinandersetzung um eine 
Neue Weltwinschaftsordnung und entwickelte thesenartige 
Vorstellungen zur besonderen Bedeutung und Funktion der 
SPD-Führung und der Sozialistischen Internationale (SI) bei 
der Realisierung imperialistischer Politik unter den gegenwärti­
gen Bedingungen. 
U.a. zeitigen - so die These von D. Boris - jene Ilber 17 Mrd 
DM, die das wl:Stdeutsche Großkapital bis heute nach offiziel­
len Angabe., in den Ulndern der Dritten Welt investiert hat. 
keine "positiven Entwicklungseffekle"; sie stellen keinen "Bei­
trag zum Abbau der Untereniwicklung" dar, wie unternehmer­
freundliche "Wissenschaft" und Propaganda glauben machen 
mOchten. Auch für die westdeutschen Konzerninvestitionen in 
Entwicklungsländern kann gezeigt werden, daß sie "einem pa-
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rasitären Absaugsystem von im Entwicklungsland erzeugten 
Mehrwertteilen gleichen", wobei sich dieser Profittransfer mit 
der Dauer der Investitionen verstärkt. Als ein Beispiel kann das 
VW-Zweigwerk in Brasilien genannt werden, das bis 1915 etwa 
dreimal soviel an Profiten der Zentrale in Wolfsburg rtlckUber­
wiesen hat wie es im Land selbst reinvestierte. Im Rahmen des 
sog. Nord-SUd-DialOgs ist die Bundesregierung andererseits da­
zu übergegangen, der Masse der ar·beitenden Bevölkerung in der 
BRD ein "strukturpolitisches Opfer abzuverlangen", womit 
der (als Zugeständnis an die Forderungen der Entwicklungslän­
der ' verstandene) Verlagerungsprozeß 'von Produktionsstätten 
in die Entwicklungswelt gemeint ist. 

Faktor internationale Sozialdemokratie 

Die Thesen, die D. Boris zur Funktion der von der Sozialdemo­
krat ischen Führung repräsentierten Ideologie und Politik ent­

'wickelte, erweisen sich gerade angesichts der Ernennung Willy 
Brandts zum Vorsitzenden der "Nord-SUd-Kommission" von 
besonderer Aktualität. 

Bei derartigen, in jüngster Zeit verstärkten Aktivitäten sozialde­
mokratischer Führer, handelt es sich objektiv um den Versuch, 
einen sozialpartnerschaftlichen Interessenausgleich im interna­
tionalen Maßstab unter Beibehaltung kapitalistischer 
Herrschafts- und Eigentumsverhältnisse zu bewerkstelligen. Pa­
ra llel dazu sind die sich häufenden Versuche, in den Ländern 
der Dritten Welt selbst reformistische Alternativparteien aufzu­
bauen und an die SI anzubinden, in ihrer Absicht zu verstehen, 
Dritte-Weg-Modelle zu propagieren, um an Marxismus orien-

Naim el Ashhab Feind der arabischen Völker 
Liebe Freunde und Genossen, 
erlaubt mir, die wichtige Frage, die Ihr hier diskutiert, im Zusammen­
hang mit der arabischen Welt und seiner Befreiungsbe."..egung anzu­
gehen. 
I. me Rolle des BRD-lmperilUsmus bei dfr Ausplünderullgunseru 
ullblscben Welt. Die BRD stellt heute einen Hauptpartner in den 
ökonomischen- Beziehungen der arabischen Welt dar. Und in dieser 
Hinsicht zieht sie die Aufmerksamkeit auf das rapide Wachstum di.e­
ser Beziehungen. 
Die verfügbaun Daten zeigen an, daß sich die Exporte aus der BRD 
in sechs arabische Lander, namentlich Saudi Arabien, Vereinigte 
Arabische Emirate, Libyen, Aigerien, Ägypten und Irak,-im Laufe 
der Jahre 1973-1971 verdoppelten; sie stiegen von 6,313 Mrd DM 
auf 11,993 Mrd DM. Es ist wahr, daß die BRD-Importe aus diesen 
arabischen Staaten und insbesondere aus den vier erstgenannten Un­
dern in derselben Periode mit einer höheren Rate von 6,202 Mrd DM 
im Jahr 1913 auf 14,330 Mrd DM im Jahr 1917 stiegen. 
Die Exporte aus der BRD in die arabischen Staaten umfanen verar­
beitete Güter, hauptSäChlich Konsumgüter, während ihre Importe aus 
diesen Landern fast ausschließlich auf Rohöl begrenzt sind, und zwar 
hauptsllchlich aus den vier erstgenannten Ölstaaten. 
Wenn man die sog. Entwicklungshilfe betrachtet, die die BRD den 
EntwicklungsUlndern gibt, ist es in gewisser Hinsicht bezeichnend, 
daß im Jahr 1976 AlYPten 309 Mio PM erhalten hat, was 42,4 0J0 der 
gesamten Summe, die der arabischen Welt gegeben wurde, ent­
spricht. 
Es ist ein klares Zeichen für die Unterstützung für Sadats Politik der 
"offenen Tür", die offiziell und endgOltig in dieser Periode ange­
nommen wurde, und die einen sehr ernsten Niedergang der ägypti­
schen Wirtschaft verursachte und alle Schutzmaßnahmen gegen die 
ökonomische Invasion durch die kapitalistischen Monopole, ein­
schließlich deref der BRD, beseitigte. 
2. Die ökonomischen Aktivitaten sind nicht die einzigen dClitruktiven· 
HandlU1lj;en gegen die arabischen Völker und ihre Befreiungsbewe­
gung, die durch den BRD-l mperialismus begangen werden. Die Tat-. 
sache, daß die BRD eines der Hluptmltglltdsli ndu der NATO ist, ist 
damr ein Hinweis. Während des ganzen Kampfes unserer arabischen 
Befreiungsbewegung in den letzten drei Jahrzehnten für politische' 

UnabhAngigkeit, gegen militärische Pakte, gegen imperialistische und 
israelische Aggression, für ökonomische Unabhängigkeit und Fort­
schritt war die NATO ein Hauptwerkzeug der Einmischung in diesen 
ger«hten Kampf. Unsere arabischen Völker werden niemals die ent­
scheidenden Ausrtlstungen vergessen, die durch die BRD der US­
Luftflotte währen des 73er Krieges in den Nahen Osten geliefert wur­
den, um die israelische Kriegsmaschinerie bei der Aufr«hterhaltung 
der Besetzung arabischer Terri torien zu·unterstützen. 
Und da den ehemaligen Mitteln und Methoden des Imperialismus in 
den EntwicklungsUlndern die Maske vom Gesicht gerissen wurde, fin­
det der Neokoloniatismus mehr und mehr in der Sozialistischen Inter­
nationale und ihrer Führerschaft einen Rückhalt, um neue Methoden 
der Infiltration in diesen Entwicklungsländern zu praktizieren. In die­
ser Hißsicht war das Treffen, das vor einigen Monaten zwischen Wil­
Iy Brandt, Kreisky, Shimon Peres und Sadat stattfand, dazu angetan, 
die beiden letztgenannten Teilnehmer für diese schmähliche Mission 
zu instru'mentalisieren, besonders u!1ter dem Gesichtspunkt der neo­
kolonialistischen Vorhaben im Nahen Osten und Afrika. 
3. Der BRD-lmperllUsmus und der Nlhoslkonnikt. Kürzlich kOn­
digten die BRD-Autoritäten ihre Unterstützung für den finsteren 
Handel von Camp David an, der vom US- Imperialismus inszeniert 
wurde. All dies beweist, daß der BRD: lmperialismus nicht nur mit 
den Verschwörungen gegen die arabische Befreiungsbewegung sym­
pathisiert, sondern auch aktiv daran teilnimmt, diese umzusetzen. 
Unter dem Vorwand der Wiedergutmachung für die Nazi-Opfer be­
zahlte die BRD an Israel mehrere Milliarden DM als ein Mittel der 
entscheidenden Unterstützung für diejenigen, die ihren Staat als ei­
nen Wachhund für imperialistische Interessen gebrauchen. So trug 
die BRD aktiv zur Stärkung der israelischen Militärmaschinerie bei. 
So partizipierte de r BRD-Imperialismus an der israelischen Aggres­
sion von 1967 und der Fortsetzung der israelischen Okkupation der 
arabischen Territorien seit dieser Zeit. 
4. Die BRD ist der genuine Erbe und nalürlifhe Nlfhrolgu dr:s deut­
schen Imperialismus, der während des Nazi-Regimes den Völkermord 
an den Juden begangen hat. 
Wir schätzen den BRD-Imperialismus als einen der gefährlichsten 
Feinde unseres palbtinensischen. Volkes im besonderen und der ara­
bischen Völker im allgemeinen ein. 



tierte Losungswege zUrUckzudrängen. Im innenpolitischen Be­
reich hilft die ideologische Tätigkeit der SPD-Führung schließ­
lich, eine Identifikation der Arbeiterklasse und ihrer Gewerk­
schaften mit dem expansionisliSchen und aggressiven Kun nach 
außen zu erleichtern. 
Gerade die mit der verstärkten n.tigkeit der SPD-Führung im 
Bereich der Dritten Welt verbundenen Probleme boten Ansatz­
punkte kontroverser Diskussion. Oie Thesen von Soris fanden 
zwar keinen generellen Widerspruch. Allerdings hoben insbe­
sonder.e Vertreter aus Lateinamerika - so E. Rodriguez (Mil­
glied des Politbüros der KP Uruguays) und J . Fuchs (Ökonom. 
Argentinien) - die Bedeutung der Zusammenarbeit mit den.so­
zialdemokratischen Parteien im Kampf gegen Faschismus und 
Neokolonialismus einerseits. die Unzulll.ssigkeit einer Darsttl­
lung der internationalen Sozialdemokratie als Hauptgegner dei 
nationalen BefreiungsbeweSung andererseits hervor. N. Ash­
hab (Journalist. Jordanien) unterstrich, daß die Dnlle-Welt­
Aktivitäten der Sozialistischen Internationale ein verhältnismä­
ßiS neues Phänomen seien, das die "Wachsamkeit" der fO:rt­
schritt lichen Kräfte erfo rdere. Auch die Ausführunsen von P. 
Keunemann (Generalsekretär der KP Sri Lankas) über die Rone 
der sozialdemokratischen Friedrich-Ebert-Stiftung verdeutlich­
ten dies. Die Aktivitäten derartiger Stiftungen seien eingefügt in 
eine Diversions- und Destabilisierungstaktik des Westens gegen 
fortschrittliche Entwieklungen in den Ländern der Dritten 
Welt . 
Auf die unrühmliehe Rolle politischer Stiftungen wies aueh K. 
Nauyala (Zentralkomitee der SWAPO) am Beispiel der CSU­
eigenen Hans-Seidl-Stiftung und ihrer politisch-finanziellen In­
tervention zugunsten der neokolonialistischen Demokratischen 
Turnhallenallianz in Namibia hin (siehe Kasten). Sattsam 1» 

Kapuka N. Nauyala Rolle der BRD in Namibia 
Die Bundesrc:publik DeulSChland spielt eine geflhrliche Rolte bei den 
Versuchen der Imperialisten und des Monopolkapitals, Namibia eine 
neokolonialistische Lösung; aufzuzwingen. 

Bei ihrer neonazistischen, cxpansionistischen Politik ' geben sich die 
reaktionAren Krlfte in der BRD alle MUhe. Namibia zu kolonialisie­
ren. Mit den Rechtsparteien, der COU und der CSU . als Speerspilze 
haben diese Kr.f!c nicht nur eine starke Basis und starke Verbindun­
gen mit den namibischen Marionetten und mit den Nazis in Namibia 
errichtet. Sie haben 8lIch eine massivc Kampagne fIlr einen Geldfonds 
und fllr die Rekrutierung von Söldnern als Unterstlltzung für ihre 
Handlanger in Namibia. die sog. Demokratische Turnhallen Allianz, 
die Namibische Nationale Front U$W. eröfrnet, um s,ie in den Kampf 
gegen die SWAPO zu fOhren. Im Verlauf dieses Jahres haben diesel· 
ben Krlfte die beiden einzigen wichtiaen Zcitun,en in Namibia aufge­
huft, die Allgemeine Zeitung und den Windhoek Advc:rtiur. Sie ha­
ben Fluazeu,e, Helikopter und Fahrzeu,e importiert und sie den Ma­
rioneiten des rassisitisehen SUdarrib rOr ihre reaktionlre Propagan­
dakampgane gegen die SWAPO zur VerfOgung ,esteIlt. 
Im Zusammenhang damit stehen Besuche und Missionen aus ;Ungster 
Zeit, die von Reaktionll.rcn in Namibia und im gegenseitilcn Verkchr 
in dcr Bundesrepublik Deutschland unternommen wurden. Oie jllng­
sten waren die beiden getrenntcn aber ,leichartigen Besuche in der 
Bundesrepublik durch die Marionetten der Demokratischen Tumhal­
lenallianz. der Namibischen Nationalen Front, und des Reaktionan 
Andrcas Shipang;a. von denen berkhtet wurde, sie seien mit hochle­
stellten RcgierullJSvertretem und Plneienverlretem. mit ReprIsen­
tanten der Gesehlfu- und Finanzwelt und mil Verlretern von Banken 
zusarnmen,etroffen und hätten mit ihnen Diskussionen ,eruhrt, wie 
auch mit Venretern von Söldner-Rckrutierunas-A,enturen. 
Ein weiterer geflhrlichcr und bedauerlicher Faktor He,t darin, daß 
die Regierung der BRD nicht etwa die deutschsprachige BevOlkerung 
von Namibia dazu auffordert und darin bcstlrkt, den echten Kampf 
fUr Namibias nationale Befreiung zu unterstlltzen, sondern vielmehr 
in dieser Richtung; kaum etwas getan hat. 
Die BRD hatte sogar Inhabern von bundesdeutKhen Pissen gestat­
tet , in der SUdafrikanischen Arm~ zu dienen und legen die SWAPO 
zu klmpfen. Als wahre Vertreterin des namibischen Volkes hat die 
SWAPO von ihrer Grilndung an alle (Ich wiederhole: alk) Teile des 

namibisehen Volkes aufgerufen, sich dem Kampf legen die faschisti­
sche, raßistische und unterdrockerische Verwaltung des Apanheid­
staales SIldafrika in Namibia anzuschließen. Die SWAPO bleibt wei­
lerhin diesen Prinzipien verpflichtet, und dabei gibt es auch keinc 
Ausnahme fIl r die deutsche BevOlkerun, in Namibia. 

Die BRD ist - in völligem Widerspruch zu den WUnschen des nami­
bischen Volkes und den Forderungen der UNO - das einzigc Land, 
welches weiterhin ein Konsulat in Windhoc:k/ Namibia unterhAlt, 
aueh wcnn die BRD-Behörden behaupten, das Konsulat geschlossen 
zu haben. Und, trotz der Erlasse des UN·Rates fllr Namibia Uber Na· 
mibias NalurreichtUmcr, haben die gefrlßilen BRO-KapilaUsten ihre 
Investitionen in Namibia nicht nur fortgesetzI. sondern verstllrkt. Die 
SWAPO betrachtet eine derartige Ausbeutunl der namibischen Na­
turschlilZe als illegal und als ein Verbre<:hen gegen das Volk von Na­
mibia, da diese monopolkapitalistischen Gesellschaften und Instilu· 
tionen unsere Ressourcen stehlen und auspIUnden;, und weiterhin bil­
lige afrikanische Arbeiukrlfte benutzen, wobei die Entlohnung in 
übereinstimmung mit den Apartheidgesetzen geschiehl. 

Ein Verbreehen gegen das namlblsche Volk 

Die SWAPO ist der Auffassung;, daß die Imperialisten, Kapitalisten 
und die r«hten Politiker in der BRD einen schweren Fehler machen, 
wenn sie die politische Reife und Intelligenz des namibischen Volkes 
unterschlltzen. Zum Beispiel versucht die BRD weiterhin vorzutllus­
ehen. daß sie keine Waffen an das rassistische Regime in Pretoria lie­
fert . Du ist unwahr. 
Die BRD transferiert auch weiterhin in massiver Weise Ie<:hnisches 
und te<:hnologisches Know how In die Rassisten. wodurch diese bell­
higt wurden, in SUdafrika komplizierte Waffen, Munition und ande­
re Kriegsinstrumente herzustellen. Dic 8RD hat ihre eltpansionisti­
sche Politik auch durch das nukleare Komplott und durch ihre Zu­
sammenarbeit mit dem rassistischen SUdafrika gegen die volker 'des 
sUdlichen Arrika demonstriert. Dieses nukleare Zusammenspiel und 
dic OTRAG-Raketen-Basis in Zai~ stellcn eine Bedrohung fUr den 
internationalen Frieden, die Sicherheit nicht nur auf dem Subkonti­
nent $Odliches Afrika, sondern der ganzen Welt dar. 
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kannt ist auch der 1975/16 unter maßgeblicher Beteiligung der 
Friedrich-Ebert-Stiftung gegen die SWAPO lancierte Spal­
tungsversuch. 

Daß gerade im südlichen Arrika die imperialistische Suche nach 
neokolonialistischen Lösungen in der gegenwärtigen Situation 
besonders intensiv ist, veranschaulichten neben Nauyala die 
Diskussionsbeiträge von R. Maguni (Direktor von Radio 
Mo.;:ambique) und R. September (Revolutionsrat des Afrika­
nischen Nationalkongresses von Südafrika). Hier geht es, wie 
Maguni ausführte, für den Imperialismus darum, "eine Formel 
zu finden, die eine Kompromißlösung für die gegenwärtige La­
ge im südlichen Afrika möglich macht," um durch ein Aus­
wechseln der herrschenden Cliquen eine neokoloniale Situation 
zu schaffen . Vor allem als Reaktion auf die umfassende Krise 
des imperialistischen Herrschaftsmechanismus im südlichen 
Afrika und die Krise innerhalb der Republik Südafrika wertete 
R. September die fieberhafte Suche nach neokolonialen Lösun­
gen im südlichen Afrika. Im wesentlichen geht esfür den Impe­
rialismus dabei darum, den Subkontinent sowohl als unschätz­
bares Reservoir an materiellen und menschlichen Ressourcen al­
sauch als strategischen Brückenkopf im Rahmen der imperiali­
stischen Globalstrategie zu erhalten. Von daher erklärt sich 
auch die nach wie vor offene ökonomische und militärische Un­
terstützung des Westens für die Rassistenregimes (siehe das 
Atomkomplott BRD-Südafrika), obwohl sein Vertrauen in 
deren Fähigkeit, revolutionäre Veränderungen zu unterdrtlk-

E. Rodriguez Konkurrent 
Es erscheint wichtig, daran zu erinnern, daß es neben anderen quali­
tati~en Verllnderungen dieses Jahrzehnts ~on nicht geringer Bedeu­
tung ist, daß in der kapitalistischen Welt drei im~rilllistischen bn­
tren entstandfn sind: die USA, Wfstfuropil und JaPlln. Wer ~on La­
teinamerika spricht, darf aber nicht aus dem Blick vfrlieren, daß 
trotz dieses qualitati~en Wandels der Yankee- Impcrialismus nach wi­
vor der schlimmstf Feind unserer VOlker und Gendarm des Weltim· 
perialismus ist. Im folgend en gehl es daher nicht darum, die Rolle, 
':I'elche die neuen imperialistischen Zentren in Lateinamerika, dem 
traditionellen " Hinterhor' der USA spielen kOnnen, zu Ubertreiben. 
Doch gilt es darauf hinzuweisen, daß auch auf unserem Kontinent 
sich das KrlIfteverhllltnis zwischen den imperialistischen Zentren ver· 
schiebt, und - wie kOnnte es anders sein - in ernsten WidersprU' 
ehen und Ri~alilliten zum Ausdruck kommt. 
Niemals wird man genug Ober die Rolle des US- Imperialismu~ und 
seiner Monopole in unserem Land forschen und schreiben kOnnen. 
Wenn wir aU dies heute als bekannt voraussetzen, so deshalb, weil wir 
meinen. daß es hier von unmittelbarem Interesse sein kOnme. die Fra­
ge nach der Rolle der BRD im Rahmen der imperialistischen Beherr­
schung Lateinamerikas zu stellen. 
Die westdeutschfn Auslandsinvestitionen insgesamt erreichten in den 
60er Jahren kaum 700Mio Dollar. Bekanntlich ist in den 70er Jahren 
hier ein Wandel eingetreten, insbesondere nach der großen Krise der 
Jahre 1973/74. Die Summe der Investitionen aus der BRt> erhOhte 
sich von 7,2 Mrd Dollar 1971 auf 20 Mrd Dollar 1977. 
Nehmen wir zum Beispiel den Vierjahreszeitraum von 1974-1977. 
Die USA investierten in Form von privaten Direktin~estitionen 

19,Hg Mrd. Und zum ersten Mal werden sie ~on Westeuroj>3 weit 
überholt, das in seiner Gesamtheit 24 Mrd Dollar investiert. Dies vor 
allem wegen des enormen Wachstums des BRD·Kapitalexports, der 
allein 8,9 Mrd Dollar ausmacht. 
Für uns Lateinamerikaner zieht ein besonderes Merkmal dieser I n~e­

stitionen die Aufmerksamkeit auf sich. Wenn wir die Kapitalinvest i· 
tionen zwischen den imperialistischen Staaten unberücksichtigt las· 
sen, die sich in etwa - trOtz der bekannten Niveauunterschiede -
ausgleichen. so sehen wir, daß die BRD vorzugsweise in Lateinameri­
ka investiert, relativ gesehen sogar mehr als die USA selbst. Nehmen 
wir die Gesamtinvestitionen der USA und der BRD in den drei Konti ­
nenten Afrika, Asien und Lateinamerika, so sehen wir, daß - wäh­
rend die USA 1967 58,4 "0 ihrer I n~estitionen in Lateinamerika tätig· 
ten - der entsprethende Anteil bei der BRD 77,S '10 beträgt, gegen­
über nur 22,S "0 fUr Afrika und Asien zusammen. Noch ein interes· 
santes Merkmal: Die Im'estitionen der BRD sind zu 79 '10 in der ver· 
arbeitenden Industrie Lateinameriklls konzentriert. während der USo 
Ameil hier nur 50 '" erreichte. 
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ken, durch die Siege in Angola und M(l(i:ambique sowie durch 
den Soweto-Aufstand grundsätzlich erschüttert ist. 
Speziell mit der Rolle der BRD in den neokolonialen Konnikt­
lösungsstrategien im Nahen Osten beschäftiglen sich Hans Le-­
brKht (JournalisI, Israel) und Naim el Ashhab. H. Lebrecht 
ordnete die Beziehungen der BRD mit Israel dem imperialisti­
schen Ausbau des israelischen Staates zum aggressiven Bruk­
kenkopf gegen den Befreiungskampf der arabischen Völker un­
ter. Als eine neokoloniale Hauptmacht bei der Ausplünderung 
der arabischen Welt wurde die BRD im Diskussionsbeitrag von 
N. Ashhab dargestellt (siehe Kasten). 
Einen besonderen Schwerpunkt der neokolonialen Expansion 
der BRD bildet Lateinamerika, was E. Rodriguez mit einigen 
Kennziffern verdeutlichte (siehe Kasten). Hier manifestiert sich 
besonders deutl ich - darauf wies A. Alcorta (stellvertrelender 
Vorsitzender der KP Paraguays) hin -, daß der Kapitalexport 
"ein machtvolles Instrument zur Beherrschung und Ausbeu­
tung, zur Deformierung der Wirtschaft" der Entwick lungslän­
der ist. In Paraguay Z. B. befinden sich 851170 des Außenhandels 
in Händen der Auslandsmonopole. Mehr al 301lJo aller Devisen, 
die über den Außenhandel erwirtschaftet werden, gehen in 
Form von Dividenden, Zinsen , Tilgungen und Kapitaltransfers 
wieder an das Ausland zurück . "Für jeden Dollar, den der Im­
perialismus in Paraguay invesliert, erhält er vier zurück." Be­
zeichnend ror das Paktieren des westdeutschen Großkapitals 
mit reaktionären Regimes sind auch seine Beziehungen zu Chi­
le. Wie diese Beziehungen nach dem Sturz Salvador Allendes 
inlensiviert wurden, zeigte I. Ljubetlc (Historiker, Chile) an 
zahlreichen Beispielen. 
Auch in Argentinien sind die Auswirkungen der Durchdringung 
des Landes durch das Auslandskapital (das zu 711'JG aus der BRD 
kommt) deutlich spürbar. Die ausländischen Monopole ver­
schärfen, wie J. Fuchs zeigte, die Abhängigkeit vom Kapitalgü­
terimport, die ungleichmäßige Entwicklung der Industrie und 
des Arbeitskräftepotentials, die lechnologische Abhängigkeit, 
die finanzielle Abhängigkeil sowie die Abhängigkeil der Land­
wirtschaft, die gerade in jüngster Zeit eines der bedeutendsten 
Ausbeutungsfelder für das internationale Monopolkapital ge­
worden ist. Dies alles sind Momente, die dazu beigetragen ha­
ben, daß sich Lateinamerika heute insgesaml in einer Stru klur­
krise befindet, was von M. Paredes (Honduras) herausgearbei­
tel wurde. 

Aufklärung ist wichtig, aber nicht genug 

Das Kolloquim zeigte die Vielfalt der mit dem Thema verbunde­
nen Probleme auf, die in diesem Bericht nur schlaglichtartig an­
gerissen werden konnten und der weiteren Diskussion bedür­
fen. Dem dient u. a. auch die in A lB 7-8/ 1978 begonnene Se· 
rie BRD-Neokolonialismus. Die wichtigsten Materialien des 
Kolloquiums werden voraussichtlich im Frühjahr 1979 in Ta· 
schenbuchform veröffentlicht werden. 
Daß dies alles für die Veranstalier kein bloß akademisches An­
liegen ist, verdeutlichte nicht nur die von Prof. E. Wulf( (Mit­
herausgeber des A lB) auf der Veranstaltung gezogene Bilanz 
der westdeutschen Solidarilätsbewegung (Ausschnitte siehe Ka­
sten). Auch in Ihrem Schlußwort der Tagung unterst richen die 
Veranstalter: "Die Tatsache, daß die Bundesrepublik Deutsch­
land zu einer der stärksten imperialistischen Mächte mit neoko­
lonialer Expansion ... geworden ist, ist großen Teilen der ar­
beitenden Bevölkerung unseres Landes überhaupt nicht be­
wußt. Auch der Formwandel imperialistischer Politik erschwert 
es vielen Menschen hier, in der neokolonialen Expansion das 
gleiche räuberische Wesen zu erkennen, das schon für die klas­
sische Kolonialpolilik des deutschen Imperialismus kennzeich­
nend war. Die Aufklärung über den Charakter und das Wesen 
neokolonialer Ausbeutung und Erpressung 'ist deshalb eine 
wichtige Aufgabe in unserem Lande." Und natürlich bedarf sie 
der Umsetzung in antlimperialistische Solidaritätsaktivität und 
in entwicklungspolilische Alternativvorstellungen . 



Erich Wulfl Solidarität gegen Neokolonialismus 

Liebe Freunde! 

Die Solidaritltsbewegung mit den Völkern Afrikas, Asiens und Latei­
namerikas haI in der BRD n<x:h keine sehr lange Ge.Khichte. So wur­
de z. B. der UnabMngigkeitskampf AlgerieflS bei uns noch von rela­
tiv ..... enigen, zumeist isoliert voneinander arbeitenden Groppen unter­
stOtZI. Erst die US--Aggression in Vietnam brachte eine zahlenmlßige 
bedeutende, pol iti.Kh breit gefacherte Solidaritltsbewegung hervor, 
die einen be$onders starken Widerhall in den Universi täten fand, je­
doch auch in der Friedensbe ..... <'!ung und in Teilen der Arbeiterbewe­
gung - hier besonders bei den bis 1968 noch in die Illegalilät gezwun­
genen Kommunisten - verwurzelt war. 
Die SoJidaritätsarbeil mit Vietnam hat dann ihrerseits dazu beigetra­
gen, daß viele - besonders junge - Menschen, wenn sie ihr morali­
.Khes Engagement auch intellektuell verarbeiten wollten, auf den Zu­
sammenhang imperialistischer und neokolonialer Ausbeutung mit 
dem kapita list ischen S)'stem stießen un die US-Aggression in Vietnam 
als einen Teil einer ..... eltweiten Auseinandersetzung zu begreifen lern· 
ten. So bildeten sich Ende der 60crl Anfang der 70er Jahre zahlreiche 
Gruppen, die Solidarität mit verschiedenen Befreiungsbe ..... egungen in 
der Dritten Welt Obten, aber auch Gruppen, die sich theoretisch und 
publizistisch mit dem Imperialismus und seinen Strategien auseinan­
dersetzten. Die meisten dieser Groppen hatten aber immer noch sehr 
wenig Verbindung untereinander, zum Teil waren sie selbständig, 
zum Teil von Jugend-Organisationen der Parteien (SP D, FDP, DKP) 
oder von Gewerkschaften getragen. 

ASK gegen neokoloniale Ausbeulung 

In dieser Situation beschlossen einige Persönlichkeiten, die in solchen 
Groppen gewirkt hatten, den Versuch einer Koordinierung der anti­
imperialistischen Aktivitlten in der Bundesrepublik zu machen und 
grtlndeten im Fr1Ihjahr 1973 das Antiimperialistische Solidaritatsko­
mitee (ASK1. Dieses Komitee, das l unlclut außer EinzelpeTSÖnlich­
keiten und Zeitungs- und Zci tschriftenredaktionen auch die Deut­
schen Jungdemokraten, die Sozialistische J ugend-Falken und die 
Naturfreunde-Jusend. die SDAJ, DKP:Hochschulgruppen ..... ie den 
Verband Deutschedr Studentenschaften, den MSB Spartakus und 
den So~ia1istischen Hochschulbund sowie christliche Organisationen 
wie die Christliche Friedenskonferenz umfaßte, stellte an die schon 
existierenden antiimperialistischen Gruppierungen keine bürokrat i· 
schen Führonssansprtlche; es wollte diese auch nicht zu seinen eige­
nen Unterorganisatioßen machen, sondern bot eine bundes ..... ei te 
plattform fOr ö rtliche oder von den jeweiligen politischen Groppen 
initiierte antiimperialistische Akliviläten In, die eine bessere Koordi­
nation der Arbeit jedes einzelnen Ini tiators bzw. Gruppierungen er· 
laubte. 
Die Grtlnduna eines solchen KomitC'CS seilte aber auch eine politische 
Plattform voraus. Diese Plattform lehnt sich stark an die Prinlipien 
der UNO- Resolution über Liquidation des Kolonialismus vom 14. 12. 
1960 an, bertlcksichtigt aber vor allem - neben dem Kampf gegen die 
tradi tionellen Formen des Kolonialismus - die neokoloniale Aus· 
beutung und Machlausübung der imperialistischen Mächte. Sie weist 
auch deutlich hin auf den Zusammenhang zwischen den neokolonia· 
len Ausbeutungsstrategien auch der Bundesregierung und der großen 
Konurne uTl5Cres Landes auf der einen Seite und deren RUckwirkung 
auf die Lage der IQhnabMngigen BcvOlkerungsmehrheit in der BRD 
auf der andern Seite. Diese Zusammenh.l.nge darzutun war für unsere 
Arbeit - neben der unmittelbaren Solidaritälsarbeit mit den Befrei­
unasbcv.·elungen, die natOr!ich an erster Stelle stand - besonders 
wichtig, um den Menschen in uTl5Crm Lande begreiflich lU machen, 
daß antiimperialistische Solidarität nich t blqß ein mora lisches Gebot 
ist, sondern langfristig auch zur Verbesserung der Lage der Menschen 
in unserm Lande bei tragen muß. 

Inhaltlich begann unsere Arbeit mit einem Hearins Uber die Situation 
im Naht n OUen, einem - wegen der nalistischen Vergangenheit un­
seres Landes besonders heiklen Kapitel der Solidaritätsarbeit. Unser 
Komitee stelile sich dabei auf den Standpunkt der UNO-Resolut ion 
vom November 1967, der den Abzug der israelischen Besallungstru~ 

pen aus allen besetzten arabischen Gebieten verlangt, aber - unter 
dieser Bedingung - auch das Lebensrecht Israels als Staat in seinen 
Grenzen garantieren will . Diese Haltung hat unser Komitee bis heute 
ebenso unbeirrt beibehalten, wie es für die Rechte der Palls!inenser 
auf einen eigenen Staat u. I. ein tritt und die PLO als ihre einlii legiti­
me Vertretung ansicht. 
Schon wenige Monate nach der Gr1Indung des ASK putsChten in Chi­
le, mi t UnterstUuung des CIA und internationaler Konzerne, die fa­
schistischen Generale. So wurde die Solidaritllt mit Chile über Jlhre 
zum Haupt-SchwerpunKt unserer Arbeit : und sie ist es bis heu te noch 
(siehe duu AlB 911978). Neben Chile ist - nach dem Sturz des por­
tugiesischen Faschismus und der Unabhängigkeit der ehemali,en por­
tugiesischen Kolonien - das ddUcht Afrika zum zweiten Schwer­
punkt unserer Arbeit aufgerückt . Hier werden in den nächsten Jahren 
folgenschwere Entscheidungen fallen. 
Wir können, trotz der Erfolge der Befrei ungsbewegungen in Zimbab­
we, trOtz der immer breiter werdenden Opposition gegen das 
Rassisten-Regime in Pretoria nicht damit rechnen, daß der Apart­
heidstbl bloß ein Atavismus, ein historisches Relikt ist, das von sei­
ber auseinanderfallen wird, um allenfalls "moderneren" Formen der 
Ausbeutuna wie dem Neokolonialismus Plau zu machen. Wenn dies 
im sUdlichen Afrika gcscMhe, wlre dies schon schlimm genug, und 
das ist sicher auch eine strategische Rüchupposition der Rassisten. 
Das klassische koloniale Regime in Pretoria kann aber dartlber hin­
aus einen Kristallisationskern abgeben für eine Entwicklung in Afri­
ka, die 150 bis 100 Jahre zurOckfOhrt: Ober eine zunehmende Aus­
höhlunS auch der formalen Unabhängigkei ten afrikanischer Staaten 
zu zunächst fa ktischen und spa~r luch offizialisierten Protektoraten 
wC$tlicher Schullmllchte. Die französisehe Afrika-Polit ik, die von 
der Bundesrepublik so eifrig unt«stU tzt wird, ist ein Beleg dafür, daß 
die NATQ.Staaten durchaus in der Lage sind, die ...... eitere billige AU$­
beutung von Rohstoffen in Afrika und die Erhaltung ihrer suategi­
schen Basen dort mit Hilfe einer neuen Kanonenboot-Polit ik durch­
lUSCIlen: Wenn es nicht anders geht, vielleicht auch mit einer Wieder­
geburt des klassischen Kolonialismus. 

Ermutigung für den Kamp( im eigenen Land 

Im ganzen können wir aber, trotz der Gegenoffensive des Imperialis­
mus auf militä rischer, politischer und ideologischer Front, tron eini­
ger schmerzlicher RUckschlage zuversichtlich sein: Im Wehrnaßstab 
verschiebt sieh das Gewicht der Krafte lunehmend zugunsten des 
Fortschritts. Die vollstlndige Befreiuni Vietnams hat hier em Zei· 
chen lesctZl, die Freiheit f!lr Guinea-Bissao, Mosambique und Anao­
Ia, und schließlich der Fehlschlaa des Imperialismus, Angola doch 
noch in neokoloniale Abhllngigkeit zUrtlehuzwingen. Wie in Viet­
nam hat auch in Afrika die internationale Solidarität, don vor allem 
diejenige unserer kubanischen Freunde, ihre Probe bestanden. 
Diese Entwicklung macht es fUt uns auch etwas leichter, die zuneh· 
menden Probleme und Schwierigkeiten der Arbeit in unserem eigenen 
Lande l U meistern: die politische Entwicklung nach reo:hts in allen 
Bundestagsparteien, im Fernsehen lind in der Presse, die Berufsver· 
bote, die antikommunistische Hexenjagd, die schon lange nicht mehr 
nur Kommunisten, sondern auch diejenigen trUft , die es noch riskie­
ren, mit Kommunisten zusammenluarbei ten. 
Kampf rur demokratische Freiheiten und antiimpcrialistische Solida­
ritlt aber sind z ...... ei Seiten der gleichen Sache, sie gebOren zusammen. 
Wer dies begreift, der wird auch in der Einheit der antiimpcrialisti · 
schen und demokratischen Krafte in unserm Land als not .... endi,e 
Aufgabe sehen. 

Liebe Freunde, 
die Solidaritatsbcwegung mit den Völkern Afrikas, Asiens und La­
teinamerikas in der BRD versucht - glaube ich - nach ihren Mög· 
lichkeiten ihr Bestes zu tun. Die anstehenden Aufgaben kann aber ci· 
ne nationale Solidaritlltsbewegung alleine nicht bewältigen, und 
schon gar nicht eine Solidaritl tsbcweilung, deren Krafte, wie die der 
unsern, äußert begrenzt sind. Jeder braucht hier des anderen Hilfe. 
Auch deshalb: Hoch die internationale Solidaritat. 
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Chile 

Akte von Madrid 
Die vom 9.-12. November 1978 in Madrid veranstaltete Welt­
konferenz der Solidaritl1( mit Chile vereinte Teilnehmer aus 100 
Ltindern unterschiedlichster politisch-weltanschaulicher Cou­
leur, Neben h(Jchften Reprllsentanlen des chilenischen Wider­
srandes wie H artensia Bussi de AI/ende, Car/os A ftamirano und 
Luis Corvalan waren kirchliche, gewerkschaftliche, christde­
mokro/ische un~ sozialdemokratische KrlI!te auffallend stark 
vertreten. Pinochet bezeichnet die Konferenz dennoch als "Mo­
n(Jver des internationalen Marxismus", Wie die von uns im vol­
len Wortlaut dokumentierte Schfußerk/(lnmg, die Akte von 
Madrid, illustriert, konnte sein Regime die WefUjffenr/ichkeit 
mit diversen VOr/lJuschungen einer "Liberalisierung" nicht ir­
reführen. Gerade das Thema der 2500 Versch wundenen und die 
jiJngsten Angriffe des faschistischen Regimes auj die chileni­
sche Arbeiterbewegung (Verbot quasifega/er Gewerkschaftsver­
blinde) standen im Blickpunkt der Beratungen. 

Vor nur 40 Jahren war die Welt von einem Kriegsbrand erfaßt, der alles 
umschloß. SO Mio Tote und die Verwüstung dutzender von Ländern 
waren Tei l des Preises, der geahlt werden mußte, um zu verhindern. 
daß sich die Barbarei und der Totalitarismus der gesamten Menschheit 
bemächtigte. Ohne Zweifel verschaffte der 1945 geschlossene Frieden 
jenen kei ne Erholungspause, die sich die Schaffung einer Welt ~um Ziel 
gesetzt haben, in der die Vernunft, die Gerechtigkeit und die Achtung 
d~r Quellen der Inspiration fUr das Zusammenleben der Menschen und 
der Völker. sind. 
In diesen Jahren .gab und gibt es ein um das andere Mal an verschiede­
nen Orten der Erde Versuche. die Gewalt. den Terror. die Abhängig­
keit und die Ausbeutung als -Instrumente zur Unterjochung von Uin­
dern und Kontinenten zu benut~en . Man versucht. unter allen Umstän­
den zu verhindern, daß der schöpferische Geist der Völker auf dem 
Weg ~ur Errichtung der gerechtesten, demokratischten und freiesten 
Ordnungen voranschreitet_ Der Kampf zwischCll den einen und den an­
de~n Kräften hat lange gedauert und wird lange dauern. Heute erreicht 
er eine neue und immer gewaltigere Dimension, in dem Maße, in dem 
sich die Volker ihres Rechts bewußt werden, Gestalter ihrer Zukunft zu 
sein. Diese Konfrontation hat keine Grenzen, aber das zentrale Ziel der 
Konferenz verpflichtet uns, unsere Ansicht zu prli~isieren. 
Im Süden Lateinamerikas hat sich ein Land von 10 Mio Einwohnern in 
einen Brennpunkt verwandelt. der - wenn die Absichten derer die 
Oberhand gewinnen, die sich verschworen haben, es seiner Freiheit und 
seiner Errungenschaften ~u berauben - an weiteren Punkten der Welt 
Versuche auslOsen kann, andere Nationen zu zertreten. Chile und das 
seit dem 11. September 1973 bestehende Drama sind kein isolierter Fall 
oder lediglich die Folge einer inneren Krise in der Geschichte dieses 
Landes. Dort ka·m eines.der Ziele der Strategie des Imperialismus zum 

'Ausdruck, die darauf gerichtet ist, auf einem gan~en Kontinent seine 
Herrschaft zu erhalten. 

Obwohl durch den WiderSland und die Solidarität gezügelt, sind die 
chilenische Diktatur und Pinochet heute weiter im Dienste der Interes­
sen einer Minderheit an der Macht und schaffen materielle und politi­
sche Bedingungen fOr die Institutionalisierung des Regimes. In diesem 
Zusammenhang ereignen sich gerade jetzt ernSte Vorkommnisse. Mit 
der Erfindung, die verschwundenen Gefangenen fil r mutmaßlich tot ~u 
erklären, berei tet die diktatorische Regierung auf der Suche nach einer 
LOsung des Problems neue Morde vor; sie verscharft die Unter­
drOckung der Gewerkschaftsföderationen und -syndikate, indem sie ih­
re repräsentativsten Organisationen aunöst und verfolgt, denen etwa 
112 Mio Werktätige angeschlossen sind; sie senkt die Kaufkraft der Be­
völkerung auf ein unglaublich niedriges Niveau und verurteilt eine gan­
ze Generation zum Hunger und dessen verhängnisvollen Folgen; sie 
schrlinkt drastisch die öffentlichen Ausgaben rilr Gesundheitswesen, 
Bildung, Ernährung, Transport, Wohnungswesen sowie wissenschaftli· 
che und technische Forschung ein; die Arbeitslosigkeit nimmt in nie ge· 
kanntem Ausmaße zu. Zusammengcfaßt. sie betreibt die schonungslo­
ses te Aggression gegen das chilenische Volk als eine notwendige Grund· 
voraussetzung, um ihr ökonomisches und politisches Ziel zu erreichen. 
Aber Chile ist nicht auf den Knien und· nicht geschlagen. 
Trotz seiner Tausenden von Toten und verschleppten Menschen und 
der Tausenden von politischen Gefangenen. die noch eingekerkert sind 
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oder vom greulichsten Unterdrückungs- und Terrorapparat der Ge­
schichte gequält werden und die durch die Solidarität gerellet werden 
mOssen, wächst der Kampf in seinem Inhalt und in seiner Breite. Die 
Werktätigen erheben mit Kraft ihre Forderungen, Juristen und Fach­
leute stellen sich in der öffentlichcn Diskussion gegen den Mummen· 
schanz einer faschistischen Verfassung, die Frauen und die Gesamtheit 
dcs Volkes organisieren sich in Verteidigung des Lebens ihrer ver· 
schwundenen Familienangehörigen, die Jugend zeigt immer eindeutiger 
ihre Auflehnung. 
Dieser Kampf fordert von der Wel t und den Demokraten eine Antwort. 
Diese Antwort muß sich in entsprechend konkreten Fakten ausdrücken 
und nicht in Deklamationen. die den objektiven Bedingungen nicht ge­
recht werden. De~ Kampf rar die Wiederherstellung der Demokratie 
einerseits und die ökonomische UnterstOtzung der Diktaturen an.derer­
seits sind unversöhnliche und entgegengesetzte Verhaltensweisen. Die 
Verteidigung der Menschenrechte muß notwendigerweise die Verteidi­
gung der polit ischen, sozialen und ökonomischen Rechte einschließen. 
Diese sind die unentbehrlichsten Grundlagen der Selbstbestimmung der 
Völker und ihrer Möglichkeit fOr ein freies und wUrdiges Leben. 
Angesichts dessen gib! es eine Frage, die wir nicht verschweigen kön· 
nen: Wofür hat die faschistische Junta die J Mrd Dollar vet>\'endet, die 
ihr in diesen ranf Jahren von Regierungen, internat ionalen Kreditinsti· 
tutcn und Privatbanken (Ibcrgcberl wurden? Es gibt nur eine Arltwortl 
Sie wurden in den Kauf von Waffen investiert, die wesentliche Elemen­
te der UnterdrOckung sind. und sie wurden von zwei oder drei einheimi­
schen und den allmächtigen multinationalerl Finanzgruppen verschlun­
gen. Wir verurteilen energisch jene Regierungen und Institutionen. die 
mit diesen Mitteln das Pinochet·Regime unterstUtzen, es in eine Bedro­
hung rilr den Frieden des Kontinents verwandeln und den Kampf der 
chi lenischen Demokraten verlängern und erschweren. 
Deshalb fordern wir die Beendigung der Bereitstellung von Waffen und 
finanziellen Mitteln filr die Militärjunta und die Beibehaltung der von 
der internationalen Gemeinschaft geschaffenen Instrumente zur Ober­
wachung und zum Schutz der Menschenrechte in Chile, speziell die Ad­
hoc-Arbeitsgruppe der Menschenrechtskommission der Vereinten Na­
tionen; wir .fordern die sofortige Aufklärung des Schicksals der Ver· 
schwundenen sowie die Bestrafung der Schuldigen an der Ermordung 
des ehemaligen chilenischen Ministers Orlando Letelier. 
Wir mUssen darauf hinweisen, daß sich diese Poli tik nicht nur auf La­
teinamerika beschränkt. Es erObrigt sich daher, Beispiele fOr die Ent­
wicklung jeder einzelnen dieser Erfahrungen anzuführen. Die rück­
schrittlichen, menschenfeindlichen Kräfte verfolgen ihre Politik auch 
in den anderen Teilen der Welt. Der Kampf des chilenischen Volkes 
und derer. die sich mit ihm solidarisieren. ist der Kampf aller VOlker 
der Welt. die fUr ihre Befreiung kämpfen und für das Recht, in Ober­
einstimmung mit ihrer eigenen Situation die Wege zu wählen, die sie zu 
einem besseren Schicksal führen. 
Diese Weh konferenz hat die Aufgabe, die Verpflichtung zur konkreten 
Aktion auf sich ~u nehmen. um alle Initiativen, die in ihrem Verlauf 
einmUtig beschlossen wurden, in Gang zu bringen. Auf diese Weise ant­
worten wir angemessen auf den Kampf der politischen und gesellschaft· 
lichen Kräfte, der Gewerkschaftsorganisationen, der J ugend, der Frau· 
en und der chilenischen Kirche. Es sind hier Kräfte anwesend. die aktiv 
die ErfUllung der von den Vereinten Nationen und auf zahlreichen in­
ternationalen Treffen angenommenen Resolutionen in Bewegung sel­
zen müssen. 
Wir haben in unseren Ländern Hunderttausende von der Diktatur Ver­
folgte aufgenommen. In der Mehrheit der Fälle haben wir sie gctröstet 
und ihnen geholfen, diese schwierige Erfahrung ~u bewältigen. Aber 
wir spUren, daß unsere Verpflichtungen größer sind. Erfullen wir in 
"ollem Maße die Ubernommene Verantwortung. ihnen Asyl zu gewäh· 
ren und unterstiltzen wir eindeutig das Recht aller dieser Menschen. in 
ihrem eigenen Vaterland zu leben. 
Die Weltkonferenz der Solidarität mit Chile wird dafür sorgen, daß ih­
re Stimme kraftvoll in alle Länder der Welt gelangt, in allen Sprachen 
und auf allen TribUnen gehört .... ird. Der Sieg all derjenigen, di~ in Chi­
le fOr Demokratie. Freiheit und Gerechtigkeit kämpfen, wird unser al­
ler Sieg sein, der Männer, Fraucn und Jugendlichen, die jede Stunde, 
jeden Tag in den verschiedensten Teilen der Welt für diese und höhere 
Ziele kämpfen. 
(Quelle: ASK· Presscmiueihmg. Frankfurt) M . . NT. 25 / 1S. 11. 1978) 



Nikaragua 
Zu einer bedeutsamen Differenzierung kam es innerhalb der untidiktatorischen KrlJjte. An Auseinandersetzungen zwischen bUrgerli­
ehen und linken Krlt!ten in der Frage über die aktuelle Verhandfungsbereitscha/r und die Regierungspolitik nach Somata spaltete sich 
die Breite OpPOSitionelle Front (FAD). Entgegen dem Maßnahmeprogramm der Sandinistas (FSLN) jür die Zeit nach Somata, das 
wir in vollem Wortlaut dokumentieren, favorisieren die bürgerlichen Oppositionsgruppen die Errichwl1g eines burgerliche­
parlamentarischen Systems, fordern sie nicht die rollige AujltJsung der Nationalgarde oder eine Nationalisierung des Besitzes Somo­
"os. D(JS Nichtausschließen einer Verhandlungsübereinkuf!/t mit den Somozos seitens des biJrger/ichen Flügels jordene den energi­
schen Widerstand der Gruppe der 12, der FSLN, der Nikaraguanischen Sozialistischen Partei und der Gewerkschaftst.entrale CNT 
heraus. Sie traten aus der FAD aus und schlossen sich in der Bewegung des Vereinten Volkes (MPU) zusammen. 

Sandinistische Front Regierungs-Programm 
Nach der Eroberung der Macht wird die FSLN (Sandinistische Front 
de r Nationalen Befreiung) an der Spitze des Volkes folgende Maß­
nahmen ergreifen: 
1. Wir wenten aDe Besitmacea der SoaIozM al'ikkfnrinnell. 
Sofort werden alle Ländereien der Somozas. die Viehfannen und 
Kaffeeplantagen, die Zucker- und Tabakpflanzungen, die Mais- und 
Reisfelder beschlagnahmt. alle diese riesigen unrechtmäßig erlangten 
Landstriche, die oft noch nicht einmal bearbeitet werden. Ebenso 
werden all ihre Fabriken, Pfründe, Zuckersiedereien, Zementfabri­
ken, Kalkbrüche und Webereien beschlagnahmt, sowie all ihre 
Kreditgesellschaften, Bebauungsgesellschahen und Banken und alle 
anderen Arten von Unte rnehmen. Das Volk wird dann all diesen Be­
sitz zu seinem eigenen Nutzen arbeiten lassen; und die Arbeiler und 
Angestellten werden an der Kontrolle und Leitung der Betriebe teil­
haben. 

2. Wir werden eine ApuJ'CvoMioa nrcbfäbrell. 
Alle Ländereien der Somozas, die ihrer hohen Militärs und ihrer 
Komplizen von Raub und Ausplünderung werden wir enteignen, um sie 
den Bauernfamilien zu übergeben. die k~in Land haben Wld all jenen, 
die das land bearbeiten sollen, zu übergeben. Und es wird in Nika­
ra~ keine riesigen Latifundien mehr geben, keine eingeriiunten 
Ländereien, die niemand bebaut, sondern das ganze Land wird be­
arbeitet werden. Und niemand wird mehr mit den Pacht- und Bo­
denpreisen der Ländereien spekulieren können. 

3_ Das Volk wird die ArbeibbediDpIIIH.' dem Land n~m. 
Die Smdiaisdsdle Fnml wird mit der toten Zeit (Zeit der Beschälti­
gungslosigkeit der Landarbeiter; d . Red.) auf.dem Lande Schluß ma­
chen, denn wir werden dafür sorgen, daß es zu jeder Jahreszeit Ar­
beit gibt. Und die Kaffee-, Zuckerrohr-, Tabak- und Baumwoll­
pflücker, die Zuckerrohrsc.hneider und alle , die in de r Landwirtschaft 
arbeiten, werden eine gllle und gerechte Bezahlung bekommen. 
Niemand wird mehr mit den Maßen und Gewichten betrogen, und die 
Erntearbeiter werden nicht an Vergiftung durch Pßanzenschutzmit­
tel sterben. Es wird Schluß gemacht mit den Lagern, in denen die 
Erntearbeiter hausen. vielmehr werden ihre Wohnungen während der 
Ernte anständig sein. Es wird überwacht werden, daß sie gutes Essen 
bekommen und daß man sie nicht wie Vieh auf die Plantagen trans­
portiert, sondern wie menschliche Wesen. 

4. Die Arbeitsbedinpnae" in dea MinH weNen sidI üdem. 
Da alle Bergwerke, die sich im Besitz ausländischer Gesellschaften 
befinden, in die Hände des Volkes übergehen. werden die Minenar­
beiter sie mitverwalten. Sie werden auch besondere Arbeitszeiten, 
gerechte Löhne und alle Sozialleistungen bekommen. sowie gute 
Wohnungen. Schulen für sie selbst und ihre Kinder, Erholungs­
ställen und Krankenhäuser. Allen Arbeitern, die Opfer der unbann­
herzigen Minenausbeutung wurden und die heute kranke Belller 
sind, wird sofort Unterstützung zuteil werden. 

S. Die Arbeitsbrtdinpngen In dea StiichlHl werdet! sich indem. 
Die Sandinist ische Regierung wird von Anfang an die Arbeitslosig­
keit bekämpfen, wn allen Nikaraguanern eine würdige Arbeit geben 
zu können. Es wird Tarife für Mindestlöhne geben und es werden die 
organisierten Arbei ter selbst sein, die die strikte Einhaltung der Ar­
beitsgesetze, der Arbeitszeit in den Fabriken. Bildungseinrichtungen. 
Werksstätten, Krankenhäusem und Verkehrsgesellschaften, der zu­
verlässigen Bezahlung von überstunden, der Ferien und aller an­
deren Leistungen überwachen werden. Und die A rbeiter werden über­
wachen, daß die Arbeit ste ts unter Bedingungen stattfindet, die die 

Würde des Menschen respektieren. Alle repressiven Gesetze gegen 
die Rechte der Arbeite r werden abgeschafft. 

6. Die ~r werden eine _ BeIwMIhmg erfabrea. 
Die Lehrer werden sichere Stellen haben, die Intrigen bei der Er­
nennung und der Venettung aufhören, ihre Löhne gerecht gestaffelt, 
und sie werden gute Renten erhalten. Ihre Löhne werden pünktlich 
bezahlt, und es werden ihnen Möglichkeiten geboten, sich ständig 
fortzubilden. 

7_ Die Antestelttea werdell eine _ BehandlUJtg erfatlrH. 
Die Beamten, die Bank-, D,üro und Geschäftsangestellten werden 
auch neue Lohnlarife sowie bessere soziale Leistungen erhalten. 
Und niemand wird den Beamten mehr Zwangsbeiträge von ihren 
Löhnen abziehen oder sie zwirlgen, Gebühren für Geschenke zu be­
zahlen oder an Kundgebungen teilwnehmen. 

8. Freie gewerbdaafttidte OrJ-WenDII fiir aße Arbeiter. 
Die Aröeite r in Stadt und Land, die Handwerker sowie die Ange­
steillen und uhrer erhalten eine Garantie für ihr Recht . sich unge­
hindert gewerkschaftlich zu organisieren. Im Gegenteil wi rd die san­
dinistische Regierung die BiklWlg von Gewerkschahen fordern, da­
mit die Arbeiter ihre Rechte und Enungenschaften verteidigen kön­
nen. 

9. Die Lebenshattwtpkostftll werden IlktIl mdlr stiiadIc Rdcft. 
Die sandinist ische Regierung wird die Preise aller unentbehrlichen 
Konsumgüter kontrollieren: Lebensmittel, Kleidung und Medika­
mente. Kein Händler wird die Preise ernähen oder mit diesen Gü­
tern spekulieren können. Spekulanten und Hamsterer werden ver· 
folgt und bestrah. 

10_ Das Traasportwesen wird wird:ic ud ~ ..na. 
Die Sandinistische Front wird sofort den konupten hohen Militän 
und Unternehmern die Buslinien abnehmen, und die organisierten 
Fahrgäste selbst werden diese Linien kontrollieren. Es wird ge­
nügend Busse geben, die Fahrpreise werden nicht mehr willkürlich 
erhöht werden können, und es wird auch darauf geachtet, daß die 
Busse pünktlich sind und ke in Reisender gedemütigt wird. Der Trans­
port auf dem lag<! Grande, dem Rio Esoondido, dem Rio San Juan 
und auf den anderen Aüssen Nikaraguas wird radikal verändert und 
auf modernen und sicheren Schiffen erfolgen. Die Behandlung der 
Passagiere wird würdig sein; sie werden nicht mehr mit der Fracht 
reisen müssen. 

11_ F1ie8end W_r lind eIektri:tdIa Lkbt werdea äbendl bq:taUiert, 
Wir werden alle hart arbeiten, damit auch in die Bauernhäuser, die 
abgelegenen Orte, in alle Dörfer und alle Viertel von Managua 
Kanalisation, Trinkwasserleitungen und elektrisches Licht kommen. 
Die Preise für Wasser und Strom werden zugunsten des Volkes und 
nicht wie jetzt gegen da5 Volk gestaltet. Ehrliche und fahige Leute 
werden die entsprechenden Betriebe leiten. 

12. MemchenwünBge Wobnancen werden ein Redal des VoIk"..na, 
Die sandinist~he Regierung wird sich um den Bau billiger und guter 
Häuser für die Arbeiter, Angestellten, Bürokräfte und Lehrer be­
mühen. Es wird keine Häuser mehr geben, die Käfigen oder Streich­
holzschachleln gleichen. Und wir werden alle daran arbeiten. daß die 
Wohnviertel Sportplätze bekommen, Parks, in denen Kinder spielen 
können, asphalt ierte und beleuchtete Straßen und Kinderk rippen 
werden eingerichtet, dami t die Mütter, die arbeiten gehen, ihre Kinder 
dort lassen können. Wir werden darum kämpfen, die Slums und 
illegalen Siedlungen abzubauen, und alle, die in den Vieneln leben, 
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werden organisiert sein und über alles bestimmen. was mit ihrem 
Vierte l zu tun hat. Die sandinistische Regierung wird die Mieten für 
die Häuser kontrollieren und man wird niemandem die Miete erhö­
hen' können. Audl wird kein Mieter mehr auf die Straße gesetzt wer­
den können. 

13. GesaDdIIeit ud WohkrJdtm wm:te.. Rcdlte des V.es Irin. 
Die sandinistische Regierung wird von Anfang an mit den Bewoh­
nern der Stadtviertel und Dörfer zusammenarbei ten, um die Abfall­

. haufen, die stehenden pfützen, die offenen Kloaken. die alle Ursache 
vieler Krankheiten sind, ZU beseitigen. Und mit der Anstrengung 
aller werden Tuberkulose und Malaria für immer aus Nikaragua ver­
schwinden. Die Kinder werden nicht mehr an Kinderlähmung, Ruhr 
und Bronchitis sterben, Krankheiten, die man unter Kontrolle brin­
gen wird und die jetzt nur existieren, weil die Diktatur Somozas 
uns ihnen aus Fahrlässigkeit aussetzt. Die äntliche Betreuung in den 
Krankenhäusern w1rd sich vollständig verändern. Die Ktankenhäuser 
werden nicht mehr wie Märkte aussehen, sondern man wi rd neue 
Hospitäler und Kliniken bauen sowie GesundheilSzentren auf dem 
Land. Und es werden Gesundheitsbrigaden organisiert, die zu allen 
ländlichen Orten gehen. Die Sozialversicherung wird nicht länger 
eine elende, verhaßte lnst itulion sein wie heute, sondern eine mensch­
liche Sozialversicherung, die nicht nur den Versicherten versorgt, son­
dern seine ganZ;C Familie. Niemand wird sich mehr an den Beit rägen 
der Versicherten bereichern, und die Zahlungsforderungen aus Al­
ters- und Invalidenrenten sowie aus Lebensversicherungen werden 
pünktlich erfüll t. Die Sozialversicherung wird Sport-, Erholung- und 
Ku.lturzen tJ.en eröffnen sowie Kinderkrippen und Kindergärten. 

14. Die BüduJag wird für a1k cb sebt. 
Die Sandinistische Fronl wird sich von Anfang an dem Kampf gegen 
den Analphabetismus widmen, damit alle Nikaraguaner lesen und 
schreiben können und damit alle, auch die Erwachsenen, eine Schule 
besuchen können, um sich für die Arbeit zu befahigen und fortzu­
bil!ko. Der größte Haushaltsposten wird de r der Erziehung sein, 

.welche koslenlos und obligatorisch für alle sein wiw, einschließlich 
der Sekundarstufe, und alle Grundschulen und höheren Schulen wer­
den öffentlich seiD.. Die sandinistische Regienmg wird mit dem Volk 
dafür kämpfen, daß überall Schulen emchtet werden, gute Schulen, 
und daß die Kinder nicht mehr rusammen auf dem Fußboden sitzen 
müssen. 

15. Das Gebiet ... der Atbultikkiisle wird ftageglledert und unler-
stützt werden, 

Die 'Sandinistische Front wird für die Atlantikküste Nikaraguas ein 
Notprogramm durchführen ebenso wie für das Gebiet des Rio San 
Juan. Diese Gebiete werden wirklich in den Rest des Landes inte­
grien und sich mit dem Rest des Landes zusammen weiterentwickeln. 
Alle Küslenbewohner, Misquitos und Zumos. alle unsere BtÜder vom 
Atlantik werden unter de r sandinist ischen Regierung arbeiten, um 
Schulen, Krankenhäuser. Wohnungsbauprogramme und einen funk­
tionierenden Transport auf dem Land- und Wasserweg zu erhal ten. 
Und man wird aufgrund der natürlichen Reichtümer dieses Gebiets, 
Holz, Fischerei, Bergwerke und Landwirtschaft, ständige Arbeits· 
plätze schaffen. 

16. Uasen IUltürlkbeo Reidltümer werdet! verteidigt. 
Alle Bergwerke werden nationalisiert. Die Holzindustrie wird natio­
nalisiert , und die Wälder werden nicht mehr erbannungslos abge­
hollt, sondern man wird in den verwüsteten Gebieten intens'ive Auf· 
forstung betreiben und die 'Aüsse und Quellen schützen . Die kom· 
merzielle Fischerei der ausländischen Gesellschaften auf den Meeren 
w.ird nicht mehr geduldet, sondern in die Hand des Volkes über­
gehen, und die Fischer auf den Aüssen, Seen und Meeresküsten, die 
von ihrer Arbei t leben, werden geschützt und unterstützt. damit sie 
sich in Kooperativen organisieren. 

· 17. Die Baakea werden dem Fortsdtritt des Volkes cücnen. 
Alle Minel der Banken und FinanzierungsgeselJschaften 'werden in 
den Dienst der Entwicklung Nikaraguas und des Wohlergehens sei­
nes Volkes gestellt werden. Die Ersparnisse de r Nikaraguaner wer­
den in Projekte investiert, die dem nationalen Wohl dienen. Dollar­
flucht wird verboten. Die sandinislische Rcgierung wird auf der Hut 
sein, daß wir uns nicht weiter unnötig bei ausländischen Regierungen 
und Banken verschulden. Und kein Darlehen wird zur Bereicherung 
einer Person dienen. 

18. Das orpnisieTIe Verbn!chet! wird für immer venchwinden. 
Der Mädchenhandel, die Prostitution, die Spielhäuser und Würfel­
tische, alle "verbotenen" "Spiele, die rolen Zonen und alle Geschäfte 
der Militärs und der Komplizen Somozas sowie der Bezirkskom­
mandanten, werden von der Sandinistischen Front hinweggefegt. Der 

3D 

Drogenhandel in den Händen der Militärs, die Diebesbanden und 
TocIes.schwadrone, die von der Polizei selbst gedeckt werden, werden 
aus Nikaragua verschwinden. Der Schmuggel, der von der Diktatur 
gedeckte SchwanhandeJ. der Belrug mit den Steuern, der Raub am 
Staatshaushalt, die Bestechungsgelder bei den öffentlichen Ausschrei­
bungen, alles, was der Somozismus an Tricks und Ränken aufzuwei­
sen hat, wird von der Sandinistischen Front hinweggefegt werden. 
Und alle, die für diese Verbrechen verantwortlich sind. werden sich 
vor den sandinistischen Gerichten verantworten müssen . 

19. Die Kriminalität wird bekiimph werden. 
Wir werden die Kinderkriminalität bekämpfen, denn wir werden alle 
Kinder in den Schulen haben. Und die Gefangnisse werden nicht 
mehr voll von Jugendlichen sein, die man zum Verbrechen und rur 
Sucht getrieben hat, noch werden überhaupt junge Leute da sein, 
denn sie werden die Möglichkeit zur Bildung und zur Arbeit haben. 
Und wir werden alle daran arbeiten, daß die Zentren der Sucht und 
die Schulen der Kriminalität aufhören zu existieren. 

20. Die Folter UIId der poIitisdIe Mord werden venchwimkn. 
Es wird keine Folter mehr geben, unsere BtÜder werden nicht mehr 
verschwinden, und" man wird keine Patrioten mehr ermorden. Und 
alle Folterer, Mörder und die Richter, die sie deckten, indem sie so 
taten als seien sie taub, die korrupten Politiker, die ihre Verbrechen 
vertuschten, alle werden sich vor der sandinistischen Justiz veraotwor­
len müssen. 

21. Wir werden demokratisdle Freiheiten genießen. 
Jeder wird das Recht haben, seine Meinung zu äußern, wie er will, 
und niemand wird wegen seiner Ideen verfolgt. Alle Nikaraguaner 
werden das Recht haben, sich polit isch zu organisieren, und das Recht, 
einer Gewerkschaft, einer Genossenschaft und kommunalen Vereini­
gung anzugehören. Auch wird niemand wegen seiner Zugehörigkeit 
zu einer Religion verfolgt werden. Vielmehr wird die Sandinistische 
Front auffordern, bei der Aufgabe, das Land umzuwandeln, mitzu­
arbeiten. Alle politisch Verbannten und alle, die einmal auf der Suche 
nach besseren Möglichkeiten ausgewandert sind, werden von der 
sandinistischen Regierung aufgerufen, in die Heimat zurückzukehren. 

22. Wir werden danlm künpfen, die Diskriminie .... ng der F~u:w be-
enden. 

Die Frau wird dem Mann gleichgestellt. Man wird darum kämpfen, 
die Prostitut ion und die Knechtschaft abruschaffen. Die Mütter wer­
den vollen Schutz vom Staat erhalten, und alle Frauen werden er­
mutigt , sich zu organisieren, um ihre Rechte zu verteidigen. 

D. Freie Beziehungen mit der gam:en Weil 
NikanigOa wird Beziehungen zu allen Ländern de r Welt unterhalten 
in Übereinstimmung mit den Notwendigkei ten, die sich für die Ent­
wicklung des Landes ergeben, und wir werden jede ausländische Ein­
mischung beenden. Die sandinistische Regierung wird keine Verein­
barungen anerkennen. die vom Somozismus oder vor dem Somozis­
mus unterschrieben wurden und gegen unsere Unabhängigkeit. Sou­
veränität und Würde verstoßen . 

24. Eine demomlisdte Volbarmee 
Die sandinistische Regierung wi rd eine neue nationale Annee auf­
bauen, die die lnteressen Nikaraguas und des Volkes wirklich ver­
teidigen wird. 
Die Soldaten und Offiziere der Nat ionalgarde, die mit der Sandini­
stischen Front im Kampf gegen' die Tyrannei zusammenarbeiten wol­
len und in unsere Reihen eintreten oder sich unseren Kräften cr­
geben, werden das Recht haben, dieser neuen patriotischen Volks­
annee anzugehören. Die Mitglieder dieser Volksarmee werden als 
Männer respektiert und die Soldaten weder demütigender Behand­
lung ausgesetzt noch diskriminiert und ausgebeutel . 

25. Die Helden und Märtyrer werden im Herz!'n des Volkes welter-
w~n. 

Die im Kampf gegen die Tyrannei Gefallenen, unsere Helden und 
unsere Märtyrer, werden für immer in der Erinnerung des Volkes 
leben, und ihr Beispiel wird kommenden Generat ionen als Leitbild 
dienen. Ihre Kinder werden auf Kosten des Staates erzogen und die 
Schulen, Straßen, Plälze und Stadien ihre Namen tragen. 
Freies Vaterland oder Tod! 

Für die Nationale Leitung der 
SANDINISllSCHEN FRONT FÜR DIE 
NATIONALE BEFREIUNG 
Daniel Ortega Saavedra, Victor M. Tirado L6pez, t-t umberto Ortega 
Saavedra 
Irgend ein Ort in Nikaragua. 1978 

(Quelle: Lucha SandiniSla, Nikaragua, Nr. 3/ 1978, S. 7-10) 



Frontstaaten Afrikas 

Jürgen Ostrowsky 

"Ungeheurer Wandel" 
in MOfiambique 

Unter dem Titel "Mo;ambique arbeitet für den Traum der 
Gleichheit" schrieb der Guardian, Manchester, am 10. Juli 
1978: .. Augusto Chigeda weiß nicht viel vom Marxismus oder 
über den ,neuen afrikanischen Menschen'. von dessen Schaf­
fung in Mo;ambique die Rede ist ... Aber ohne recht in der 
Lage zu sein , es zu erklären, begreift MT. Chigooa, 33, daß eine 
neue Kraft in sein Leben getreten is t, ein Anstoß, der .einen un­
geheuren Wandel in sein Gemeinschaftsdorf in Zentral­
Mocambique bringt, der unter portugiesischer Herrschaft un­
vOrslellbar gewesen wAre". 
Drei J ahre nach der Unabhängigkeit Mocambiques und ein 
Jahr nach dem historischen 111 . Kongreß der FRELIMO sind 
Teile der liberalen Presse zunehmend bereit die sich allmählich 
einstellenden Erfolge in der Verbesserung der Lebensbedingun. 
gen und die mit ihnen verbundenen grundlegenden gesellschaft· 
lichen Umgestaltungen auch ohne die gewohnten Ausfälle zu 
registrieren. Die öffentliche Meinung in der BRD wird dagegen 
eher von Tiraden von der Machart des Nazi.Propa­
gandaoffiziers Franz Josef Strauß geprtlgt, für den alle fünf 
Frontstaaten durch "Unfähigkeit, Mißwirtschaft, Schlamperei, 
Korruption und WillkUr" in die "Pleite" mjlnövriert worden 
sind.' 

Katastrophale Ausgangslage 

Wie die gesamte Entwicklung Moc;ambiques in der Phase der 
volksdemokratischen Revolution seit der Unabhängigkeit derje­
nigen der Volksrepublik Angola in vielem ähnelt, so glichen 
sich auch die Ausgangsbedingungen. Staatspräsident Samora 
Machel umriß sie in seiner Botschaft an die Nation am Unab­
hängigkeitstag illusionslos und drastisch: "Zu diesem Zeit­
punkt, da wir unsere Unabhängigkeit proklamieren, müssen wir 
uns sorgsam davor hüten, von emotional euphorischen Stim­
mungen davongetragen zu werden, vor allem, was die Analyse 
unserer ökonomischen und sozialen Lage angeht. Es mindert in 
keiner Weise die Größe unseres Kampfes sowie unseres Volkes 
und unseres Landes, zugeben zu mQssen, daß die wirtschaftli· 
che und finanzielle Situation infolge uneingeschränkter Aus­
plünderung, der vom Kolonialismus aufgezwungenen fina nziel­
len Bedingungen und der wahllosen Ausplünderung unserer 
Reichtümer katastrophal ist.'·l 
• Zu den Kriegsfolgen kam die Flucht von Zehntausenden 
von Portugiesen und damit praktisch aller ausgebildeten Fach­
krtlfte, Techniker, Ärzte, Verwaltungsrachleute usw. 

• Die Deformation der sozialen und wirtschaftlichen Struktu· 
ren des Landes hatte sich u. a. auch in der Landflucht Hundert· 
tausender niedergeschlagen, die in die beiden Großstädte Beira 
und Maputo (vorher: Loure~o Marques) geströmt waren und 
dort eine industrielle Reservearmee und ein marginalisiertes 
Subproletariat gebildet hatten. 
• Die wirtschaftliche Abhängigkeit namentlich von SOdafri­
ka, aber auch von Rhodesien schlug sich in erheblichen Verlu­
sten nieder, nachdem die VR Moc;ambique am 3. März 1976 die 
Grenzen nach Rhodesierr geschlossen und die Zahl der in SOda­
frika arbeitenden Moc;ambiquaner von '118000 auf inzwischen 
weniger als 35000 reduziert halle. J 

• Sabotageakte, SpekulationsgeschAfte, nichterfüllte liefe­
rungen, Oevisenschmuggel usw. schädigten Moc;amb!ques 
Wirtschaft um beträchtliche Summen. 
• Das Territorium der VR Moc;ambique ist unausgesetzt Ziel 
von Terrorangriffen des Smith-Regimes, denen bereits mehr als 
2000 Menschen zum Opfer fielen, und die große Verwüstungen 
anrichteten; allein zwischen Mai 1976 und Juni 1977 fanden 143 
derartige Überfälle statt, bei denen 1432 Zivilisten ermordet 
und 527 verwundet worden waren, wie Samora Machel im Juni 
1977 bekanntgab .• 
• Zu aUdem kamen im Jahre 1977 und 1978 verheerende Un­
wetter; allein eine Sambesi-ÜberschwemJ.TIung im letzten Jam 
machte Ober 200000 Menschen obdachlos und verursachte 
Schäden. die auf über 100 Mio DM geschätzt wurden. 
Umso bemerkenswerter·sind die Erfolge, die seit der Unabhän­
gigkeit auf vielen Gebieten erzieh wurden, zumal auf jenen, die 
bereits in der Unabhängigkeilsadresse (s.o.) als vordringlich de7 
klariert worden waren. Dementsprechend war die erste Etappe 
nach der Unabhängigkeit wesentl ich davon gekennzeichnet, das 
herrschende Chaos zu beWältigen und Grundlagen für die näch­
sten Schriue zu schaffen, die mit dem Programm festgelegt 
wurden, das der 111. Kongreß im Februar 1977 verabschiedete.' 
Eine P rlzisierung halle bereits die 8. Tagung des Zentralkomi­
tees der FRELIMO im Februar 1976 mit der Losung gegeben: 
"Allgemeine politische und organisatorische Offensive an der 
Produktionsfront! " , womit die Bedeutung des ö konomischen 
Sektors im Kampf gegen die Konterrevolution und für die Behe­
bung der unminelbaren Notlagen zusammengefaßt wurde. 
Inzwischen hat sich die Versorgung der Bevölkerung mit 
Grundnahrungsmiueln weitgehend stabil isiert - nicht zuletzt 
dank der Einrichtung von rund 200 Volksläden im ganzen Lan­
de. In einigen Produktionszweigen - u. a. in der Erdö lverar­
beitung, der Zementindustrie und der DOngemin elproduktion, 
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Branchen, die für Bau- und Landwirtschaft wichtig sind -
wurden Zuwachsraten erarbeitet, die es al5 realistisch erschei­
nen lassen, daß Ende der 70er Jahre wieder die Produktionszah­
len von 1973 erreicht werden können . 
WIhrend jedoch die Erfolge im Produktionssektor bei allem 
Einsatz aufgrund der verheerenden Bedingungen insgesamt 
noch sehr mühsam erkämpft werden, demonstrieren die Ent­
wicklungen auf anderen Gebieten die Potenzen, die durch die 
revolutioniren Maßnahmen der FRELIMO freigesetzt worden 
sind. 
Übel 90 '10 der Bevölkerung M~ambiques waren 1974 Anal­
phabeten. Seither haben Zehntausende Lesen und Schreiben ge­
lernt, das Erziehungswesen wurde verstaallicht. Um der Priori­
tlt gerecht zu werden, welche die FRELIMO der Ausbildung im 
Lesen und Schreiben bcimißt, ist geplant, 3400 Lehrer hierfür 
in einer 1978 gestaneten Kapagne auszubilden. Seit der Unab­
hangigkeit wurden bereits über 2 000 Lehrer ausgebildet und et­
wa 12000 gingen durch Wiederholungskurse. Die Schülerzahlen 
in den Grundschulen stiegen von 690000 1974 auf 1,3 Mio im 
Jahre 1977, die Zahl der Sekundarschulen innerhalb von zwei 
Jahren von 43 auf 103. Neue Schulbücher, die der Realität 
M~ambiques gerecht werden und diejenigen aus der Kolonial­
zeit erseLZen, werden entworfen und gedruckt. "Man braucht 
nur nachu durch die Straßen von Maputo zu gehen und sehen, 
wie die Arbeiter aus den Abendschulen strOmen, um einen Ein­
druck zu erhalten, welch ungeheurer Drang nach Bildung be­
steht", faßt das Magazin Africa einen Bericht zusammen. 6 

Im ebenfalls verstaatlichten Gesundheitswesen wurden Ihnlich 
dramatische Fortschritte enielt. Erstmals in der Geschichte 
M~ambiques wurde eine landesweite ImpfKampagne gegen 
Pocken und MaSern durchgefÜhrt, die über die Hälfte der Be­
völkerung erfaßte. 1978 wurde in M~ambique im Gegensatz zu 
seinen Nachbarländern kein einziger Fall von Pocken regi­
striert. Das Schwergewicht liegt auf der vorbeugenden Gesund­
heiuversorgung; sie wird vor allem geWAhr leistet durch ein Sy-

Mocalllblque auf WamJl 
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stern in sechsmonatigen Kursen ausgebildeter Frauen und MIn­
ner, die insbesondere in den lindlichen Gemeinden die medizi­
nische Versorgung aufrecht erhalten. 
Da Miethluser, Grund und Boden verstaatlicht sind, sanken die 
Mieten auf Bruchteile dessen, was sie in der Kolonialzeit betru­
gen. Sie gehören, wie Samora Machel anläßlich der ErOffnung 
der ersten Volksversammlung der. VR M~ambique am 31. Au­
gust 1977 stolz betonte, zu "den niedrigsten auf dem afrikani­
schen Kontinent". 7 Tausende von vormals obdachlosen Fami­
lien konnten zudem in von den geflOhenen Portugiesen verlas­
sene Häuser einziehen und damit die Lage in den Slums verbes­
sern helf!"n. 

Rad ikale Veränderungen 

Diese Erfolge sind Ergebnisse des Umgestaltungsproz!"sses, d!"n 
der Sieg der Befreiungsbewegung 1975 einleitete. Die damit ini­
tiierte Phas!" der yolksdemokratischen R!"volution beinhaltet, 
.. di!" Grundlagen für den Sozialismus (zu) schaffen, ... die 
Produktionsverhältnisse in unserem Land radikal (zu) verän­
dern und unsere Wirtschaft (zu) entwickeln".' 
Diese Orientierung impliziert, wie der südafrikanische Marxist 
JOt" Slovo in einer Analyse festhalt, !"ine Reihe von Grunderfor­
dernissen wie: Existenz einer rdativ entwickelt!"n mod!"rn!"n in­
dustriellen Basis; Errichtung eines neuen Staates mit Kontrolle 
übet di!" Produktionsmittel, der nur im Kampf gegen innere und 
lußere Feinde geschaffen w!"rd!"n kann, die sich dem Transfor­
mationsprozeß wid!"rsetzen; Führung dieses Kampfes nur durch 
eine r!"volutionäre Vorhutpartei, di!" vom wissenschaftlichen 
Sozialismus geleitet wird; Üb!"rwindung der Abhängigk!"it von 
d!"r kapitalistischen Weltwirtschaft, um diese Errungenschaften 
dauerhaft zu stabilisieren. t 
Die Verstaatlichung zunlchst von verlassenen Fabriken, Far­
men, Hotels, Geschäften usw. sowie von Unternehmen, der!"n 
Besitzer illegaler Praktiken überführt worden waren, schließlich 
bestimmter Schlüsselindustri!"n wie der Erdölraffinerien, war 
bercits am 24. Juli 1975 begonnen worden. Inzwisch!"n wurden 
das Bankenwes!"n und di!" Kohlengruben ebenfalls v!"rstaatlicht. 
Zur Schaffung d!"r ökonomischen Basis des Übergangs zum 
Aufbau des Sozialismus beschloß dit" erste nationak Planungs­
konferenz der FRELIMO im MItZ 1978 den Aufbau einer 
Schwerindurstrie in den 80er Jahren. Die Landwirtschaft soll 
die Basis hierfür schaffen, was wiederum voraussetzt, daß de­
ren Rückstandigkeit überwunden wird. Dies betrifft zum einen 
das extr!"me Stadt-Land-Entwicklungsgefälle, zum anderen die 
niedrige Produktivitlt des grOßten Teils der in der Landwirt­
schaft tatigen M~ambiquaner, namlich derjenig!"n, die in der 
Subsistenzwinschaft tJltig sind. Die Instrumente, mit denen die 
Entwicklung betrieben wird, stelkn zum einen die Gemein­
schafudörfer dar, zum ander!"n die Bildung landwirtschaftli­
cher Kooperativen und Staatsfarmen. 
Von 1975 bis 1978 wurden etwa 1500 Gemeinschaftsdörfer 
("aldeias comunais") gegründet, in d!"nen bereits mehrere hun­
derttaus!"nd M~ambiquaner gemeinsam leben und arbeiten. 
Die w!"itest entwickelten verfüg!"n über Schulen, Krankenver­
sorgungsstationen, Kind!"rtagesstallen und Handel5kooperati­
ven; die Bebauung des Landes erfolgt kolkktiv; einige besitzen 
auch elektrische Stromversorgung. Eine 1978 gebildet!" nationa­
le Kommission soll die Grtlndung und Organisation d!"raniger 
Kommunen an1eiten und beraten. Obwohl vielfach Fehler ge­
macht wurden - z. B. die Ansiedlung solcher Gemeind!"n in 
schw!"r erreichbaren Gegenden, die den Transport von Gütern 
erschwerte - liegt die Atraktivitlt dieser neuartigen Ansiedlun­
gen auf der Hand. 
Vielfach aus der Bildung solch!"r Kommunen entwickelte sich 
die GrOndung von landwirtschaftlichen Kooperatiy!"n - umge­
k!"hrt wurden !"tliche Gemeinschaftssiedlungen von Kooperati­
ven gegrtlndet. Zu Beginn des Jahres 1978 gab es il1 sieben der 
zehn Landesprovinzen insgesamt 134 landwirtsChaftlich!" Koo­
perativen mit etwa 15000 Mitglied!"rn. 



Samora Machel 
Mißbrauchte Loyalität der Frontstaaten 

Fllr den Imperialismus sind die "Apartheid" in SIldafrika, der Kolo­
nialismus in Namibia und die Herrschaft der Siedler in Zimbabwe hi­
storisch verloren. 
Die taktische Zweckmaßigkeit, die Notwendigkeit des täglichen Oberle­
hens des Kapi talismus bestimmt die Unvermeidlkhkeh seiner Allianz 
mit diesen Regimes. Im südlichen Afrika erlebt der Imperlialismus 
überdies ein Dilemma. Es handeIl sich um den Widerspruch zwiKhen 
seinen taktischen Allianzen und dem strategischen Ziel, die politische 
und ökonomische Vorherrschaft zu erhalten und auszubauen. 
Wir kennen dieses Problem gut aus der Zeit der kolonialen Vorherr· 
SChaft in unserem Land. Der Imperialismus erlebte den Widerspruch, 
einerseits den portugiesischen Kolonialismus konsequent auf militäri­
schem und ökonomischen Gebiet zu unterstützen, andererseits auf di­
plomatischem Gebiet der Form halber eine permanente Zweideutigkeit 
aufrechtzuerhalten, um nicht durch den unvermeidlkhen Sturz des Ko­
lonialismus mitgerissen zu werden. 
Wir beobachten gegenwärtig den Versuch des Imperialismus, die For­
mel zu finden, die ihm eine Kompromißlösung für die aktuelle Lage im 
sIldlichen Afrika erlaub!. Der Kraft der westlichen Propaganda­
Maschine konzentriert sich auf der Ebene der öffentlichen Meinung 
darauf, die Situation in unserer Zone auf das Problem der Vorherr­
schaft der weißen Minderheiten zu reduzieren. Der Imperialismus ar­
beitet darauf hin, daß Namibia und Zimbabwe - über einen Prozeß 
der Vereinfachung und durch Analogie zu SOdafrika - als Lander an­
gesehen werden, in denen das, was zur Diskussion stünde, lediglkh das 
Minderheiten-Reg!me sei. Der koloniale und illegale Charakter der ge­
genwärtigen Regimes in Namibia und Zimbabwe wird so verschleien. 
Der bewaffnete Befreiungskampf wird im k!lpitalistischen Westen be­
handelt wie die Fahne des Rassenkrieges in diesem Teil der Welt, wie 
ein Konflikt, in dem skh weiße und schwarze Extremisten gegenllber­
stehen. 

Westmächte fü r die Befreiung Zimbabwes? 

Der Imperialismus erhllit auf diese Weise seine öffentliche Meinung 
vorberei tet, um eine eventuelle direkte In)ervention zu einem beliebigen 
Zeitpunkt zu rct;htfertigen. Der Imperialismus profiliert sich als fester 
Gegne"r der rassistischen Minderheitsregimes aber als BC$chUtzer des 
Lebens der Siedler und ihrer Güter, als Garant einer ruhigen Ulsung. 
Und so stellt der Imperialismus die Koexistenz zwischen der Befreiung 
der Völker von SIldafrika und der Auhechterhaltung der bestehenden 
ökonomischen und sozialen Struktur von Ausbeutung und Demütigung 
als möglich hin. Wir müssen begreifen, daß der MalJövrierraum des 
Imperialismus durch unsere eigenen Fehler erweiten wird. Unsere fun­
damentalen Irrtümer gehen auf den traditionellen guten Willen und die 
traditionelle afrikanische Ehrlichkeit zurück. Seit SOO Jahren empfan· 
gen wir in Afrika Leute, die oft mit dem Ziel zu herrschen und auszu­
beuten 'kamen, als BrUder, als Ehrenmllnner. 
Mit derselben Haltung empfingen wir in den letzten Jahren britische, 
dann nordamerikanische FUhrer, die uns ihre Lösungsvorschlllge fllr 
das südliche Afrika, insbesondere rar Zimbabwe, brachten. Die 
"Frontstaaten" und allgemein der afrikanische Kontinent empfingen 
diese FUhrer und Vorschlage mit Ehrlichkeit und in gutem Glauben. Im 
konkreten Fall von Zimbabwe ist das Regime derartig unmenschlich 
und verhaßt, daß wir uns überzeugen ließen, daß wir wirklich einen ge­
meinsamen Feind hätten. Wir waren llberzeugt, daß fllr uns alle das 
Haupthindernis für die Befreiung von Zimbabwe Smith und sein iIlega· 
les Regime sei. Wir dachten, daß Großbritannien und die Vereinigten 
Staaten von Amerika auf unserer Seite stehen könnten bei der Unter­
stützung rar die Sache der Befreiung des Volkes von Zimbabwe und bei 
der Entfernung des illegalen Regimes von Smith. 

Unsere Offenheit, die Loyalitllt, mit der die "Frontstaaten" Briten und 
Amerikaner zu beraten suchten, erlaubte dem Imperialismus, seine 
Strategie zu perfektionieren, erlaubte dem Imperialismus die Manöver, 
mit denen er bisher das Regime von Smith halten konnte. Für den Im· 
perialismus war es nicht das Hauplziel seiner Aktion, Smith zu beseiti­
gen. Für den Imperialismus ist es das Hauptziel, die Befreiungsbewe­
gung zu zerstören, jedwede Organisationsform zu zerStören, die dem 
Volk erlauben w(lrde, sich zu befreien. (. .) 

Als unsere Winschaft in der Obergangskrise steckte, als "ie auslandi­
sehen Techniker unsere ProduktionsstIllIen verließen, als die bedeu­
tendsten Landbesitzer das Vieh töteten, die Maschinen sabot ierten und 
die Felder nicht bestellten, als unser Volk den wüten'den Auacken der 
Siedler gegenüber stand, wandten wir die Besch lUsse der internationa· 
len Gemeinschaft an und schlossen die Grenzen zu dem illegalen Regi· 
me. Für unser Volk, das mit dem nationalen Wiederaufbau beschäftigt 
war, bedeutete diese Entscheidtfng ein gewichtigC$ ökonomisches und 
'finanzielles Opfer. 
Ununterbrochen überfallen un~ heimgesucht von der mörderischen 
Brutalitllt des Rassisten- Regimes' blieben wir fest und entschlossen bei 
der Hilfe für das Volk von Zimbabwe. Heute, da Ilosere Verteidigungs· 
kraft gestärkt ist , ist unsere Festigkeit noch größer, unsere Ents,hlos· 
senheit noch unbeugsamer. 
Der Internationalismus unseres Volkes, geschmiedet und entwickelt im 
bewaffneten Kampf für die nationale Befreiung, grtlndet sich auf feslt 
Prinzipien, lebet in unserer taglichen Praxis I!nd ist ein wesensmIlBiges 
Element unserer Kultur, der moo;ambiquanischen Persönlichkeit. Ge­
Doren im bewaffneten Kampf für die nationale Befreiung, unterstützt 
die Volksrepublik Moo;ambique als freies und souverllnes Land heute 
und auch in Zukunft den heroischen Kampf dC$ Volkes von Zimbabwe 
fllr seine Befreiung. 

Stütze im bewarrnelen Befrelunsskampr 

Wir lehnen die Vorstellung entschieden ab, daß der Weg des bewaffne­
ten Kampfes und der Weg von Verhandlungen Alternativen oder Ge­
genslltzc im ProzcB der nationalen Befreiung seien. Wir lieben den 
Krieg nicht, aber wir glauben, daß wenn der Widerspruch antagoni­
stisch und unlösbar ist, nur der Krieg den Frieden bringt. Unser Volk 
pflegt zu sagen: "Um Tee zu trinken, muß man Wasser erhitzen und 
nah beim Herd sein." 
Gespräche sind ein wichtiger Faktor für den Sieg, aber nicht der ent­
scheidende Faktor. Wir sind uns dartlber im Klaren, daß die Verhand­
lungen unter diesen Umstllnden immer ein Ergebnis des siegreichen be· 
waffneten Kampfes sind. Die Volksrepublik Moo;ambique geht davon 
aus, daß der bewaffnete Kampf der wicht i$Ste und entscheidende Fak­
tor des Sieges ist. 
Die Volksrepublik Moo;ambique unterstützt das Volk von Zimbabwe in 
seinem gerechten Kampf rur die Befreiung des Vaterlandes. Die Volks­
republik Moo;ambique unterstützt entschlossen die Patriotische Front, 
den legitimen Reprllsentanten der Bestrebungen des Volkes von Zim­
babwe. 
Zimbabwe wird unabhllngig sein. 
Das Volk von Zimbabwe wird siegen. 
Afrika wird triumphieren. 
Der Kampf geht weiter. 

(Quelle: Noticias, Maputo, 16. 9. 1978) 
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Parallel hierzu wurden Staatsfarmen gebildet oder große derar­
tige Fannen in Staatsbesitz übernommen, wie z. B. die im Juli 
unter Sabotagevorwurf übernommene Sena Zuckerrohr­
Plantage; auf ihnen wird vor allem produzien, was für die Le­
bensmittelversorgung der Städte notwendig ist. Sie umfassen 
vor allem den größten Teil des Landes der ehemaligen portugie­
sischen Siedler und kontrollieren heute 80 070 der P roduktion 
von Reis, Gemüse und Zitrusfrtlchten. 
Mit der Einführung und Emwicklung dieser neuen Organisa­
Uons'formen im landwirtschaftlichen Bereich wurde ein tiefgrei­
fender revolutionärer Strukturwandel in Gang gesetzt, der in 
den Dokumenten des 111. Kongresses präzis beschrieben wird. 

Avantgarderolle der FRELIMO-Partei 

In Auswertung der Erfahrungen des eigenen Kampfes und in 
Anwendung allgemeingültiger Prinzipien des revolut ionären 
Kampfes verankerte die FRELlMO in den Entscheidungen ih­
res III . Kongresses grundlegende Orientierungen: die Konstitui­
erung der FRELIMO zur Avamgardepanei des Proletariats im 
Bündnis mit der Bauernschaft anste lle der From, welche sie bis 
dahin darstellte; die Schaffung eines neuen Staatsapparates und 
seiner Organe; die Schaffung von losuumenten der Planung 
und der demokratischen Beteiligung bzw. der Selbstbeslim­
mUIli der werktätigen Massen namentlich im Produktionsbe­
reich. 
Gemäß ihrer Definition -der Arbeiterklasse als der führenden 
Kraft des revolutionären Prozesses orientierte die FRELIMO 
bei der Umstrukturierung der Partei darauf, in erster Linie An­
gehörige dieser Klasse als Mitglieder zu gewinnen. Bereits die 
Zusammensetzung der Delegierten zum 1lI. Kongreß spiegelte 
diese Intention wider: Unter ihnen befanden sich zu 40 % Ar­
beiter. Während der Kampagne im Jahre 1978 wurden Tausen­
de Arbeiter, Bauern und Soldaten sowie ImellekktueJle in die 
Partei aufgenommen und organisierten sich in Hunderten von 
ParteizeUen, die vielfach die Dynamisierungsgruppen ersetzen, 
die in der ersten Etappe nach der Revolution bei der Abwehr 
der Konterrevolution und bei der Rekonstruktionsarbeit die 
Hauptarbeit geleistet hatfen. 

Noch 1977 WUrden auf lokaJer, Distrikt-, S~adt- und Provinze­
bene die Wahlen zu den jeweiligen Versammlungen durchge­
IDhrt. die von den Wahlen zur Volksversammlung abgeschlos­
sen wurden. Auch ihre Zusammensetzung kennzeichnet mit ei­
nem Anteil von 31 0"/0 den hohen Stellenwert, welcher der Arbei­
terklasse beigemessen wird; der Anteil der Frauen bewegt sich 
zwischen 12 070 und immerhin 28 070 (auf der Ebene der Ortsver­
sammlungen). Hauptaufgabe dieser Versammlungen ist neben 
anderem die Wahl von Exekutivorganen ror die Verwaltung 
und Leitung zahlreicher Auf~bengebiete . die damit an die Stel­
le der traditionellen staatlichen Institutionen treten, Eine gesell­
o;chaftliche Planung der Volkswirtschaft, die nach den Prinzi­
pien des demokratischen Zentralismus die Werktätigen einbe­
'Ziebt, Mitbestimmungsfonnen auf betrieblicher Ebene (Pro­
duktionsräte z. B.) und der beschleunigte Ausbau demokrat i­
scher Massenocganisationen (Gewerkschaften, Frauen- und J u­
gendverbände) JO sind die weiteren Elemente des Aufbaus einer 
neuen Gesellschaft in MO\=ambique. 

Die Geschichte der FRELIMO ist stark geprägt von Auseinan­
dersetzungen zwischen den Krä ften, die eine revolutionäre Per­
spe.ktive als notwendiges Ergebnis der Kampferfahrungen an­
strebten und jenen, die diesen Weg nicht zu beschreiten bereit 
waren. Diese Auseinandersetzungen sind weder beendet, noch 
ist die Entwicklung in Mo.;ambique unproblematisch: Die Aus­
einandersetzungen um den Kurs der landwirtschaftlichen Ent­
wicklung und die Entlassung des bisherigen Landwirtschaftsmi­
nisters zeigt dies; das Ziel, in den 80er Jahren eine Schwerindu­
strie aufzubauen in einem Lande, das bislang kaum Vorausset­
zungen hierfür hat, beinhal tet wei tere Probll!me. Die entschei­
dendee Gefäh rdung kommt indes von außen. 
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M~ambique befrei te sich nicht zuletzt dank der internationali­
stischen Hilfe der afrikanischen Länder, der sozialistischen 
Staaten und der internationalen Solidaritätsbewegung. Die 
Volksrepublik Mo.;ambique unterstützt heute ihrerseits die Be­
freiungsbewegungen in Südafrika, Namibia und Zimbabwe. 
Gerade letztere Unterstützung verlangt dem Land immense Op­
fer ab. "Aber ausschlaggebend für uns war, unsere internati0-
nalistische Pflicht zu erfüllen und unnachgiebig die gerechte Sa­
che des Befreiungskampfes des Volkes von Zimbabwe zu vertei­
digen" .1 1 

CUERRA 
AO RACISTA 
/AN SM'rij 

UemOlUlllalion In Mapuio nod! (let ~auJeDun" der {jrenllL' zu Mode.len 
1976 

Mocambique befindet sich im Krieg mit dem rhodesischen 
Smith-Regime und ist zudem auf eine prekäre Koexistenz mit 
dem benachbarten SOdafrika angewiesen. Brutale Aggression­
saUe und Massaker, Sabotageversuche, internationale Propa­
gandakampagnen sind Bestandteile des Versuchs der rassist i­
schen Regimes und ihrer imperialistischen 
Verbündeten,Mo!;ambique - ebenso wie Angola - zu destabi­
lisieren und eine konterrevolutionäre Entwicklung einzuleiten. 
In Rhodesien werden Söldner unter Leitung des portugiesischen 
Industriellen Jardim ausgebildet, der schon 1974 den Versuch 
unternommen hatte, durch einen Putsch den Sieg der FRELI­
MO zu verhindern. 12 Ein weiterer wesentlicher Grund für die 
Anacken und rur das Zusammenspiel mit reaktionären Kräften 
auch in Afrika gegen Moo;:ambique ist die Beispielwirkung, die 
von revolutionären Entwicklungen wie dieser oder der in Ango­
la ausgeht. 
Gestützt auf (on gesetzte internatioqalistische Hilfe wird die VR 
Mo.;ambique den Angriffen der Reaktion gegenüber bestehen 
können. Allerdings: "Es ist ein dringendes Gebot, daß sich die 
internationale Solidarität in einer konkreteren und aktiveren 
Art lind Weise manifestiert. Das mo;;ambiquanische Volk 
braucht dringend materielle Hilfe, um die schweren Konsequen­
zen zu überstehen, auf die wir schon hingewiesen haben"] JJ 

Anmerkungen: 
1) Nach: Bayernkurier, München, I. 4. 1978 
2) Mozambique Revolution, Nt. 61, Independencc Issue, S. 22 
3) Vgl. auch: Frankfurter Rundschau, 23. 8. 1978 
4) S. Machei, Der offene Krieg des Smith-Regimes, in: AlB 9/ 1977 , 

S. 25 
5) Bericht an den 111. Kangreß und Programm der FRELIMO in: 

AlB 4 und 5/191""/ 
6) Angaben und Zitat nach: Africa, London, Nr. 82, S. 64 f 
1) Nach: African Communis t, London, Nt. 1/ 1978 , S. 36 
8) Bericht an den 111. KongreO, in: AlB 4/ 1917, S. 11 
9) J . 510'10, Lessons Of Thc Mozambican Revolution, in: African 

Communist, Nr. 2/1978, S. 35 
10) VgJ. Hierzu: Neues Deutschland, BerJin, 13 . 3. 1978; L'Econo-

miste du tiers monde, Paris, Mai 1918, S. 14/ 15 
t1) S. Machel, a. a. 0 ., S. 24 
12) Vgl. hierzu: AlB 11- 12/1974 
13) 5. Machei, a. a. 0 ., 5. 26 



Naher Osten 
Eine erste entschiedene Absage on die Vereinbarungen von Camp David hatte bereits die 3. Gipfelkonferenz der Arabischen Front der 
Standhaftigkeit vom September 1978 in Damaskusjorrnuliert (Dokumente siehe AlB 11-12/ 1978). Ende Oktober erweiterte sich die 
Gegenfronf um das progressive ÖI/and Irak. als sich die verjehdeten boathistischen Regimes Syriens und des Irak au/eine gemeinsame 
Aktionscharta gegen die" verrllterjschen Vereinbarungen" zwischen Agypten, Israel und den USA einigen konnten. Auf dieser 
Grundlage wurde die Einberufung der 9. Arabischen Gipfelkonferenz. nach Bagdad z.u Anfang November mtJglicb. an der lediglich 
A"gypten nicht teilnahm. Sie erbrachte in Gestalt der hier dokumentierten Abschlußerkf(Jrung ein gesomtorabisches Nein zur Separat­
jriedenspolitik Sadats, eine RuckendeckungjUr die antiimperialistischen Kriijle der Slandhaftigkeitsjront. Wenngleich Saudi Arabien 
eine ausdrückliche Verurteilung der USA und unmittelbare Boykotlmaßnahmen gegen Ägypten zu blockieren vermochte, so mußte 
doch deren Androhung im Falle des Zustandekommens eines tlgyptisch-israelischen Separatsjriedensvertrages als schallende Ohrjeige 
jUr die US-Nahoststrategie gelten. Bedeutungsvolle Ergebnisse des Bagdader Gipjels sind jerner die Einigung auf einen gemeinsamen 
Milittlrplan gegen jegliche israelische Aggressionsvorhaben und auj einen jtlhrlichen Fonds in HOhe von 3,5 Mrd Dollar jur die<lrabi­
schen Frontparteien Syrien (1,8 Mrd Dollar), Jordanien (1,2 Mrd Dollar), PLO (300 Mio Dollar) und die Pal/1stinenserder okkupier­
ten Gebiete (100 Mio Dollar), nicht aber jtJr Ägypten. Insbesondere Syrien und die PLO gehen gt<.ittJrkt aus dem Bagdader Gipjel her­
vor. 

9. Arabische Gipfelkonferenz 

Deklaration von Bagdad 
, 

Auf Init iative der Regierung der Republik Irak und auf Einla­
dung von Präsident Marschall Ahmed Hassan al-Bakr fand 
vom 2. bis 5. November 1978 in Bagdad die 9. Arabische Gip­
felkonferenz statt. Die Beratungen der Gipfelkonferenz offen­
barten ein starkes GefUhl nationaler Verantwortung und ein ge­
meinsames Bekenntnis zur Einheit der arabischen Haltung ge­
genüber den Gefahren und Herausforderungen, mit denen die 
arabische Nation konfrontiert ist - insbesondere nach den 
EntwiCklungen im Anschluß an die Unterzeichnung der beiden 
Abkommen von Camp David durch die ägyptische Regierung 
-, sowie mit ihren Auswirkungen auf den arabischen Kampf 
mit dem Ziel, der zionistischen Aggression gegen die arabische 
Nation entgegenzutreten. 
Ausgehend von den Prinzipien, zu denen sich die arabische Na­
tion bekennt, auf der Grundlage der Einheit des arabischen 
Schicksals und in Fortführung der Tradition der gemeinsamen 
arabischen Aktion bekräftigt die Konferenz die folgenden 
GrundprinziDien: 
I. Die Palästinafrage ist eine arabische Schicksalsfrage und bil­
det das Kernproblem des Kampfes gegen den zionistischen Geg­
ner. Diese Frage betrifft alle SOhne der arabischen Nation und 
der Länder, aus denen sie besteht, da sie am Kampf beteiligt 
und bereit sind, alle erforderlichen materiellen und moralischen 
Opfer zu bringen. 
Der Kampf für die RUckgewinnung der arabischen Rechte in 
Palästina und in den besetzten arabischen Territorien ist eine 

. .) /" 

• 

panarabische Verantwortung, und alle Araber sollten sich dar­
an beteiligen, jeder von seiner Position aus und mit den ihm zur 
Verfugung stehenden mili tärischen, wirtschaftlichen, politi­
schen und anderen Mineln. Der Kampf gegen den zionistischen 
Feind geht Uber den Kampf der Staaten hinaus, deren Gebiete 
1967 besetzt wurden, und erstreckt sich auf die gesamte arabi­
sche Nation. Der Grund dafür liegt in der Gefahr, die der zioni­
stische Gegner in militarischer, politischer und wirtschaftlicher 
Hinsicht für die gesamte arabische Nation und ihre wichtigsten 
nationalen Interessen, ihre Zivilisation und ihr Geschick dar­
stellt - eine Tatsache, die alle arabischen Staaten verpflichtet, 
ihre Verantwortung fOr die Beteiligung an diesem Kampf mit 
ihrem ganzen Potential wahrzunehmen . 
2. Alle arabischen Staaten sollten auf jede Art den palaslinensi­
schen Widerstandskampf in seinen verschiedenen Formen un­
terstützen, indem sie der Palästinensischen Befreiungsorganisa­
lion - die als einzige rechtmJißige Vertreterin des palastinensi­
sehen Volkes betrachtet wird - sowohl innerhalb als auch au­
ßerhalb der besetzten Gebiete Hilfe und Beistand leisten mit 
dem Ziel, die Befreiung zu verwirklichen und die nationalen 
Rechte des Volkes, einschließlich seines Rechts auf Rückkehr, 
auf Selbstbestimmung und auf Gründung eines unabhängigen 
Staates auf seinem nationalen Territorium, zurückzugewinnen. 
Alle arabischen Staaten verpflichten sich ferner , die nationale 
Einheit der PalJistinenser zu schUtzen und sich der Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten der palästinensischen Aktion zu 
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enthalten. 
3. Bekräftigung der in den Resolutionen der Arabischen Gip­
felkonferenzen, insbesondere der 6. und 7. Gipfelkonferenz in 
Algier bzw. Rabat, enthaltenen Verpflichtungen. 
4. Entsprechend den bisherigen Ausführungen gehört es zu den 
Grundprinzipien, die nicht verletzt oder abgeschWächt werden 
dürfen, daß es keiner arabischen Partei gestattet ist, die Rege­
lung der palästinensischen Frage im besonderen und des 
arabisch-zionistischen Kampfes im allgemeinen einseitig in die 
Hand zu nehmen. 
S. Es wird keine Regelung akzeptiert, die nicht mit einem Be­
schluß einer zu diesem Zweck einberufenen Arabischen Gipfel­
konferenz verbunden ist. 

Auf der Arabischen Gipfelkonferenz wurden die beiden Ab­
kommen erörtert, die die ägyptische Regierung in Camp Davld 
unterzeichnet hat. Sie werden als Verletzung der Rechte der pa­
läslinensischen Volkes und der arabischen Nation au f Palästina 
und die besetzten arabischen Gebiete betrachtet. Es wird der 
Standpunkt vertreten, daß sie außerhalb des kollektiven arabi­
schen Rahmens abgeschlossen wurden, im Widerspruch zu den 
auf höchster Ebene getroffenen arabischen Beschlüssen stehen 
- vor allem den Resolutionen der Gipfelkonferenzen von Al­
gier und Rabat, der Charta der Arabischen Liga und den UNO­
Resolutionen über die Palästina frage - und nicht zu dem ge­
rechten Frieden führen, den die arabische Nation anstrebt. Des­
halb wurde auf der Gipfelkonferenz beschlossen, diese beiden 
Abkommen nicht zu billigen und ihre Konsequenzen auf politi­
scher, wirtschaftlicher, rechtlicher und anderer Ebene nicht an­
zuerkennen , 
Auf der Gipfe lkonferenz wurde entschieden, C\ie Regierung der 
Arabisc~en Republik Ägypten aufzufordern, von diesen beiden 
Abkommen abzugehen und keinen Waffenstillstandsvenrag 
mit dem zionistischen Feind zu unterzeichnen . Gleichzeit ig wur­
den die Hoffnung geäußert, daß sie in die Reihen der, gemeinsa­
men arabischen Aktion zurückkehren und darauf verzichten 
wird, in der Frage des arabisch-zionistischen Kampfes einseitige 
Aktionen zu unternehmen. In diesem Zusammenhang wurde 
aof der Gipfelkonferenz eine Reihe von Beschlüssen angenom­
men, um der neuen Phase gerecht zu werden und die Ziele und 
Interessen der arabischen Nation zu schützen - in der Über­
zeugung, daß die arabische Nation wie während ihrer ganzen 
Geschichte in der Lage ist, mit kritischen Situationen und jegli. 
ehen Herausforderungen fertigzuwerden, weil sie Recht, Ge­
rechtigkeit und ihre nationale Existenz verteidigt. 
Auf der Gipfelkonferenz wurde die Notwendigkeit gemeinsa­
mer allarabischer Anstrengungen betOnt, um das strategische 
Ungleichgewicht zu überwinden , das durch das Ausscheiden 
Ägyptens aus dem Bereich der Konfrontation entstanden ist. 
Au f der Gipfelkonferenz wurde beschlossen, daß die Staaten, 
die bereit und fähig dazu sind, durch effektive AnSlrengungen 
iRre Teilnahme koordinieren. Auf der Gipfelkonferenz wurde 
auch die Notwendigkeit bestätigt, an den arabischen Boykott­
bestimmungen festzuhalten und sie strikt anzuwenden. Auf der 
Gipfelkonferenz wurden Mittel und Wege geprUft, um die ara­
bische Nachrichtengebung für das Ausland zu verbessern und 
so der gerechten arabischen Sache zu dienen. Auf der Gipfel­
konferenz wurde beschlossen, jährlich Gipfelkonferenzen ab­
zuhalten. Der 9. November eines jeden Jahres wurde als Termin 
für die Einberufung einer solchen Konferenz festgelegt. 
Die PrUfung der arabischen und der internationalen Situation 
auf der Gipfelkonferenz brachte die Bestätigung f{jr die Ver­
pflichtung der arabischen Nation zu einem gerechten Frieden 
auf der Grundlage eines vollen "israelischen" Abzugs von allen 
arabischen TerrilOrien, die 1967 besetzt wurden, einschließlich 
des arabischen lerusalem, und zum Schutz der unveränderli­
chen nationalen Rechte des arabischen Volkes von Palästina, 
einschließlich des Rechts auf Rückkehr, Selbstbestimmung und 
Errichtung seines nationalen Territoriums. 
Auf der Gipfelkonferenz wurde beschlossen, umfassendste in­
ternationale Aktivitäten einzuleiten, um die Rechte des paläst;-
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nensischen Volkes und der arabischen Nation darzulegen. Allen 
Ländern. die auf der Seite der arabischen Rechte und der ge­
rechten Sache stehen, wurde höchster Dank und Anerkennung 
ausgesprochen. 
Auf der Gipfelkonferenz wurden die Syrische Arabische Repu­
blik und ihre tapfere Armee, das Haschemitische KönigreiCh 
l ordanien und seine tapfere Armee gewürdigt. Es wurde auch 
Stolz uber den Kampf des palästinensischen Volkes und die 
Standhaftigkeit dieses Volkes innerhalb der besetzten Gebiete 
zum Ausdruck gebracht. 
Auf der Gipfelkonferenz wurde die nationale Charta fü r Ak­
tionseinheit begrUßt, die unlängst zwischen den beiden Bruder­
staaten Syrien und Irak vereinbart wurde. Sie ist ein bedeuten­
der Erfolg auf dem Wege der arabischen Solidarität. 
Auf der Gipfelkonferenz wurde auch große Anerkennung für 
die Initiative der bruderlichen Regierung Iraks unter der Füh­
rung von Präsident Marschall Ahmed Hassan al- Bak r zum Aus­
druck gebracht, die die Einberufung der arab i~hen Gipfelkon­
ferenz in Bagdad gefordert haUe, um die arabischen Reihen zu 
schließen und gemeinsame arabische Anstrengungen zu organi­
sieren, um so mit den Gefahren fertigzuwerden, denen sich die 
Nation im Augenblick gegenobersiehL Es wurden auch die 
wertvollen Anstrengungen gewürdigt, die Präsident Ahmed 
Hassan al-Bakr unternommen hat, um den Erfolg der Gipfel­
konferenz zu sichern. 
Auf der Gipfelkonferenz wurde auch eine Reihe von Resolutio­
nen und Maßnahmen angenommen, um der neuen Etappe ge­
recht zu werden und die Ziele und Interessen der arabischen Na­
tion zu schützen - in der Überzeugung, daß die arabische Na­
tion durch ihr moralisches und materielles Potential und auf der 
Grundlage ihrer Solidarität in der Lage ist, mit allen schwieri­
gen Situationen und aUen Herausforderungen fertigzuwerden 
- wie es in der gesamten Geschichte immer der Fall gewesen ist 
-, da sie Recht, Gerechtigkeit und ihre nationale Existenz ver-
teidigt. 

(Quelle: Horizont, Berlin, NT. 47/ 1978) 

ASK 'Po"lIarlen,erie -Salldoriliil hilfl ,leQen', 12 trl/bipe Hochp/anzp~t· 
lIallen von Kunst/ern QU' ChUe Sildalrilla, Pa/llS/ina und Vietnam. 
Prel" 8,- DM. Be,'ellunpen an , ASK, Eidlwald,'r. 32. 6 Frank/urIIM. 



für die 
Prämienangebot 

neuer AIB-
Ihre Werbung neuer Abonnenten ist uns eine große Hilfe. Wir bieten Ihnen dafür eine 
Reihe von Buch- und SdtallplaHenprämien an. 
Voraussetzung für die Zusendung der Prämie an Sie ist allerdings. daß die Abonne­
ment-Gebühren für 1 Jahr überwiesen wurden, heide Namen und Anschriften voll­
ständig eingetragen sind und die Untel"Khrift nkht vergessen wurdt:. 

Anschrift: AlB, Liebigstr. 46, 3SSO Marburg/L. 

• Für einen Abonnenten: 
G . Ortlnncrl J. Qwowsky. Dk .ngolani5cht Revolution. Analyse ur.d DoI:"",,,n~n.nhan3 
H. Ab<lel Hadi u .•.• o;e BRD. [stKl und die PalislineRK' 
H .-J . Hennt<:k., Adtlante Argenlinos! 
P. SchöU, Vietnam ~ 30 Tal" danad>. 
Paulo Frei ... Pidagog;k der Solidarität 
E . M_ Kohl. Pablo ra.iLrnisches Ki_l 
E _ Hack.thal , KrellZW\'S Chile. Qlristen. Kirche und Klüotnkompf _ und I\aob <10m Mi~tarpu!"'h 
ProIokoU de. Tribuna" ,.gen KoIooial;""us und Apan h<id im Südi","'" Afrika _ Bonn 1975 
J.-I •. Sdunidt, Entwicklungslind<r 
Tage mit Ho Chi Mi"" . ErinIW:rungen von Karnpfgeroh"e" 
R. Wüns<:he, D . W.idemann u •.• Die St.aten Afrik .. und Ali ... 
R. Mulowlli. Deut« .... Gtld WId [)rine Welt. Bei,pieI S ..... ilien 
Arbriukrei, festi_al. Kuba und die fest i_.lbew .. "n, 

• Für zwei Abonnenlen: 
Ruth Wo_r. otp Bcnario. ~hidtte eiDer deut..:hen R.voIutiooirin in Brasilien 
M. Uschner. Lat" inarnerika _ Schauplau. revolutioniirer Kämpfe 
S. !Untire., Vi_. Sandino. Leben und Tod des .... ten lll1einameriklniochtn Guerill.ffihren 
K. M. Schreiner. Sklave im eigene n Land. Unt.rdruck""g und Wide rstand im Siidlicltoen Abika 
E. G aleano. Die off .... n Adern Lateinarnerik ... Die ~hte .ines Konti';"n .. 
S. I. Tjulpaoow. Politisd>e Okonom" WId ihre Anwendung in den En~""pländem 
A. bkenderow. Die nationale Bel ... i~gwt&- Prodeme. Gesootzmilligke-it.n. Pcnpekti ... n 
M. Jürgensm. Metsd>er (H •. ), J(UM1 und' KulM des demoI<rot;.ch<p Otile 
G. Sluby iE. Wulff (H&.), Nürnberger V.rhandlungen gegen die V.rblechcn der Mililirjunlll in Chile 
Al; Prime ... V'IIUIIf<Ia. Ueder aus Lattinamc:ri k. 
I .. bel und Angel P ....... La Pe ... de los Pa ..... Ueder lOS Chik 
J. O, ,,,,,,,,ky/ W. GtiI.In . SGdafr;ka 

• Für drei Abonnenlen: 
H . Stiil1., Kuba. Vom Zuck.rmhr tur Zukunft 
B. Kübkr (Hg.). Cuba Libre . Fotos K. Rose. T .... A . Guha. F. N ..... D. Roos 
Chil~" un.tmaPl'" des Antiimperiolisti.«hen SoIidaritl .. kornit .... 

HIER AUSFOLLEN 

loh habe fiir .in AIB·Abon ....... nt gewonnen: 

N.~: __________________________________________________________________________________________________________ ___ 

A~ ______________________________________________________________ __ 

M.ine Ad ...... : 

N~: __________________________________________________________________________ _ 

Un!~~: ______________________________________________________________________________________________ __ 

B~wu~: _______________________________________________________________________________ -------
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Rezensionen 

Bundesdeutsche Entwicklungspolitik 

-- entwicklungspolitik -
.... oder Ausbeutung? 

Während die Fachliteratur lIber allgemeine Fragen der Unteremwick· 
lung ~nd Entwicklung in den letzten Jahren ins nahezu UnUberschau­
bare gewachsen ist, besteht ein auffälliger Mangel an konkreten Unter­
suchungen bzw. Einführungen zur westdeutschen Dritte Welt-Politik. 

Um ein vom Standpunkt der traditionellen bUrgerJichen Entwicklungs­
Illnderwissenschaft geschriebenes Standardwerk handelt es sich bei 
D. Kebschull/ K. Flsbendttl A. Nalni , EntwickhlDKsPolitik. Eine Ein­
fühf\lDg, J . übel1lrbeltele und trwd tu te Aunagc. Westdeutschu Ver­
lag. Opl. den 1916. 300 S .• 29,- DM. 
Die Autoren (Mitarbeiter des Hamburger Weltwirtschaftsarchi~s, Keb­
schull ist zudem Vorsitzender des wissenschaftlkhen Beirats beim 
BMZ) sind darum bemtlht, entwicklungspolitische Fragestellungen all­
gemeiner Natur in Zusammenhang mit der konkreten Entwicklungspo. 
litik der BRD darzustellen. Sie gehen dabei von der Prämisse aus, daß 
sich im Laufe der 2. Entwicklungsdekade die "Gefahr" eines endgIllli­
gen Zusammenbruchs der Entwiclr.lungshilfeidcc" (So 18, zit. nach der 
Auflage 1975) abzeichnet, der d ie kapitalistischen Industrieländer mit 
einer "flexibleren Haltung" (5. 19) als bisher begegnen mllßten. 

Als "PatentlOsung" zur Uberwindung der Unterentwicklung wird eine 
Wirtschaftsplanung als ,,, Dritter Weg' zwischen den Extremen der frei­
en Marktwirtschaft und der bis ins kleinste regulierten Zentralverwal­
tungswirtschaft" empfohlen. (So 160), womit eine Funktionalisierung 
von Planungsmethodep fUr die FOrderung eines kapitalistischen Ent­
wiclr.lungswegs gemeint ist. Unterstrichen wird diese Orientierung 
durch die Apologetik der ausländischen Privatinvestitionen in der Drit­
ten Welt. 
Ein Zeugnis fIIr die eingeschränkte Kritikfähigkeit der Autoren ist auch 
ihre Auseinandersetzung mit dem Ncokolonialismusproblem. die den 
Abschluß des Buches bildet. NcokoloniaJismus verstehen sie aus­
schließlich als Status-quo-Politik der westlichen Metropolen im Bünd­
nis mit den priviligierten Gruppen innerhalb der Entwicklungsländer 
(S. 230), nicht jedoch als System der Anpassung imperialistischer Poli­
tik an die neuen Existenzbedingungen des zusammengebrochenen Ko­
lonials)·stems. Von dieser Position aus bleibt die Kritik an der entwick­
lungspolitischen Praxis notwendigerweise im Symptomhaften stecken 
(P robleme des Zinsniveaus, der Lieferverbindung, der Inst rumentali­
sierung der Entwicklungspolitik durch vordergründige außenpolitische 
Zielsetzungen). Die Zielstellungen der BRD in der Drillen Welt begrei­
fen die Verfasser als Resultate pluralistischer Motive (im wesentlichen 
politischer, wirtschaftlicher und humanitärer Interessen und Motive. S. 
67 ff.), ohne nach den bestimmenden Determinanten zu fragen. die in 
den Reproduktions- und Verwertungsinteressen des westdeutschen Ka­
pitalismus begründet liegen. 
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K. Bodemtr, EntwleklungshUfe-Politik für w~n? Ideolo,i~ und V~rta· 
bepralis der deutSl:hen Enlwlcklungshllf~ in der ersten Dekade, 
Weltforum-Verlag, München 1914, 486 S., 61,- DM . 
In Bodemers methodischem Ansatz spielt das eben zitiene Pluralis­
mustheorem die entscheidende Rolle. Er ist bemüht, die nach außen in 
relativer Einheitl ichkeit erscheinende entwicklungspolitische Konzep­
tion der BRD als "Ergebnis eines zumeist langwierigen imerministeriel­
len bzw. zwischenstaatlichen bargainings- (Verhandlungsmacht; d. 
Red. ) Prozesses" darzustellen, das einen Kompromiß von Ressort- und 
Gruppeninter.essen zum Ausdruck bringt, die in das "multifunktionale 
Aufgabensystem Entwicklungshilfe" eingehen (5.359). Gleichwohl hat 
Bodemer die bislang detaillierteste Umersuchung der westdeutschen 
Entwicklungspolitik vorgelegt, die erstmals Verschlußakten des BMWI 
(das bis in die 70cr J .. hre uber die wichtige Kapitalhilfekompentenz ver­
fUgte) in die Analyse einbewgen hat. BQdemer behandelt schwerpunkt­
mäßig die Konzeption westdeutscher Entwicklungspolitik und -ideo­
logie von den ersten Anfll.ngen bis zur Herausbildung des Epplerschen 
Reformismus sowie die Konsequenzen des Konzeptionswandels rllr die 
Vergabepolitik der BRD. Besondere Akzeme setzt er auf die spezifisch 
westdeutsche Variame der Systemauseinandersetzung im Kalten Krieg 
(Hallstein-Doktrin) und die mit der Herausbildung der BonnCl' Ent­
wicklungspolitik verknUpften ökonomischen Expansionsinteressen 
(Exportförderung, gesellschafts- und wirtschaftspolitische Beeinnus­
sung der Entwicklungsländer qua Entwicklungshilfe). Als wesentliche 
Konstante westdeutscher Entwicklungspolitik und ihrer ideologisch­
konzeptionellen Varianten sicht der Verfasser einen fast dun;hg!l.ngi­
gen, auf einsei tige Gebervorteile gerichteten außen- und außenwirt· 
schaftspolitischen Interssenstandpunkt. Dies wird nachgewiesen an 
"der zögernden. auf die staatl iche Absicherung privatwinschaftlicher 
Aktivitäten beschränkten Hilfebereitschaft in den Anfangsjahren, der 
Gewichtun8 der Hilfearten (Bevorzugung von Kapitalhilfe), dem 
durchweg propagierten Vorrang der Privatinitiative. den verschiedenen 
Spielarten außen- und außenwirtschaftspolitischen Zielverlautbarun­
gen im Gefolge der Hallstein- Doktrin und der U eferbindungspolitik; 
ebenso (an) der Bevorzugung der bilateralen Vergabe. der geographi­
schen Auf teilung der Millel und der Konditionsgestaltung (So 360). 
Auch die Pannerschaftsideologie wird in diesem Zusammenhang zum 
Ausdruck eines "einseitigen Interessenstandpunkts. " Unter diesem 
Aspekt kann die von Eppler betriebene Teilrevision der Entwicklungs­
politik keinesfalls als die von ihren Verfechtern propagierte grundle­
gende Wende gelten (5. 366). Sie bewirkte allenfalls . daß "die von den 
Westdeutschen seit je bevorzugte Definition ihrer Außen- und Entwick­
lungspolitik von den eigenen wirtschaftlichen Bedürfnissen her voll 
zum Zuge kommen" konnte (S. 369). Mit seiner Prognose, daß die re­
formistischen Ambitionen Epplers mit dem verengten ökonomischen 
ManOvrierspielraums der BRD scheitern mUßten. hai Bodemer recht­
behalten. 
iu w (Hng.), Entwl(!: lungspolitik - Hil fe oder A usbeulUng~ Die ent­
wIcklungspolItische Pr1lXis df r URD und ihre wirtschaftlichen Hinter­
gründ~, Freiburt 1978, 320 5., 8,80 DM . 
Wenngleich sich die iz3w-Autoren vom Anspruch her kritischer geben 
(insbesondere was den Entwicklungsbcgriff und die RoUe der interna­
tionalen Konzerne betrifft). gelingt ihnen keine st ringente, weiterflih­
rende Darstellung des neokolonialistischen Systems der Bundesrepu­
blik. Bemerkenswert ist sicher das BemUhen, die FragWOrdigkeit ent­
wicklungspolitischer Anstrengungen an Hand einer konkreten Kritik 
von Projekten der "Entwicklungshilfe" nachzuweisen. In der Veröf­
fentlichung werden im Einzelnen Projek te aus den Bereichen Bildung 
und Ausbildung, Gesundheit. Agrarsektor, Militärhilfe, der gewerbli· 
chen Wirtschaft und der Infrastruktur kritisch abgehandelt. Äußerst 
fragwOrdig ist es jedoch, wenn dies als Alternative zu imperialismus­
tncoretischcn Fragestellungen ausgegeben wird (so S. 223 ff.). um im 
Anschluß die gängige These von der "Multifunktional!tät der "Ent­
wicklungspolitik" auszubreiten. Den bereits genannten Interessen, die 
auf die Entwicklungspolitik der BRD einwirken. wird hier noch ein 
"entwicklungspolitisches Interesse der Bundesregierung" hinzugefügt, 
was immer man darunter verstehen mag. Die Originali tät. die der reiße­
rische Titel suggerieren könme, sucht man vergebens. R. "'II [k 



Kurzinformationen 

Zimbabwe 
Wie in Namibia so scheint der brutale überfall dn Smhh-Regimes auf 
ein FlÜChtlingslager der Patriotischen FronliZAPU in Sambia, bei dem 
Ende Oktober mehrere hundert Menschen ums Leben kamen, eine wei­
chcnstcllcnde Funktion ru r die von den Westmlchten angestrebte AII­
p3ncicnkonferenz über Rhodesien gewonnen ~u haben. Die Marionet­
tenregierung Smilh/MuwrcwalSilholeJChirlu hai die ursprilnglich bis 
turn 31.12. 1918 vorgesehenen " UnabhlnJigkeitswahlcn" inzwischen 
auf April 1979 hinausgeschoben. Der weißen Minderheit standen die 
schwarzen Kollaborateure neben der bisher garantierten Spernnillori· 
1.11 in dem zu wlhlendcn Parlamell; auch wichtige Minislcrposlcn in der 
"Unabhängigkcilsregicrung" zu. Die von Salisbury verbreiteten Pro­
pagandathesen über ein a ngebliches Abbröckeln der Streitkrt fte der 
Patriotischen Front scheinen eher für das Marionettenbündnis selbst 
:tuzutreffe.n: Anfang November trat der Chirau-Gefolgsmann und 
Hluptling des Matabele-Stammes, Kayisa Ndiweni, von seinen Funk­
tionen zUrtlck und forderte JO$hua Nkomo :tUT Rückkehr naeh Zi rn­
babwe auf. 

Uganda-Tansania 
Ende Oktober d. J. drangen ugand ische Truppen in den sog. Kagera­
Zipfel an der Nordgrenze Tansanias ein und hielten bis in die zweite 
NovemberhIlIfte hinein ein Territorium von ca. I 800 qkm besetzt. Die 
das OAU-Prinzip von der Unantastbarkeit der bestehenden Grenzen in 
Afrika grob verletzende Provokation ist durch eine sei t 1972 währende 
Feindseligkeit des ugandischen Staatschefs Idi Amin gegen das Nach­
barl&.nd motiviert. Tansania hatte dem von Amin gestürzten Milton 
Obote, der einen sozialistisch o rientierten Kurs verfolgte, politisches 
Asyl gewlhrt. Die fortschrittlichen Krlfte in Afrika verweisen jedoch 
a uf weiterreichende Implikationen des Aggre~ionsaktes. Samora Ma­
chel erklärte fUr die Regierung der Volksrepublik M~ambique: "Der 
Konflikt zwischen Uianda und Tansania ist kein Grenzkonflikt. Noch 
handelt es sich um einen Expansionskrieg Ugandas ,egen Tansania. Es 
ist eine vorgeplante Akt ion, um die Si tuation in Tansania zu destabili­
sieren, wirtschaftliche Schwieriikeiten in diesem Lande zu schaffen, in­
dem man die zu Tansanias Entwicklung notwendigen menschlichen 
und materialien Ressourcen in der nationalen Verteidigung bindet. 
Ugandas A ktion ist eine vorgeplante Aktion mit dem vergrblichen Ziel , 
Tansania zur Aufgabe der gerechten Prinzipien der Unterstützung des 
Befreiungskampfes zu bringen. Das ugandische Re,ime ist ein direkter_ 
Agent dieser imperialistischer AUressionen. Es ist das ,leiche Regime, 
das den Marioneuentruppen Sitholes und Muzorewas Zuflucht, Waf· 
fen und militlrische Ausbildung gibt." 

Korea 
Die Bildung eines gemeinsamen Militärkommandos USA-SUdkorea im 
November d . J. hat die Ko lonialmanier der Washingtoner Koreapolitik 
und den Marionenencharakter des Pak-Regimes verfestigt. Als "Sym· 
bei des festen Bündnisw" würdigte es US-Vertcidigungsminister 
Brown in Seoul. Noch im Februar 1976 hatte Prlsident J . Caner ge­
kOndet, die USA müßten alle amerikanischen Truppen unverzU&lich 
aus SUdkorea abziehen, womit er der UN· Resolution Nr. 3390 vom Ok­
tober 1975 (Wortlaut in AlB 7-8/1976) entsprach. Nach Carters Amt­
santritt war nur noch von Bodentruppenreduzierung die Rede, die von 
einer beträchtlichen Erweiterung der Luftstreitkrlfte und rlun einem 
gemeinsamen Oberkommando mehr als ausgeglichen wurde. Gemein­
same Großmanöver fanden bereits im Marz und November d. J . stau. 
Das Pak-Regime wird von den USA in noch ,!"Oßerem Maßstab aufle­
rtlStet: FUr die nächsten Jahre soll es US-Waffen in Höhe von 8 Mtd 
Dollar erhalten. Wie in einer Erklärung des Außenministeriums der 
Koreanischen Demokratischen Volksrepublik Anfang November 1979 
festgestellt wurde. haben "die USA den sUdkoreanischen Marionetten 
berei ts eine große Menge nuklearer Waffen, anderer Waffen und mili· 
tärischer Ausrilstungen unrer dem Vorwand von ,Kompensationsmaß· 
nahmen', die den ,Truppenabzug' ausgleichen sollen, übergeben. Sie 
haben beschlossen, ihnen in den kommenden Jahren weitere Angriffs· 
waffen, einsc:hlieOlich der modernsten Raketentypen, die Kemspreng· 
köpfe tragen können, versch iedene Arten von .J9.gdflug;eugen, Pan­
zern, AufiUtrungsierlte sowie selbstfahrende Haubitzen auszuhändi­
gen." 

Argentinien-Chile 

:1 

Seit über einem halben Jahr sind drei klei ne Inseln, P icton, Nueva und 
Lennox, mit einer Fläche von 300 qkm ein Seflhrlicher Streit- und Ver­
handlungspunkt zwischen Argentinien und Chi le. Obwohl sie 1977 vom 
Internationalen Gerichl$bof Chile zugesprochen wurden, gab sich Ar· 
gentinien mit dem Spruch nicht zufrieden, sondern versuchte durch mi· 
litäriscbe Droh,ebtrden eine Revision zu erzwingen. Nicht nur st ra te­
gisch, da die Inseln den Seeweg vom Atlant ik in den Pazifischen Ozean 
kontrollieren, sind sie ein Zankapfel . Durch den Iksitz der Inseln wUr· 
de auch Chile zu einer atlantischen Mach t. Ferner ist der Besitz der In· 
sein wiruchaftlich wichtig, da sie auch den Zugang zur Antark tis er­
möglichen und damit eine bctrlchtl iche Ausweitung der Fischereizone. 
Wie die Kommunistischen Paneien C hiles und Argentiniens übcrein· 
uimmend feststellten, lt,e eine Kriegseskalation vorab im Interesse der 
internationalen Ö I- und Rüstungskonzerne. Ihnen nämlich wUrden gro­
ße Waffenlieferungen und neue ExpansionsmOglicbkeiten a n der 
Atlantik-und PazifikkUste winken. Die faschistischen Armeckreise 
könnten ihrerseits eine WOle des C hauvinismus fü r neue Schläle gesen 
die demokratische Bewegung nutzen. 

Bolivien 
Nur vier ~onate währte die Amtszeit des Putschgenerals Percda (val. 
AlB 9/ 1978), dann er,riff Generalstabschef Padilla selbst die Macht . 
Diese Maßnahme stieß auf die Zustimmung der O pposition, so der 00. 
livianischen Arbeiterzentrale COB, Studentenorganisationen und des 
p rogressiven Parteien bundnisses FUDP unter Führung von Siles Zua­
zo, in der neben der Nationalen Revolut iOnären Bewelung, den tibera­
len auch die Kommunistische Partei und kleinere Parteien orpnisiert 
sind. Besonders provoziert worden waren Opposit io n und Offiziere 
durch die Ankündigung Percdas, nicbt $Chon Mitte 1979, sondern erst 
Ende 1980 Wahlen ausschreiben zu lassen, da das Land 1979 noch nicht 
reif für Wahlen sei. Heute konzent ri eren sich alle Hoffnungen auf eine 
Demokratisierung Boliviens, wofür es eini,e Anzeichen gibt . So ist der 
neue Innenminister selbst an einem mißllückten Putsch segen Banzer 
beteiligt gewesen und ein großer Teil des h inter Padilla stehenden jün­
geren Offizierskorps hatte ebenfa lls unler Banzer schon eine Demokra­
ti sierung und einen Rücbug des Milit.lrs von der politischen Macht ,e­
forden. 

Kuba-USA 
Nun mußte Jimmy Carter doch zugestehen, oaß die in oer zweiten No­
vemberhälf1e zu einer neuen " Kuba-Krise" hochgeschauke lten Be­
hauptungen, in Kuba seien MIG 23 OberSl;halln ugzeuge mi t Ausrtl­
stunl for atomare Kriegsführuns stat ioniert, nicht der Wirklichkeit 
entsprechen. Dahinter standen zwei Anliegen Washingtons: Zum einen 
durch die Anhlufuna neuen Konfliktstoffs den Abschluß des Abkom­
mens zur Bcgrenzuna strategischer Angriffswaffen (SA L T 11) mit der 
Sowjetunion zu hintertreiben. Zum anderen eine Verschärfung der an­
tikubanischen Gangart zu rechtfertigen. Denn zur gleichen Zeit , da 
man die an tikubaniSl;he Kampagne neu entfachte, fübrten die USA 
wiederholt "AufklärungsflUge" über der Insel durch. Ergtnzc:nd fand 
unter der Ikzeichnung "Gulf ex-79" das grOßte Manöver US­
amerikanischer und britischer See- und Luftstreitkrl fte sei t 1962 im 
Golf von Muiko und in der Karibik, nur 50 Meilen von Ku bas Küste 
entfernt, statt. Aber n icht nur Kuba gilt diese dreiwöchige militi rische 
Demonstration der Stlrke. Zugleich soll den sich mit Hilfe der USA an 
der Macht haltenden Diktaturen des lateinamerikanischen Ko ntinents 
die militlrische und politische P räsenz der USA symbolisiert werden. 

3. 



UNESCO: Bonn wider 
Medien-" Dekolonisierung" 

Überall in d~n bürgerlichen Zeitungen konnte man es ItSen: 
" Die freie Presse hat dnen Sieg errungen." Wogegen hat sie 
eigentlich gekämpft? 
Der 20. Vollversammlung der UJ'+.Organisalion für Erzie­
hung. Wisscnschaft und Kultur (UNESCO) lag der Entwurf 
einer " Dek laration über Grundprinzipen der Massenmedien 
zur Festigung des Friedens und der internationalen Verständi­
gung. zur Förd~rung der Menschenr«:hle und pes Kampfes 
gegen Rassismus, Apart heid und Kriegshetze" vor, in dem 
drei Passagen enthalten waren, die durch einen konzentrierten 
Angriff der Regierungen der Europäischen Gemeinschaft un­
ter der Führung der BRD und der rur sie berichtenden Medien 
zu Fall gebracht wurden: 
I . Die Dek laration wollte die Informationsmedien zu " kor­
rekter, o9jektiver, ausgewogener und vollständiger Berichter­
stattung" anhalten. 
2. Die Mitgliedsstaaten der UNESCO wurden aufgefordert, 
darüber zu wachen, daß die Medien ihres Landes diese Richt­
linien einhalten. Schließlich sollten 
3. die Informationsmedien dazu vtrpOichtet werden, in ihrer 
Berichterstattung einen Beitrag zum Kampf gegen Faschis­
mus, Rassismus und Kriegshetze zu leisten. 
Vernünftige Forderungen , sollte man meinen, die iin Interesse 
der Mehrheit der Völker liegen und darüber hinaus dem 
Grundgesetz der BRD entsprechen, das z. B. Krie~ und Ras­
senhetze unter Strafe stellt. Warum dann di~ Geschrei: 
" Der Welt droht Zensur" (Bonner Rundschau) oder "Ge­
fährliche Idee" (Frankfurter Rundschau)? 

P luralitälsapoSlel Gensche 

Wären diese Essentials tatsll.chlich in der politischen Praxis 
wirksam geworden, hätte es einschneidene Veränderu ngen in 
der Berichterstattung der Presse in den kapitalistischen Län­
dern geben müssen (etwa über den Befreiungskampf der un­
terdf1)cKten Völker der Dritten Welt); denn nach dem bürger. 
lichen Verständnis von Pressefreiheit ist in ihr auch die Frei­
heit zu lüge und Unwahrheit enthalten. Ja, es gibt im Rah­
men der ..... es tdeutschen Pres.selandschaft sogar ZeilUngen et­
wa des Kalibers Springer (es sind nicht die aunagenschwäch­
sten), zu deren Prinzip es nachgerade gehön, die Wahrheit zu 
unterdrtlcken, und dies auf die vielfll.ltigsle Art und Weise: 
durch Falschmeldungen, Teilinformation, Totsch ..... eigen. LO· 
g,. 

Daß es so etwas gibt, hat auch Bundesaußenminister Genscher 
zugeben mOssen: .. ... so verkenne ich keineswegs, daß jede 
Freiheit schlecht gebraucht oder sogar mißbraucht ..... erden 
kann. Dies gilt auch fü r die Freit:eit der Presse", sagte er in 
Paris. Na also, denkt man sich. nun muß er sich doch einset­
zen fOr diesen Entwurf. denn er ist offensichtlich gegen den 
Mißbrauch der Pressefreiheit . Doch ..... ei t gefehlt. Genscher ist 
der entschiedenste Gegner diese~ Deklaration ...... eil er ein viel 
besseres Rezept hat: .. Gesen' verfälsc hte Information gibt es 
nur ein Mittel: die Pluralität der Information. Die Vielfalt der 
Informationen und die Vielfalt der Informationsmedien -
dies i ~t der beste und der einzige Schutz gegen verfälschte Be­
richterstallung und manipulierte Meinungsmache. Nur Plura­
liUit macht objektive Meinungsbildung möglich." 
Lotet man Genschers Konzept einmal aus, läuft es darauf hin-
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aus, daß nur durch das Nebeneinander von falscher und rich­
tiger, von unvollstAndiger und sorgfältiger Information die 
Wahrheit gdunden werden kann. Nur dadurch also, daß 
manche Zeitungen permament die Unwahrheit schreiben, 
kann man überhaupt merken, daß andere es nic~t tun. Was 
bedeutet das Genscher-.Konzept eigentlich fIl r den durch­
schnittlichen Zeitungskonsumenten. der nur eine Zeitung am 
Tag liest und das Pech hat, gerade die zu lesen, die die "Frei­
heit der Presse mißbraucht?" Wo bleibt sein Menschenrecht 
auf vollständige und umfassende Information? Oder, was soll 
man tun, wenn aUe großen bü rgerlichen Zeitungen und auch 
das Fernsehen unvollständig informieren? Wie gerade eben 
geschehen bei der Berichterstattang Ober diese 20. Vollver­
sammlung der UNESCO, die ober die Verantwortung der 
Presse Beschlüsse zu fassen hatte. Keine der großen Tageszei. 
tungen hat es fe rtiggebracht, den vollständigen Text wenig­
stens der ü berschrift der beschlossenen Deklaration zu 
drucken. Statt dessen die immer wiederkehrende Meldun.: 
"Sieg fü r die Pressefreiheit." Welche Freiheit sie wohl mei­
nen? 

Oie "Dekolonislerung der Inrormalion" 

Trotzdem ist mit der Verabschiedung der Deklaration - auch 
wenn einige Forderungen amputiert worden sind - ein Schritt 
auf dem Wege zu einer grundlegenden Demokratisierung der 
.....e ltweiten Informationsordnung getan worden. Denn es liegt 
jetzt erstmals ein UN-Dokument vor, dessen Inhalt fIlr den 
Kampf der fortschrittlichen Krafte - vor allem in der Dritten 
Welt - ein hilfreiches Instrument darste llen kann. 
Die Notwendigkeit der "Dekolonialisierung der Infor­
mation" war bereits auf der 5. Gipfelkonferenz nichtpaktge­
bundener Lander, die 1976 in Colombo stattgefunden hatte, 
unterstrichen worden. In der dort verabschiedeten Deklara­
tion heißt es u. a.: "Eine neue internationale Ordnung für den 
Bereich der Information und der Massenmedien ist genauso 
wichtig wie eine neue internationale Wirtschaftsordnung." 
So wie die Länder der Dritten Welt beginnen, sich von der 
ökonomischen Abhängigkeit des Imperialismus zu befreien, 
so werden sie sich auch zwangsläufig aus dessen ideologischer 
Umklammerung lösen. Die in Paris v~rabschiedet e Deklara­
tion kann ihnen dabei von Nutzen sein. 


